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Russland - Das Legititnitätsdefizit 
des politischen Systelns als Hindernis 
der ökonolnischen Transfonnation 

STEFAN WIEDERKEI-m 

Einleitung 

Die politischen Turbulenzen seit der Entlassung der Regierung Cernomyrdin 
im März und der offene Ausbruch der Wirtschaftskrise im August 1998 mach-
ten deutlich, wie weit Russland von einer konsolidierten Demokratie und 
Marktwirtschaft noch immer entfernt ist. Zuvor hatten Ratings der Russländi-
sehen Föderation jeweils eine Position im oberen Mittelfeld der postsoziali-
stischen Transformationsstaaten zugewiesen. Dies bedeutete, dass man der 
Reformpolitik in Teilbereichen zwar beträchtliche Erfolge zubilligte, gleich-
zeitig aber feststellte, dass noch immer wesentliche Elemente der alten 
Ordnung mit solchen der neuen koexistierten.! 

Drei Erklärungenfür Russlands Transjormationssc!nuierigkeiten 

Vereinfachend könnte man in der Forschungsliteratur drei Grundtypen von 
Erklärungen dafür unterscheiden, dass die Transformation2 in Russland 
gebremst verläuft und möglicherweise ihr Ziel nicht erreichen wird: 

ADRIAN KAHATNYCKY: Introduction. Political and Economic Reform in East Central Europe and 
the New Independent States: A Progress Report. In: Adrian Karatnycky u. a. (Hg.): Nations 
in Transit 1997. Civil Society, DemocracyandMarkets in East Central Europeand tbe Newly 
Independent States. New Brunswick-London 1997, S. 3-16, hier S. 9-15, HANS-HERMANN HÖH-
MANN: Gemeinsamkeiten und Divergenzen im Prozess der osteuropäischen Wirtschaftstrans-
formation. Stichworte für eine Zwischenbilanz. In: Der Osten Europas im Prozess der Diffe-
renziemng. Fortscbritte und MiSSe/folge der Transformat ion. München-Wien 1997 (= Jahr-
buch B10St, 1996/97), S. 189-203, hier S. 192 f. [= HÖHMANN (997)]. 

2 Transformation bezeichnet hier einen zeitlich begrenzten und zielgerichteten Prozess der 
Einführung von Demokratie und Marktwirtschaft. Zu dieser Definition vgl. HOI.M SUND HAUS-
SEN: Die ,Transformation .. Osteuropas in historischer Perspektive oder: Wie gross ist der Hand-
lungsspielraum einer Gesellschaft? In: Hellmut Wollmann u. a. (Hg.): Transformation sozia-
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1. FeMel' in der Tmnsformationspolitik: Gemäss dem ersten Erklärungstypus 
gehen die Schwierigkeiten im russländischen Transformationsprozess haupt-
sächlich darauf zurück, dass die politischen und ökonomischen Eliten seit 
dem Umbruch zu wenig konsequent und zu wenig schnell die externen 
Institutionen3 von Demokratie und Marktwirtschaft implementiert haben. Im 
speziellen seien nicht in genügendem Ausmass garantierte private Eigentums-
rechte geschaffen worden, die die Voraussetzung für das Spielen von Markt-
mechanismen bildeten. Da der Markt ineffiziente Produktionsweisen bestrafe, 
würde - so die Erwartung - das Eigeninteresse der Privateigentümer in kur-
zer Zeit Wirtschaftswachstum herbeiführen, wenn der Staat von korrigieren-
den Eingriffen absehe. 4 Diese Argumentation beruht auf der Annahme, dass 
rechtsstaatliche Institutionen und klare ökonomische Spielregeln als selbst-
regulative Systeme die Gesellschaft und die Verhaltensweisen der Akteure 
prägen.5 

Da mit der Präsidentschaftswahl von 1996 der äusserliche Umbau zu einem 
demokratischen politischen System auf der gesamtstaatlichen Ebene abge-
schlossen wurde, beurteilen Vertreter dieses Ansatzes die politische Reform 
trotz gewisser Einschränkungen als Erfolg.6 

listiseher Gesel/sehajien: Am Ende eies Anjangs. Opladen 1995 (= Leviathan. Sonderh., 15), 
S. 77-92, hier S. 78, HANS-HEIlMANN HÖHMANN: Vorwort. In: Der Osten Europas im Prozess der 
Differenzienmg (1997), S. 13-15, hier S. 13, EßEIlHARD SCHNEIDEIl: Begriffe und theoretische 
Konzepte zur politischen Transformation. In: Der Osten Europas im Prozess der Differenzie-
rung (1997), S. 17-25, hier S. 17 f. [= SCHNEIDEIl (1997)]. 

3 Externe Institutionen sind gemäss der Institutionenökonomik vom Staat geschaffene, in Ver-
fassung und Gesetzen niedergelegte Regeln, deren Einhaltung durch das staatliche Gewalten-
monopol gewährleistet wird. Demgegenüber sind interne Institutionen mentale Prägungen 
und internalisierte Werte einer Gesellschaft, deren Verletzung im privaten Rahmen sanktio-
niert wird. Vgl. JOACI-IIM AI-IHENS: Theoretische Grundlagen für die Transformationspolitik in 
Russland. In: Osteuropa-Wirtsehaji, 42 (1997), S. 1-32, hier S. 8 f., ROLAND GöTZ: Weitere 
Theorien der ökonomischen Transformation. Die Rolle der Institutionen. In: Osteuropa, 
48 (1998), S. 1086-1100, hier S. 1092-1094 [= GöTZ (1998)]. Bei internen und externen Insti-
tutionen handelt es sich um relativ stabile Regeln menschlichen Verhaltens, deren Nichtbeach-
tung mit Sanktionen belegt ist. Institutionen haben eine orientierungsstiftende und koordi-
nierende Funktion, denn sie schaffen Anreize, bestimmte Handlungen zu ergreifen oder zu 
unterlassen, und erhöhen so die Erwartungssicherheit aller Akteure über das Verhalten der 
anderen. Im folgenden verwende ich den Begriff -Institutionen .. nur für externe Institutionen 
im Sinne der obigen Definition. Zum Institutionenbegriff vgl. auch unten Anm. 5, 12, 13. 

4 Kritische Überblicke über verschiedene Varianten dieses Ansatzes bei AI-IRENS (1997), GÖTZ 
(1998), ROLAND GöTZ: Theorien der ökonomischen Transformation. In: Osteuropa, 48 (1998), 
S. 339-354 [= GöTZ (1998a)]. 

5 GÖTZ (1998), S. 1090 f. Vgl. auch SUNDI-IAUSSEN (1995), S. 78 und Anm. 3, 12, 13. 
6 Vgl. THOMAS F. REMINGTON: Democratization and the New Political Order in Russia. In: Karen 

Dawisha, Bruce Parrott (Hg.): Demoerafie Changes and Autboritarian Reaetions in Russia, 
Ukraine, Belm'us, andMoldova. Cambridge 1997 (= Democratization and Authoritarianism 
in Postcommunist Societies, 3), S. 69-129, hier S. 117 f., EßERHARD SCHNEIDER: Staatsdumawahl 
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2. Das sowjetiscbe Erbe: Nach dem zweiten Typus von Erklärungen stellen 
das strukturelle und mentale Erbe der Sowjetzeit die Haupthindernisse für 
eine erfolgreiche Transformationspolitik dar. Damit ist erstens der reale Zustand 
der Ökonomie gemeint, eier sich als Folge der systemimmanenten Mängel 
der jahrzehntelang praktizierten Planwirtschaft katastrophal präsentiere.7 

Weiter bestehe aufgrund der sogenannten Akteurlücke nur eine geringe 
Nachfrage nach elen spezifischen Qualitäten von Demokratie und Markt. Die 
Tatsache, dass die sozialen Unterschiede in sozialistischen Gesellschaften 
vergleichsweise gering gewesen seien und aufgrund der staatlichen Verbote 
eine Tradition der gesellschaftlichen Selbstorganisation fehle, behindere die 
Herausbildung kollektiver Akteure mit klar strukturierten Partikularinteres-
sen, die nach geregelten Verfahren des Interessenausgleichs und der Konflikt-
austragung verlangten. Ausserdem existierten aufgrund des Staatseigentums 
an Produktionsmitteln bis heute nicht in ausreichender Zahl selbständige, 
mit dem notwendigen Kapital und marktwirtschaftlichen Handlungswissen 
ausgestattete Wirtschaftsakteure, die ein gemeinsames Interesse am Markt als 
einem effizienten Regelungsmechanismus der Güterproduktion und -distri-
bution aufwiesen. Hinter dieser Argumentation steht der Gedanke, dass 
demokratische und marktwirtschaftliche Institutionen nur unter bestimmten 
sozioökonomischen Voraussetzungen Stabilität erlangen können, die die 
sowjetische Periode der Geschichte Russlands nur unzureichend hervorge-
bracht habe.8 

Schliesslich wird die These vertreten, dass sich im sowjetischen Herrschafts-
und Wirtschaftsmodell ein spezieller Menschentypus herausgebildet habe, der 

1995 und Präsidentenwahl1996 in Russland. In: Der Osten Europas im Prozess der Differen-
ziel1mg (1997), S. 50-70, hier S. 68 f. [= SCHNEIDER (1997a)], THEODOR SCHWEISFUHTH, RALF ALLE-
WELDT: Die neuen Verfassungsstrukturen in Osteuropa. In: Georg Brunner (Hg.): Politisebe 
und 6kollomisehe Transjor/nation in Osteuropa. 2., akt. Aufl. Berlin 1997 (= Osteuropafor-
schung, 36), S. 45-102, hier S. 102, GALINA LUCHTERHANDT: Institutionalisierungsprozesse in 
der Politik seit der Verfassungsreform 1993. Eine Einführung. In: Das neue Russland in Politik 
und Kultur. Bremen 1998 (= Veröffentlichungen zu Kultur und Gesellschaft im östlichen 
Europa, 5), S. 26-35 [= LUCHTEIlI-IANDT (1998)J. 

7 ROLAND GÖTZ: Die Wirtschafts- und Gesellschaftsstruktur der Sowjetunion als Hypothek für 
die Systemtransformation in Russland. Köln 1994 (= B10St, 1994, Nr. 8) [= GöTZ (1994)]. Vgl. 
auch ALEXANDER DALLlN: Causes of the Collapse of the USSR. In: Post-Soviet Affairs 8 (1992), 
S. 279-302, hier S. 294 f., HANS-HEHMANN HÖHMANN: Ökonomische Transformation in Russ-
land. Stabilisierungs politik, Systemwechsel und politisch-wirtschaftliche Interdependenzen. 
In: Aujbrueb im Osten Europas. Cbaneen jür Demokratie lind Marktwirtsebaji naeb dem 
Zeljall des Kommunismus. München-Wien 1993 (= Jahrbuch B10St, 1992/93), S. 153-164, 
hier S. 156, GERHARD SIMON: Wa17l.m ging dieSowjetllllion untellKöln 1995 (= B10St, 1995, 
Nr. 52), S. 21 f. [= SIMON (1995)J. 

8 FRANK BÖNKEH u. a.: Einleitung. In: Woll mann u. a. (1995), S. 11-29, hier S. 16-21. 
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sich in grundlegenden Eigenschaften vom Homo oeconomicus unterscheide. 
Für diesen Homo sovielicus seien eine kapitalismusfeindliche, egalitäre Wirt-
schaftsmentalität und eine paternalistische Auffassung vom Staat typisch. Die 
rasche Durchsetzung von Demokratie und Marktwirtschaft scheitere daher 
an mentalen Barrieren, die nur langfristig abgebaut werden könntenY 

3. Die Kontinuität derHindernissefürDemokratie undMarktwirtscbq!t seit 
vorrevolutionärerZeit: Auch die Vertreter des dritten Typus erklären die Pro-
bleme im russländischen Transformationsprozess mit grundlegenden öko-
nomischen Strukturdefiziten, mit der Schwäche der potentiellen sozialen 
Trägerschichten von Demokratie und Marktwirtschaft sowie mit mentalen 
Prägungen. Sie verweisen aber darauf, dass das sowjetische Herrschafts- und 
Wirtschafts modell gerade in dieser Hinsicht keinen prinzipiellen Bruch mit 
der vorrevolutionären Vergangenheit darstelle; vielmehr habe es bestehende 
Defizite konserviert und bereits vorhandene Tendenzen verstärkt. 

Nach dieser Auffassung hängt die egalitäre Wirtschaftsmentalität des Homo 
sovieticus ursächlich mit der späten Aufhebung der Leibeigenschaft und dem 
noch längeren Fortbestehen der bäuerlichen Landumverteilungsgemeinde 
zusammen. Weiter wird darauf hingewiesen, dass eine paternalistisch geprägte 
politische Kultur, die Dominanz des Zentrums über die Peripherie, das Über-
gewicht des Staates über die Gesellschaft und deren mangelnde Selbstorga-
nisation schon lange vor der Sowjetzeit Grundprobleme der Geschichte Russ-
lands darstellten. Nicht nur die Ursachen, sondern auch die konkreten Ausfor-
mungen der Strukturdefizite der sowjetischen Planwirtschaft liessen sich in 
erstaunlichem Ausmass in die vorrevolutionäre Periode zurückverfolgen. Die 
geringe Produktivität der Landwirtschaft und die herausragende Rolle des 
Staates als Wirtschaftsakteur und Motor einer Industrialisierung, die militärisch-
imperialen Bedürfnissen untergeordnet bleibe, stellten keine grundsätzlich 
neuen Erscheinungen der Sowjetzeit dar, sondern seien zwei Aspekte der 
relativen ökonomischen Rückständigkeit gegenüber dem Westen, die Russ-
land seitjahrhunderten kennzeichne. Mit der ökonomischen Rückständigkeit 
stehe wiederum die Unterentwicklung potentieller Trägerschichten von 
Demokratie und Marktwirtschaft in einem Interdependenzverhältnis.10 

9 BEHND KNABE: Soziale Gruppen und ihre Organisationen im Transformationsprozess. In: Auf-
bnlch im Osten Europas (1993), S. 59-{'i9, hier S. 59-{'i1, JURI LEWADA: Die Sowjetmellschen. 
Soziogramm eines Zelfalls. München 1993, v. a. S. 16-26, 300-303. 

10 CARSTEN GOEHRKE: Die Russländische Föderation im Schatten der Vergangenheit. In: Dieter 
Ruloff (Hg.): Die Erblast der Sowjetunion. Chur-Zürich 1995 (= Sozialwissenschaftliche Stu-
dien des Schweizerischen Instituts für Auslandforschung, 24), S. 85-102, SUNDHAUSSEN (1995), 
S.77-92, MANFRED HILDERMEIEH: Geschichte der Sowjet union 1917-1991. Entstehung und 
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Die Anhänger dieses Erklärungsmusters teilen mit Vertretern der zweiten 
Position die Ansicht, dass über lange Zeiträume hin gewachsene wirtschaft-
liche und gesellschaftliche Strukturen und die damit verbundenen Mentalitä-
ten nicht kurzfristig veränderbar seien und dass diese deshalb den Handlungs-
spielraum für Reformen in der Gegenwart einschränkten. Da sie Kontinuitäten 
über 1917 hinaus höher bewerten als Strukturbrüche, kommen sie in der 
Regel zu einer noch pessimistischeren Einschätzung der gegenwärtigen 
Transformationschancen.11 

Merkels Mehrebenen1nodell der denwkratischen Konsolidierung 
und seine Anwendung auf Russland 

Die drei Typen von Deutungen der Transformationsschwierigkeiten Russ-
lands, die ich hier stark vereinfacht nachgezeichnet habe, gehen von unter-
schiedlichen theoretischen Prämissen über die gegenseitige Beeinflussung 
von Institutionen und Verhalten aus. Sie fokussieren jeweils eine andere 
Schicht struktureller Wandlungsprozesse, die mit höherer oder tieferer 
Geschwindigkeit ablaufen. Von besonderem Interesse ist daher ein theore-
tischer Ansatz, der die Transformation analytisch in Prozesse auf mehreren 
strukturellen Ebenen aufgliedert, die bis zu ihrem Abschluss unterschiedliche 
Dauer in Anspruch nehmen, sich in ihrem ganzen Verlauf jedoch gegenseitig 
stabilisieren oder negativ beeinflussen können. 

Gemäss Wolfgang Merkeis Mebl'ebenenmodell der demokratiscben Kon-
solidierung, das analog auch auf die Konsolidierung der Marktwirtschaft über-
tragen werden kann, sind folgende Teilprozesse der Transformation zu unter-
scheiden: 

1. Die institutionelle Konsolidierung (Herausbildung einer gewaltenteiligen 
Verfassung, der zentralen Staatsorgane und eines demokratischen Wahl-
rechts) nimmt am wenigsten Zeit in Anspruch. 
Niedergang des ersten sozialistiscben Staates. München 1998, S. 1080-1092, GERHARD SIMON: 
Welcben Raum lässt die Gescbichtefür die Mode1'11 isieru ng Russlands? Köln 1998 (= B10St, 
1998, Nr. 19). Zu einzelnen Aspekten WOLFGANG PFEILER: Historische Rahmenbedingungen 
der russischen politischen Kultur. In: Hans-Joachim Veen, Peter R. Weilemann (Hg.): Russ-
land auf dem Weg zur Demokratie? Politik und Parteien in der Russischen Föderation. 
Paderborn etc. 1993 (= Studien zur Politik, 20), S. 13-42, GERHARD SIMON: Zukunft aus der 
Vergangenheit. Elemente der politischen Kultur in Russland. Köln 1995 (= B10St. 1995, Nr. 10) 
[= SIMON (1995a)1, SERGE] SAIZEW: Über die russische Wirtschaftskultur. In: Osteuropa-Wi11-
schaft. 43 (998), S. 36-70. 

11 Vgl. PFEILER (993), S. 42, GOEIIRKE (1995), S. 99 f., SIMON (1998), S. 25-29. 
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2. Die repräsentative Konsolidierung (Entstehung eines Systems von Parteien 
und Verbänden zur Repräsentation von Interessen) dauert länger. Sie wird 
einerseits durch die handlungseingrenzenden Normen auf der institutio-
nellen Ebene strukturiert, wirkt andererseits, sofern sie gelingt, stabilisie-
rend auf die normativen Vorgaben zurück. 

3. Die Verbaltenskonsolidierung der Eliten ist dann abgeschlossen, wenn 
kein relevanter politischer, militärischer oder wirtschaftlicher Akteur sei-
ne Interessen ausserhalb der unter 1 und 2 genannten demokratischen 
Institutionen durchzusetzen versucht, sondern vielmehr durch deren ste-
tigen Gebrauch zu ihrer Konsolidierung beiträgt. 

4. Der Verhaltens-, Werte- und Einstellungswandel der breiten Bevölkerung, 
die Konsolidierung dercivic cu1ture, nimmt am meisten Zeit in Anspruch. 
Erst mit dem Abschluss dieses Prozesses kann von einer wirklich konso-
lidierten Demokratie gesprochen werden, die eine weitgehende Resistenz 
gegen Krisen auf den ersten drei Ebenen aufweist. 12 

Die Stärke dieses Modells besteht darin, dass es eine Wechselwirkung zwi-
schen Institutionen und Verhalten annimmt und diese mit der zeitlichen 
Dimension verknüpft. Einerseits induzieren Institutionen Verhalten. Mit 
zunehmender Geltungsdauer erfüllen sie immer besser ihre Funktion, durch 
normative Verhaltensvorgaben die Erwartungssicherheit aller Beteiligten Zu 
erhöhen und auf diese Weise materielle und immaterielle Transaktionskosten 
zu senken. Umgekehrt stabilisieren Eliten und Bevölkerung Institutionen, 
wenn sie sich über längere Zeit normkonform verhalten und den Institutio-
nen durch deren stetigen Gebrauch Legitimität verleihen. Die Etablierung 
äusserer demokratischer Institutionen kann daher im besten Falle eine sich 
selbst verstärkende positive Entwicklung - gewissermassen das Gegenteil 
eines Teufelskreises - in Gang setzen, an deren Ende eine konsolidierte 
Demokratie steht, weil sich nicht nur die äusserlichen Verhaltensweisen, son-
dern auch die Einstellungen der breiten Bevölkerung gewandelt haben. Je 
weiter aber zu Beginn des Prozesses demokratische Institutionen vom ver-
innerlichten Verhalten von Eliten und Bevölkerung abweichen, desto kleiner 

12 WOLFGANG MERKEL: Theorien der Transformation. Die demokratische Konsolidierung post-
autoritärer Gesellschaften. In: Klaus von Beyme, Claus Offe (Hg.): Politische Theorien in der 
Ära der Transformation. Opladen 1996 (= Politische Vierteljahresschrift. Sonderh., 26 (1995), 
S. 30-58, hier S. 38-40, WOLFGANG MERKEL u. a.: Einleitung. Die Institutionalisierung der 
Demokratie. In: Wolfgang Merkel u. a. (Hg.): System wechsel 2: Die Institutionalisiel7mg der 
Demokratie. Opladen 1996, S. 9-36, hier S. 12 f. Vgl. auch WOLFGANG MERKEL: Einleitung. In: 
Wolfgang Merkei, Eberhard Sandschneider (Hg.): Systemwechsel3: Parteien im Transforma-
tionsprozess. Opladen 1997, S. 9-21, hier S. 11 (schematische Darstellung). 
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ist die Chance, dass sich Norm und Verhalten gegenseitig stabilisieren und 
langfristig eine gefestigte Demokratie entsteht.13 Zum Schlüsselbegriff, über 
den sich die Interdependenzen von Institutionen, Verhalten und Einstellun-
gen erklären lassen, wird die Legitimität des demokratischen politischen 
Systems. Diese ist zu verstehen als der "Glaube, dass das Ensemble der exi-
stierenden politischen Institutionen und Verfahren besser ist als jede andere 
Systemalternative". Dieser Glaube kann mit der zeitlichen Dauer ZLJ- oder 
abnehmen.14 

Aus der analytischen Unterscheidung von vier Ebenen, auf denen der 
Transformationsprozess mit unterschiedlicher Geschwindigkeit abläuft, erge-
ben sich theoretische Konsequenzen für die Fragestellung des vorliegenden 
Beitrages: In der Zeitspanne von einem guten Jahrzehnt seit Beginn der Pere-
strojka und erst recht in der noch kürzeren Periode seit der Unabhängigkeit 
der Russländischen Föderation sind vom Modell her gesehen vor allem auf 
der institutionellen Ebene einschneidende Veränderungen zu erwarten. Die 
Herausbildung einer demokratieunterstützenden Staatsbürgerkultur und einer 
gefestigten kapitalistischen Wirtschaftsmentalität ist demgegenüber ein Pro-
zess von ungleich längerer Dauer. Dieser muss sich noch immer im Anfangs-
stadium befinden, wenn sich seine Wurzeln nicht bis in oder sogar vor die 
Sowjetzeit zurückverfolgen lassen. In abgeschwächter Form gilt dies auch 
für die Transformation auf der repräsentativen Ebene und ein verändertes 
Verhalten der Eliten. 

Daher werde ich mich im folgenden eingehend mit dem institutionellen 
Wandel befassen. Allerdings geht es nicht primär darum, die bisher durchge-
führten institutionellen Reformen an theoretischen Massstäben von Demokra-
tie und Marktwirtschaft zu messen. Im Zentrum steht vielmehr das Problem, 
ob das Verhalten der wichtigen Akteure im Prozess der Institutionenbildung 
Anzeichen dafür erkennen lässt, dass auf den strukturell tieferliegenden Ebe-
nen während oder vor der Perestrojka Entwicklungen in Gang gekommen 
sind, die zwar mit langsamer Geschwindigkeit ablaufen, langfristig aber 

13 MERKEL (1996), S.38, 49, 51-54, AIIHENS (1997), S.22-27, RElvIlNGTON (1997), s. 116-119, 
RUSSELL BOVA: Political Culture, Authorily Patterns, and the Architecture of the New Russian 
Democracy. In: Harry Eckstein u. a. (I-Ig.): Cau Democracy Take Roof in Post-Soviet Russia? 
&.;plorations in State-Society Relations. Lanham etc. 1998 (= Dilemmas of Democratization 
in Post-Communist Countries, 1), S. 177-200, hier S. 197, GÖTZ (1998), s. 1090-1096. Vgl. 
auch GERHARD GÖHLER: Wie verändern sich Institutionen? Revolutionärer und schleichender 
Institutionenwandel. In: Gerhard Göhler (I-Ig.): Institutionenwandel. Opladen 1997 (= Levia-
than. Sonderh., 16), S. 21-56, hier S. 27-29, 43-51, HARRY ECKSTEIN: Congruence Theory 
Explained. In: Eckstein u. a. (1998), S. 3-33. 

14 MERKE!. (1996), S. 52. Vgl. ebenda, S. 38, 51-54. 
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Demokratie und Marktwirtschaft in Russland stabilisieren könnten. Umge-
kehrt untersuche ich, ob und wie die am Ende der Breznev-Ära bestehenden 
und seither neugebildeten Institutionen auf das Verhalten der Akteure in Russ-
land einwirkten, wie sich die Legitimität des politischen und ökonomischen 
Systems entwickelte und welche Erfolgsaussichten sich daraus für den wei-
teren Verlauf der Transformation ergeben. 

Konkret interessieren mich folgende Tendenzen, die - falls sie die gegen-
w~irtige Entwicklung prägen - jeweils den Bruch mit einem strukturellen 
Grundproblem der Geschichte Russlands (gemäss dem dritten Erklärungs-
typus für die gegenwärtigen Transformationsschwierigkeiten) bedeuten wür-
den: 

1. Überwindung der Machtkonzentration und Überzentralisierung durch 
Gewaltenteilung im Zentrum und Regionalisierung/Föderalisierung des 
Landes; 

2. Vorrang der Institutionen und des Rechts vor den Trägern der Macht 
(Rechtssicherheit); 

3. Vorrang der inneren ökonomischen und gesellschaftlichen Modernisierung 
vor aussenpolitischer Hegemonie; 

4. Organisation von sozioökonomischen Partikularinteressen in Form eines 
klar strukturierten Parteien- und Verbandswesens, wobei alle beteiligten 
Akteure an stabilen Verfahren des Interessenausgleichs und der Konflikt-
beilegung interessiert sind; 

5. Entstehung einer breiten Schicht von Akteuren mit wirtschaftlicher Eigen-
initiative, die ein gemeinsames Interesse am Markt als effizientem Rege-
lungsmechanismus der Güterproduktion und -distribution verbindet. 

Der Rückblick auf den Beginn des Jahrhunderts soll im Schlussabschnitt ein 
vorläufiges Urteil darüber erlauben, inwieweit Erfolg und Misserfolg des 
gegenwärtigen Systemwechsels auf Kontinuitäten zurückgehen, die über die 
sowjetische Periode hinaus zurückreichen. Andererseits wird auf diese Weise 
deutlich, welche systemimmanenten Ursachen für den Untergang des 
Sowjetsystems den Verlauf des Transformationsprozesses in Russland bis 
heute beeinflussen. 
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Stagnation im "entwickelten Sozialismus» 

Bis zum Tode L. 1. Breznevs im Jahre 1982 hatte sich in der Sowjetunion ein 
politisches und ökonomisches System - in offizieller Terminologie der "ent-
wickelte Sozialismus" - herausgebildet, welches nach innen und aussen rela-
tiv stabil schien. 15 Die RussIändische Sozialistische Föderative Sowjetrepublik 
(RSFSR), aus der die heutige Russländische Föderation entstehen sollte, war 
damals als grösste Unionsrepublik in den umfassenderen staatlichen Zusam-
menhang der Sowjetunion eingebunden. 

Das politische System, 

Die Velj"assung der UdSSR von 197716 schrieb die führende Rolle der KPdSU 
in Staat und Gesellschaft (Art. 6), das Prinzip des "demokratischen Zentralis-
mus" (Art. 3) sowie die Gewaltenkonzentration beim Obersten Sowjet der 
UdSSR (Art. 2 und 108) fest. Der föderalistische Staatsaufbau (Art. 70) wider-
spiegelte sich unter anderem darin, dass Unions- und Nationalitätensowjet 
als gleichberechtigte, gleich grosse Kammern den Obersten Sowjet bildeten 
(Art. 109 0. Die Unionsorgane besassen gemäss der Verfassung weitreichende 
Kompetenzen gegenüber den 15 Unionsrepubliken (Art. 73), die aber ihrer-
seits theoretisch ein Recht auf freien Austritt aus der UdSSR besassen (Art. 72) 
und in den Republiksverfassungen als "souverän" bezeichnet wurden. 17 Diese 
Souveränität und der Sowjetföderalismus blieben jedoch selbst in der Theorie 
bedeutungslos, stimmte doch die Verfassung der RSFSR von 1978 wie die 
übrigen Republikverfassungen inhaltlich, über weite Strecken sogar wörtlich, 

15 GERHAllO SIMON, NAD)A SIMON: Veljallllnd Untergang des sowjetischen Imperiums. Mit zahl-
reichen Dokumenten. München 1993, S. 18. 

16 Deutscher Text in: GEORG BIlUNNER, BORIS MEISSNEIl (Hg.): Veljassungen der kommunistischeIl 
Staaten. Paderborn etc. 1979, S. 385-415. Zu den Grundzügen der sowjetischen Verfassung 
von 1977: BORIS MEISSNER: Sowjetunion. In: Brunner, Meissner (979), S. 374-386, ELLEN Bos: 
Verfassunggebungsprozess und Regierungssystem in Russland. In: Merkel u. a. (996), 
S. 179-211, hier S. 179, HILDEIlMEIEIl (998), S. 857-866. 

17 Gemäss Art. 68 der Republiksverfassung von 1978 war die RSFSR .. ein souveräner sozialisti-
scher Sowjetstaat", der sich .. durch die freie Selbstbestimmung der Nationen auf der Grund-
lage der Freiwilligkeit une! Gleichberechtigung gemeinsam mit den Sozialistischen Sowjet-
republiken [. .. 1 in der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken, einem einheitlichen mul-
tinationalen Bundesstaat, vereinigt- hatte. Deutscher Text der Verfassung der RSFSR von 1978 
in: DIETRICH FRENZKE: Die mssischen Veljassullgen von 1978 und 1993. Eine tee\·thistorische 
Dokumentation mit komparativem Sachregister. Berlin 1995 (= ROW-Schriftenreihe, 2), 
S.52-229. 
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mit der Unionsverfassung überein. 18 Die RSFSR besass ihrerseits eine föderali-
stische Struktur und bestand aus 86 Einheiten mit unterschiedlichem Rechts-
status, die ich im folgenden mit dem Sammelbegriff Regionen bezeichne.19 

Der Oberste Sowjet der UdSSR war entsprechend dem Prinzip der Gewal-
tenkonzentration berechtigt, "über alle Fragen zu entscheiden, die nach die-
ser Verfassung zur Kompetenz der UdSSR gehören" (Art. 108). Das oberste 
Exekutivorgan, der Ministerrat der UdSSR, war dem Obersten Sowjet respek-
tive dessen Präsidium verantwortlich. Letzteres übernahm als formal höchste 
Gewalt im Staat unter anderem auch die Aufgaben eines Verfassungsgerich-
tes. 20 

Die Struktur der Unionsorgane reproduzierte sich grundsätzlich auf der 
Ebene der Republiken und der Regionen, wobei vor allem die doppelte 
Unterstellung der Exekutivorgane bemerkenswert ist. Diese waren horizontal 
dem Sowjet der entsprechenden Ebene verantwortlich, also der formalen 
Volksvertretung, gleichzeitig aber gemäss dem Prinzip des demokratischen 
Zentralismus an die Beschlüsse des Exekutivorgans der nächsthöheren Ebene 
gebunden. 21 

Ausschliesslich die Kommunistiscbe Partei der Sowjetunion (KPdSU) und 
die mit ihr verbundenen Organisationen verfügten über das Recht, Kandida-
ten für die Sowjets und ihre Organe zu nominieren, die dann in pseudodemo-
kratischen Wahlen ohne Alternative fast einstimmig bestätigt wurden. Obwohl 
die KPdSU auf diese Weise die Zusammensetzung der Staatsorgane und die 
politischen Entscheidungsprozesse bereits vollständig unter Kontrolle gehabt 
hätte, lag die Entscheidungsgewalt faktisch bei den Parteiapparaten. Diese 
existierten auf sämtlichen hierarchischen Ebenen - mit beträchtlichen per-
sonellen Überschneidungen - parallel zu den staatlichen Einrichtungen und 
degradierten letztere zu bIossen Ausführungsorganen. Die Parteiapparate 
waren ebenfalls dem Prinzip des demokratischen Zentralismus unterworfen, 
so dass Unitarismus und Zentralismus die Verfassungswirklichkeit der Sowjet-
union unter Breznev bestimmten. 22 

18 DIETRICH FRENZKE: Einführung. In: Frenzke (1995), S. 17-35, hier S. 18 f. 
19 16 Autonome Sozialistische Sowjetrepubliken (ASSR), 5 Autonome Gebiete (avtonomnaja 

oblast'), 10 Autonome Kreise (avtonomnyj okrug), 6 Regionen (kraj) und 49 Gebiete (oblast'). 
20 HILDERMEIER (1998), S. 857-862. 
21 Ebenda, s.862-864, KIRK MILDNER: Lokale Politik und Venoaltung in Russland. Zwiscben 

Neuan!ang, Erbe und KOl71lption. Basel etc. 1996 (= Stadtforschung aktuell, 60), S. 58-75. 
22 BOHlS MEISSNER: Sowjetföderalismus und staatsrechtliche Stellung der Nationalitäten der RSFSR 

bis 1991. In: Andreas KappeIer (Hg.): Regionalismus undNationalismus in Russland. Baden-
Baden 1996 (= Nationen und Nationalitäten in Osteuropa, 4), S. 41-55, hier S. 50-54, JEFFREY 
W. I-lAI-IN: Democratization <md political participation in Russia's Regions. In: Dawisha, Parrott 
(1997), S. 130-174, hier S. 132 f., HILDERMEIER (1998), S. 847 f., 857-860, 874 f., EBERHARD 
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Insgesamt zeigt sich daher als grundlegendes Merkmal des politischen 
Systems der Sowjetunion und der RSFSR vor der Perestrojka, dass zwischen 
Verfassungswirklichkeit und verfassungsmässiger Ordnung ein eklatanter 
Widerspruch bestand, obwohl auch letztere die Einparteienherrschaft der 
KPdSU festschrieb und keineswegs einer gewaltenteiligen Demokratie im 
westlichen Sinne entsprach. 

Die Staatsstrukturen der UdSSR können zwar einerseits als blosse Fassade 
für eine zentralistische Diktatur interpretiert werden, die ihre Macht auf die 
Ideologie des Marxismus-Leninismus, auf die Sicherheitsapparate und die 
Armee stützte. Andererseits handelte es sich beim Herrschaftssystem des "ent-
wickelten Sozialismus" in den siebziger Jahren nicht mehr um eine personale 
Diktatur wie unter Stalin, sondern um eine Oligarchie der Nomenklatura, für 
die Hildermeier die Bezeichnung "konsultativer Autoritarismus,,23 vorgeschla-
gen hat. Denn in der Zusammensetzung des Politbüros der KPdSU, welches 
faktisch das mächtigste Gremium in der Sowjetunion war, wurden ab den 
sechziger Jahren die wichtigsten Regionalinteressen, Institutionen und kol-
lektiven Akteure repräsentativ berücksichtigt. 24 

Die RSFSR wurde gewissermassen vom Zentrum mitverwaltet und nahm 
insofern eine Sonderstellung innerhalb der UdSSR ein, als ihre staatlichen 
Strukturen noch mehr institutionelle Fassade waren als in den übrigen 
14 Unionsrepubliken. Gewisse Institutionen wie eine Kommunistische Partei, 
ein KGB, eine Akademie der Wissenschaften oder ein Innenministerium, die 
sonst auf der Ebene der Unionsrepubliken überall existierten, fehlten in der 
RSFSR vollständig. 25 Die Staatlichkeit Russlands innerhalb der UdSSR war 
somit zwar unterentwickelt, umgekehrt waren jedoch das Zentrum und die 
unionsweiten Partei- und Staatsorgane russisch dominiert. 26 Diese Sonder-
stellung der RSFSR ist der institutionelle Ausdruck davon, dass das russische 
Nationalbewusstsein traditionell stärker auf das Vielvölkerimperium und weni-
ger auf die Russen als Ethnos bezogen war. Die sowjetische Version dieses 

SCI-INEIDER: Die örtliche Selbstverwaltung in der Russländischen Föderation. Köln 1998 
(= BlOSt, 1998, Nr. 15), S. 8 [= SCHNEIDER (1998)], 

23 HILDERMEIER (1998), s. 1013. 
24 Ebenda, S. 833 f., S. 1009-1013. 
25 GALINA LUCI-ITERHANDT: Der Aufbau der nationalen Staatlichkeit Russlands. In: RusslalZd- Frag-

mente eilZerpostsowjetiscben Kultur. Bremen 1996 (= Veröffentlichungen zur Kultur und 
Gesellschaft im östlichen Europa, 3), S. 10-40, hier S. 10 [= LUCHTEHIIANDT (1996)J. 

26 GERI-IARD SIMON: Nationalismus und Nationalitätenpolitik in der Soujetullioll. 17011 der tota-
litären Diktatur zur nacbstalinistiscbel1 Gesellscbajt. Baden-Baden 1986 (= Osteuropa und 
der internationale Kommunismus, 16), S. 314-316, MEISSNER (1996), S. 53 f., Hn.DERMEIEH (1998), 
S.873-877. 
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imperialen Bewusstseins war der Sowjetpatriotismus, dessen innere Wider-
sprüche genau darauf zurückgehen, dass er einerseits als Integrationsideo-
logie für die Union dienen, andererseits aber auch einer ethnisch-russischen 
Identität ein Artikulationsgefäss bieten sollteY 

Aussenpolitik 

Die Aussenpolitik der Supermacht Sowjetunion - die RSFSR konnte unter 
den geschilderten Umständen kein eigenständiger aussenpolitischer Akteur 
sein - war nach der Entspannung des Verhältnisses zu den USA, nach ersten 
Abrüstungsabkommen und nach der Unterzeichnung der Schlussakte von 
Helsinki gegen Ende der Breznev-Ära erneut in eine Phase der Konfrontation 
getreten. Der NATO-Doppelbeschluss als Reaktion auf die Stationierung der 
SS-20 Mittelstreckenraketen, der sowjetische Einmarsch in Afghanistan 1979 
und das Stalwars-Programm des neugewählten amerikanischen Präsidenten 
R. Reagan 1981, um nur die wichtigsten Stichworte zu nennen, läuteten eine 
neue Phase des Wettrüstens ein. Die Sowjetunion bemühte sich, ihren Ein-
fluss in der Dritten Welt auszubauen und beherrschte weiterhin einen Gürtel 
von Satellitenstaaten in Ostmitteleuropa.28 

Wirtschaft und Gesellschaft 

Im Bereich der Innenpolitik verdienen vor allem zwei Themenbereiche Erwäh-
nung: die abnehmende Leistungsfähigkeit der Wirtschaft und die spezifischen 
Züge der sowjetischen Modernisierung. Nachdem die Sowjetunion zuvor 
zeitweise beeindruckende Wachstumsraten aufgewiesen hatte, tendierte das 

27 Im März 1991, neun Monate nach der Souveränitätserklärung der RSFSR, verstanden sich 
noch immer 62,6 % der ethnischen Russen in der RSFSR in erster Linie als Bürger der Sowjet-
union gegenüber 25,0 %, die sich selbst als Bürger der Republik definierten. Nur bei den 
Weissrussen (69,5 % gegenüber 24,6 %) und den Russen ausserhalb der RSFSR (66,4 % gegen-
über 22,4 %) lag die Identifikation mit der Sowjetunion noch höher, während der entspre-
chende Wert bei den Esten bei nur gerade 3,1 % (gegenüber 96,9 %) oder bei den Armeniern 
bei 8,0 % (gegenüber 83,0 %) lag, Zahlen nach: LEWADA (1993), S. 164. Zur imperialen Kompo-
nente im russischen Nationalbewusstsein vgl. ANDREAS KApPELER: Einleitung. In: Andreas 
KappeIer (Hg.): Die Russen. Ibr Nationalbewusstsein in Gescbicbte und Gegenwart. Köln 
1990 (= Nationalitäten- und Regionalprobleme in Osteuropa, 5), S. 7-15, hier S. 7-10, EHwlN 
OBERLÄNDER: Sowjetpatriotismus und russischer Nationalismus. In: Kappeier (1990), S. 83-90, 
SIMON (1998), S. 17 f. 

28 HILDERMEIEH (1998), S. 1000-1004. 
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Wirtschaftswachstum in den siebzigerjahren gegen Nul1.29 Im Rückblick kann 
festgestellt werden, dass sich die zentrale Planwirtschaft zeitweise als fähig 
erwiesen hatte, durch extensives Wachstum den Industrialisierungsrückstand 
gegenüber dem Westen zu verringern und punktuelle Höchstleistungen zu 
erbringen. Der Preis dafür waren hohe Menschenopfer und ein Verschleiss 
der Ressourcen. Als sich dann aber als Folge der demographischen Entwick-
lung die Arbeitskräfte verknappten und der Aufwand bei der Energie- und 
Rohstoffgewinnung zunahm, gelang der Übergang zu intensivem Wachstum 
nicht. 30 

Die Strukturmängel der zentral geplanten sowjetischen Wirtschaft31 traten 
schon in den siebziger Jahren offen zutage: Die Arbeitsmotivation war man-
gels Anreizen tief und sank bei stagnierendem Lebensstandard noch weiter. 
Dies war neben der veralteten Technologie und der Tatsache, dass die Pläne 
in erster Linie quantitative Vorgaben enthielten, ein wesentlicher Grund für 
die geringe Qualität der Produkte. Die Wahl von Produktionsstandorten 
erfolgte nicht nach ökonomischen, sondern nach politischen und militärstra-
tegischen Kriterien. Infolgedessen entstanden vielerorts eigentliche Industrie-
monokulturen, die durch weite Distanzen sowohl von Rohstoff1ieferanten als 
auch von Verbrauchern getrennt waren. 32 Legt man Weltmarktpreise zugrun-
de, erfolgte in den meisten Wirtschaftszweigen negative Wertschöpfung. 
Mangelnde Kostentransparenz durch die zentrale Festlegung der Preise, das 
umfassende Staatseigentum an produktionsmitteln und die zentrale Lenkung 
der Wirtschaft führten dazu, dass rentable Betriebe und Sektoren die unren-
tablen subventionierten, statt dass letztere mitsamt ihren veralteten Technolo-
gien im Konkurrenzkampf ausgeschieden wären.33 Dazu kommt, dass in der 
sowjetischen Wirtschaftsplanung traditionell die Schwerindustrie bevorzugt 
worden war - mit dem Resultat einer entsprechend einseitigen Wirtschafts-
struktur. Der vernachlässigte Konsumgütersektor hatte noch lange nicht das 
Niveau westlicher Industriegesellschaften erreicht, als er stagnierte und gegen 
Ende der Breznev-Ära die steigenden Ansprüche der Bevölkerung nicht mehr 

29 Ebenda, S. 887 f. SIMON (1995), S. 21 f. spricht von offiziell geleugnetem Minuswachstum. 
30 HILDEHMEIEH (1998), S. 888, 1080 f. 
31 Zur Unterscheidung zwischen dem formalen und dem de-facto-System der Planwirtschaft: 

ANDHEAS RÜESCH: Staatsbetrieb, Wirtscbajtsreform, Kampf derIlIferessen. Die Bedeutung der 
Ulltel'l1ebmensdirektoren und der.Industrielobby" in derSoilietunion und in Russland nacb 
der Wende. Sinzheim 1996, S. 33-41. 

32 HÖHMANN (1993), s. 156, VIKTOR LYSENKO: Regionale Differenzienmgsprozesse in der russi-
schen Wirtschaft. In: Der Osten Europas im Prozess der Differenzierung (1997), S. 277-288, 
hier S. 278-280. 

33 GÖTZ (1994), s. 4-6, 14-18. 
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zu befriedigen vermochte. 34 Das Problem der ungenügenden Produktivität 
stellte sich in aller Schärfe auch im Agrarsektor, dessen Anteil an der Gesamt-
wirtschaft nach wie vor grösser war als im Westen. Die Grundversorgung der 
Bevölkerung war nicht mehr gewährleistet ohne Nahrungsmittelimporte und 
ohne die Kolchozmärkte, die eigentlich ein systemfremdes Element darstell-
ten, da ihre Produkte aus intensiv bewirtschafteten Privatparzellen stamm-
ten. 35 

Die absolute Priorität des Militärisch-Industriellen Komplexes wirkte sich 
auf die übrige Volkswirtschaft verheerend aus, wobei die neue Aufrüstungs-
welle am Ende der Breznevzeit dieses strukturelle Defizit weiter festigte: Die 
Rüstungsindustrie genoss eine Vorzugsbehandlung bei der Versorgung mit 
Gütern und entzog den anderen Sektoren die qualifiziertesten Arbeitskräfte. 
Ihre Erzeugnisse gelangten jedoch nicht zurück in den Wirtschaftskreislauf. 
Die Vernachlässigung der zivilen Produktion ging soweit, dass in bezug auf 
die Sowjetunion von einer "permanente[n] Kriegswirtschaft mit peripherer 
Zivilproduktion» gesprochen wurde. 36 

Obwohl die ökonomische Krise der Sowjetunion ab Mitte der siebziger 
Jahre strukturelle Ursachen hatte und beim Tode Breznevs Einigkeit darüber 
bestand, dass grundlegende Reformen nötig seien, schien das Wirtschafts-
system weder fi.ir in- noch für ausländische Beobachter kurzfristig in seiner 
Existenz bedroht. 37 

Neben der Industrialisierung erreichten auch andere wesentliche Indika-
toren der Modernisierung wie Urbanisierung und Bildungsniveau der Bevöl-
kerung in der frühen Breznev-Ära einen relativen Höhepunkt. 3B Als Resultat 
von strukturellen Langzeitprozessen war in den Grossstädten eine sowjeti-
sche Mittelschicht entstanden, die sich durch ein hohes Mass an Bildung und 
eine Orientierung am westlichen Lebensstil auszeichnete. Auch in diesem 
Bereich gelang es jedoch nur vorübergehend, die Rückständigkeit gegen-
über dem Westen zu verringern, denn in den siebziger Jahren zeigten sich 
ebenfalls Stagnationserscheinungen: Für qualifizierte Arbeitskräfte bestanden 
keine adäquaten Berufsaussichten mehr, es öffnete sich eine Schere zwi-
schen zunehmenden Konsumwünschen und stagnierendem Lebensstandard, 

34 SIMON (1995), S. 21 f., HILDERMEIER (1998), S. 878 f. 
35 Ebenda, S.890-893. 
36 GÖTZ (1994), S. 14. Zu den Auswirkungen des Militärisch-Industriellen Komplexes auf die 

übrige Volkswirtschaft ebenda, S. 12-18, HANS-HENNING SCHRÖDER: Die Rolle des Rüstungssek-
tors in der sowjetischen Wirtschaft. In: Sowjetunion 1988/89. Perestl'Ojka in der Krise. Mün-
chen-Wien 1989, S. 147-156. 

37 DALLlN (1992), S. 294-296, SIMON, SIMON (1993), S. 17 f. 
38 Hll.DERMEIER (1998), S. 899 f. 
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zwischen den Ansprüchen an das Bildungssystem und dessen Leistungen. 
Die soziale Unzufriedenheit wurde dadurch verschärft, dass die Kenntnisse 
über den Westen durch erleichterte Auslandsreisen und verbesserten Radio-
empfang zunahmen. Die neue sowjetische Mittelschicht reagierte mit dem 
Rückzug in private Freiräume darauf, dass ihr nicht nur persönliche Freihei-
ten und demokratische Mitwirkung velwehrt blieben, sondern dass auch die 
Aufstiegs- und Partizipationschancen innerhalb des Systems abnahmen. Letz-
teres war die Folge davon, dass sich die Nomenklatura zunehmend aus sich 
selbst rekrutierte und gegenüber der Mittelschicht abschloss, als sich die Privi-
legien verknappten. Die marxistisch-leninistische Ideologie unterlag einem 
langsamen Erosionsprozess und verkam bis in die engeren Führungsschich-
ten hinein zu einem karrierefördernden Lippenbekenntnis. 39 DarLiber hinaus 
brachte die Intelligencija kontinuierlich eine "Opposition» von Menschen-
rechtsaktivisten und Dissidenten hervor, die trotz Repressionen das Regime 
kritisierten, denen jedoch eine breitere Gefolgschaft und die Ausbildung jeg-
licher legaler Organisationsstrukturen versagt blieben.40 

Die Masse der einfachen Leute mit geringeren beruflichen Qualifikationen 
und niedriger Bildung wurde für ihre Passivität gegenüber dem Regime 
dadurch belohnt, dass Arbeitsplatz, eine soziale Grundversorgung und ein 
gewisser Lebensstandard garantiert waren. 41 

Reform von oben - Druck von unten: 
Die Perestrojka verfehlt ihr Ziel 

Die StrukturdeJizite der Planwirtschaft 
als Auslöser der Perestrojka 

Der neue Generalsekretär der KPdSU, M. S. Gorbacev, und die Mehrheit der 
führenden Parteifunktionäre stimmten 1985 überein, dass die vordringlichste 
Aufgabe der nächsten Zukunft darin bestehe, die ökonomischen Probleme 
zu bewältigen, die sich in der Breznev-Ära angestaut hatten.42 

Der Beginn der Perestrojka (bis Ende 1986) war dadurch gekennzeichnet, 
dass die neue Führung die ökonomische Krise mit traditionellen Massnahmen 
39 DALLlN (1992), S. 289-291, SIMON, SIMON (1993), S. 24-29, GÖTZ (1994), S. 19-23, SIMON (1995), 

S. 17-23. Zur Nomenklatura: MICHAEL S. VOSLENSKY: Nomenklatura. Die herrschende Klasse 
der Sowjet union. Akt. und erw. Ausgabe. München 1984. 

40 HILDERMElER (1998), S. 973-981. 
41 GÖTZ (1994), S. 21. 
42 HILDERMEIER (1998), S. 1014-1022. 
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bekämpfte, ohne die Grundelemente des Wirtschaftssystems - Staatseigen-
tum und zentrale Planung - in Frage zu stellen. Eine «Beschleunigungskam-
pagne .. sah vor, durch die einseitige Förderung der Schwerindustrie und des 
Maschinenbaus die Grundlagen für eine Produktivitätssteigerung durch tech-
nologische Modernisierung zu schaffen. Dies sollte jedoch auf Kosten des 
bereits zuvor vernachlässigten Konsumgütersektors geschehen und verstärkte 
somit das bestehende strukturelle Ungleichgewicht. Auch andere Schritte -
es wurden etwa die Planungsbehörden und ihre Kompetenzen noch stärker 
zentralisiert sowie Kontroll- und Disziplinierungsmechanismen verschärft -
konnten nicht zur Überwindung der Krise beitragen, da sie deren system-
immanente Ursachen noch verstärkten.43 

Gorbacevs neuer aussenpolitischer Kurs" der auf eine internationale 
Entspannung und auf Abrüstungsvereinbarungen zielte, um Mittel aus dem 
Rüstungs- in die übrigen Sektoren umschichten zu können, stiess zwar auf 
positive Reaktionen im Ausland, verfehlte aber die damit verbundenen innen-
politischen Zielsetzungen: Das überproportionale Gewicht des Militärisch-
Industriellen Komplexes im Wirtschaftssystem blieb bestehen, die Rüstungs-
ausgaben nahmen noch bis 1989 ZU. 44 

Der neue Generalsekretär nutzte seine Machtfülle, um loyale Kader in den 
Machtapparaten zu placieren. Durch Revirements, die in ihrem Ausmass nur 
von den stalinistischen Säuberungen übertroffen wurden, strömte nach der 
gerontokratischen Erstarrung unter Breznev eine neue Generation in die 
höchsten Positionen.45 Freilich darf dieser Personalwechsel nicht überbe-
wertet werden: Auf allen Ebenen blieben alte Kader im Amt, und bei den 
neuen handelte es sich weiterhin um Angehörige der Nomenklatura.46 

Nachdem der Misserfolg dieser ersten ökonomischen Reformschritte 
schnell sichtbar geworden war, änderte die Parteiführung ihre Wirtschafts-
politik und sah die Einführung einzelner Marktelemente vor. Der andere 
Schlüsselbegriff der Umgestaltung, Glasnost', gewann erst in dieser zweiten 
Phase (Ende 1986 bis Mitte 1988) an Gewicht. Mit der Lockerung der Zensur, 
die nun eine begrenzte Kritik am System erlaubte, beabsichtigte die Gorbacev-
Führung, gesellschaftliche Kräfte zur Überwindung der ökonomischen Pro-
bleme zu mobilisieren. Ihre Zielsetzung war jedoch nicht die Abschaffung 

43 SIMON, SIMON (1993), S. 111-113, ROLAND GÖTZ: Die Wirtschafts- und Gesellschaftsstruktur 
der UdSSR als Determinante der Perestroika. Köln 1994 (= B10St, 1994, Nr. 9), S. 5 f. [= Götz 
(1994a)1. 

44 HANS-HENNING SCHRÖDER: Rüstungsindustrie in der GUS: Kollaps oder Konversion? In: Auf-
bruch im Osten Europas (1993), S, 176-184, hier S. 176 f., HILDERMEIER (1998), S. 1031 f. 

45 Ebenda, S. 844 f., 1016, SIMON, SIMON (1993), S. 38 f. 
46 GÖTZ (1994a), S. 8, HILDEHMEIEH (1998), S. 1024 f. 
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des sozialistischen Systems, sondern dessen innere Reform durch die Rück-
kehr zu seinen leninistischen UrsprüngenY 

Mit der Verklindung von Glasnost' setzte die Reformführung einen Pro-
zess in Gang, in dem sie die Kontrolle über die Ereignisse allmählich verlor, 
weil die Gesellschaft nicht die ihr zugedachte Rolle spielte, sondern mehr 
als die von oben gewährten Freiräume forderte. Die Medien wagten immer 
offener, über Probleme der Gegenwart zu berichten, und ermöglichten es 
Vertretern unterschiedlicher Standpunkte, an die Öffentlichkeit zu gelangen. 
Bis dahin verbotene Literatur erschien, Teile der sowjetischen Vergangenheit 
wurden kritisch aufgearbeitet. 48 Dies stiess auf ein enormes Interesse bei der 
Bevölkerung, wie die rapide ansteigenden Auflagen von Zeitungen und Zeit-
schriften belegen.49 Als die Parteiführung 1986 eine eingeschränkte Vereini-
gungsfreiheit gewährte, schossen unzählige Klubs und informelle Gruppie-
rungen mit ökologischen, kulturell-historischen, aber auch politischen Zielen 
aus dem Boden. Diese bildeten die Keimzelle des späteren Parteienwesens.50 

In den ostmitteleuropäischen Staaten und in verschiedenen Unionsrepubliken 
der Sowjetunion formierten sich nationale Bewegungen, die nach mehr 
Selbstbestimmung strebten. 51 

Die Wirtschaftsreformen der zweiten Phase blieben bei der Einführung 
von Marktelementen auf halbem Wege stehen, die Grundlagen der Planwirt-
schaft wurden nicht angetastet. Das Institutionengefüge, das auf diese Weise 
entstand, schuf auf der mikroökonomischen Ebene Verhaltensanreize, die 

47 Ebenda, S. 1022 f. 
48 Ebenda, S. 1025-1030, SIMON, SIMON (1993), S. 45-58. Vgl. auch ROB~IrrW. DAVIES: Perestroika 

und Gescbicbte. Die Wende in der sowjetiscben Historiograpbie. München 1991, DIETRICH 
GEYEH (Hg.): Die Umwertung der soujetiscben Gescbicbte. Göttingen 1991 (= Geschichte 
und Gesellschaft. Sonderh., 14), OLAF IRLENKÄUSER: Die I7Issiscbell Literatlll'zeitscbl'ijten seit 
1985. Kontinuität lind Neubeginn. München 1994 (= Arbeiten und Texte zur Slavistik, 61), 
S.I8-22. 

49 SIMON, SIMON (1993), S. 46. 
50 GALINA LUCHTEHHANDT, Orm LUCHTERHANDT: Die Genesis der politischen Vereinigungen, Bewe-

gungen und Pmteien in Russland. In: Veen, Weilemann (1993), S. 125-213, hier S. 131-136, 
ELLEN Bos, Sn.VIA VON STEINSDORFF: Zu viele Parteien - zu wenig System. Zur verzögerten 
Entwicklung des Parteiensystems im postsowjetischen Russland. In: Merkei, Smldschneider 
(1997), S. 101-141, hier S. 109 f., GERHAIlD GNAUCK, MICHAEL HAHMS: Das Parteiensystem Russ-
lands. In: Dieter Segert u. a. (I-Ig.): Parteiensystell1e in postkommu 11 ist iscben Geseflscbajten 
Ostew·opas. Opladen 1997 (= Schriften des Zentral instituts für sozialwissenschaftliche For-
schung an der FU Berlin, 82), S. 285-339, hier S. 288, MICHAEL URBAN, VLADIMIR GEL'MAN: The 
development of political parties in Russia. In: Dawisha, Parrott (1997), S.176-219, hier 
S. 178-180. 

51 Vgl. dazu die entsprechenden Beiträge in diesem Band. Gesmntüberblick bei IAN BREMMER, 
RAY TAI<AS (Hg.): New States, New Polit ics: BII i/ding tbe Post -Soviet Nations. Cambridge 1997. 
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makro ökonomisch negative Auswirkungen hatten und die strukturelle Dauer-
krise allmählich in eine offene Wirtschaftskrise übergehen liessen. So erhöhte 
beispielsweise das Unternehmensgesetz von 1987 die Selbständigkeit der 
Betriebe, gleichzeitig legte aber weiterhin der Staat die Preise fest, teilte 
Ressourcen zu, vergab Aufträge, die für die Betriebe trotz ungünstiger Kondi-
tionen verbindlich waren, und konnte die Gewinne rentabler Betriebe ein-
ziehen, um unrentable Betriebe zu subventionieren. Die Betriebe höhlten in 
dieser Situation ihre Substanz aus, indem sie von ihrem neuen Recht Gebrauch 
machten, die Löhne zu erhöhen, obwohl sie nicht über die entsprechenden 
Mehreinnahmen verfügten. Immerhin bedeutete die Zulassung von Koopera-
tiven in dieser Phase einen ersten Schritt in Richtung Eigentumsbildung 
ausserhalb des StaatesY 

Seit 1987 besass die Perestrojka, konzipiert als eine kontrollierte Erneue-
rung des Systems von oben, Gegner von zwei Seiten. Teilen der Nomenkla-
tura, die den Verlust ihrer Privilegien befürchteten, den Sicherheitsapparaten 
und dem konselvativen Flügel der KPdSU gingen Glasnost' und die beschränk-
te Öffnung hin zum Markt bereits zu weit. Die breite Bevölkerung hingegen 
war angesichts der ausbleibenden ökonomischen Resultate nicht dauerhaft 
für den von oben diktierten Kurs zu gewinnen und begann, weitergehende 
Reformen des politischen Systems zu fordern. 53 Für den Rückhalt der Reform 
erwies es sich als verhängnisvoll, dass sich, wie oben gezeigt, seit den 1970er 
Jahren die Negativerfahrungen in verschiedensten Bereichen gegenseitig ver-
stärkt und so das Sowjetsystem insgesamt delegitimiert hatten. 

Die Gorbacev-Führung radikalisierte unter dem gesellschaftlichen Druck 
ihre Reformpolitik ständig. 54 Weil sie aber den Bruch mit dem paternalisti-
schen Denken nie ganz vollzog und die Bevölkerung am Entscheid über das 
Reformziel nicht angemessen partizipieren liess, gelang es ihr nicht, das Legi-
timitätsdefizit der KPdSU wettzumachen. Statt dessen verloren die Reformer 
die Unterstützung ihrer natürlichsten Verbündeten, der urbanen Mittelschich-
ten. Die Herrschaft der KPdSU hatte aber schon vorher in den Augen der-
jenigen an Ansehen eingebüsst, die das paternalistische Denken teilten. Denn 
die Legitimität der Partei beruhte für den Homo sovieticus darauf, dass sie 

52 HANS-HERMANN HÖHMANN: Zwischen Krise und Reform. Sowjetische Wirtschaft auf schwieri-
gem Kurs. In: Sou!ietunion 1988/1989(1989), S. 123-137, GERTRAUD SEIDENSTECHER: Gewerbe-
genossenschaften und individuelle Erwerbstätigkeit. Ein Ausweg aus der Versorgungskrise? 
In: Sou!ietuniolJ 1988/1989(1989), S. 173-182, SIMON, SIMON (1993), S. 114 f., ANDERS ASI.UND: 
HalO Russia Became a Market Ecol/om)'. Washington D.C. 1995, S. 29 f., HILDERMEIER (1998), 
S. 1032 f. 

53 Ebenda, S. 1034, GÖTZ (1994a), S. 11 f., SIMON, SIMON (1993), S. 61-63. 
54 Ebenda, S. 34 f. 
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soziale Gerechtigkeit und Gleichheit herstellte und einen minimalen Lebens-
standard garantierte. Die Privilegien der Nomenklatura waren damit nicht ver-
einbar. Der Allzuständigkeitsanspruch der KPdSU wandte sich nun gegen sie 
selbst, weil die Parteiführung für die zunehmenden ökonomischen Probleme 
und den stagnierenden Lebensstandard verantwortlich gemacht wurde. 55 

Auch in bezug auf die ökonomischen Akteure unterlag die Gorbacev-
Führung teilweise einer Fehleinschätzung, als sie davon ausging, Wirtschafts-
reformen gegen harten Widerstand durchsetzen zu müssen, weil die Eliten 
der Wirtschaftsbürokratie und die Leiter der planwirtschaftlich produzierenden 
Betriebe um ihre bisherigen Positionen fürchteten. Es gibt deutliche Hinweise 
darauf, dass zumindest in bestimmten Regionen und Sektoren gerade diese 
Akteure früh auf einen prokapitalistischen Kurs einschwenkten und die ent-
sprechenden politischen Kräfte unterstützten, weil sie in der Privatisierung 
der Produktionsmittel die Chance sahen, ihren persönlichen Lebensstandard 
auf das Niveau vergleichbarer Eliten im Westen anzuheben. 56 Darüber hinaus 
nutzten zahlreiche Individuen unterschiedlicher Herkunft die neuen Spiel-
räume, um florierende, faktisch privatwirtschaftliehe Kleinunternehmen auf-
zubauen. 57 

(ScbeinJdel1wkmtiscbe Reformen 
zur Verteidigung der Wirtscbaftspolitik 

Die demokratische Reform in der dritten Phase der Perestrojka (Mitte 1988 
bis März 1990) entsprach nicht einem ursprünglichen Ziel der Gorbacev-
Führung, sondern war ein Versuch, Verbündete für die Weiterführung der 
ökonomischen Reformen zu gewinnen. Erst, nachdem es nicht gelungen war, 
die KPdSU durch eine innere Demokratisierung zur treibenden Kraft der 
Reform zu machen, begann der Generalsekretär, die Partei zu entmachten 
und seine Machtbasis auf die staatlichen Institutionen zu verlagern. 58 In der 
KPdSU zeichneten sich in dieser Zeit immer deutlicher Erosionserscheinun-
gen ab. Ihre Legitimitätskrise wurde von stillschweigenden Massenaustritten 
begleitet, wodurch das Gewicht der orthodoxen Kommunisten in der Partei 
zunahm. 59 

55 LEWADA (1993), S. 38, 53 f., 70, 319, HILDERMEIER (1998), S. 1082 f. 
56 DAVID M. Kurz, FRED WEIR: RevolutionJrom Above. 77Je Demise oftbe Soviet System. London-

New York 1997, S. 6 f., 109-130. 
57 SIMON, SIMON (1993), S. 115. 
58 GÖTZ (1994a), S. 10, I-IILDERMEIER (1998), S. 1034 f. 
59 SIMON, SIMON (1993), S. 71 f., 86-88. 
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Gorbacev bediente sich der alten autoritären Strukturen und Denkmuster, 
um an der XIX. Parteikonferenz Mitte 1988 eine Reform des politischen 
Systems durchzusetzen und im Oktober desselben Jahres das Präsidium des 
Obersten Sowjets zu übernehmen. Letzterer genehmigte in beinahe alter 
Manier - mit 1344 gegen 5 Stimmen - die Verfassungsänderungen, die zur 
Errichtung eines Volksdeputiertenkongresses als Ersatz für den bisherigen 
Obersten Sowjet notwendig waren. oo 

Der Volksdeputiertenkongress, dessen Mitglieder im März 1989 gewählt 
wurden, kann nur als halbdemokratisch bezeichnet werden, wie Wahlrecht 
und Ablauf der Wahl zeigten. Das Parteienmonopol der KPclSU war noch 
immer in Kraft. Von den 2250 Volkscleputierten wurclen je ein Drittel in terri-
torialen und in national-territorialen Wahlkreisen gewählt, wobei nur in etwa 
drei Vierteln aller Wahlkreise mehr als ein Kandidat pro Sitz zur Auswahl 
stand. Einzelne Stich- und Nachwahlen bei zu geringer Beteiligung sowie die 
Abwahl zahlreicher Parteifunktionäre machen jedoch den Unterschied zu 
den sowjetischen Wahlritualen deutlich. Anspruch auf das letzte Drittel der 
Mandate besassen die .. gesellschaftlichen Organisationen», cl. h. direkt oder 
indirekt die KPdSU. Gorbacev, der in dieser Phase versuchte, seine Macht-
basis in den staatlichen Institutionen zu festigen, ohne seine Parteifunktionen 
aufzugeben, nahm über ein solches dem Wähletwillen entzogenes Mandat 
Einsitz im Volksdeputiertenkongress. Auf diese Weise verpasste er es, seiner 
Machtstellung und dem offiziellen Reformkurs höhere Legitimität zu verlei-
hen. 6! Demgegenüber erzielte sein späterer Rivale B. N. El'cin, der zwei Jahre 
zuvor als Moskauer Parteichef abgesetzt worden war, ein Glanzresultat in sei-
nem Wahlkreis. 62 

Die Wahlen von 1989 waren zweifellos demokratischer als früher, aber 
noch immer nicht frei. Das zeigt sich auch daran, dass der Anteil der KPdSU-
Mitglieder unter den Gewählten sogar höher lag als im Obersten Sowjet der 
UdSSR von 1984.63 Dennoch konnte sich in Form der »Interregionalen Abge-
ordnetengruppe» um El'cin und Sacharov erstmals in der Geschichte der 
Sowjetunion eine etwa 360-köpfige Oppositionsfraktion bilden, die unter 
dem Schutz parlamentarischer Immunität - von den Medien ins ganze Land 
übertragen - das alte System kritisierte. Gleichzeitig bildeten sich im Parla-
mentsbetrieb auch lockere Strukturen der reformfeindlichen Kräfte und eines 

60 EßERHAllD SCHNEIDEn: Die 19. Parteikonferenz. Reform des politischen Systems. In: SOlLjet-
unio111988/89 (1989), S. 38-48, hier S. 41. 

61 Ebenda, S. 45-47. 
62 SIMON, SIMON (1993), S. 74 f. 
63 SCHNEIDEn (1989), S. 47. 
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gemässigten Zentrums. 64 Ausserhalb des Parlaments entwickelten sich aus 
den informellen Vereinigungen allmählich instabile Massenbewegungen und 
Protoparteien, es entstanden lokale Volksfronten. 6s 

In diese dritte Phase der Perestrojka fielen der sowjetische Rückzug aus 
Afghanistan und der Verlust des äusseren Imperiums in Ostmitteleuropa. Letz-
teres war einmal mehr die Folge eines dynamischen Prozesses, den Gorbacev 
und seine Umgebung nicht herbeiführen wollten, clann aber zuliessen, als er 
nur noch mit militärischer Gewalt hätte aufgehalten werden können. Vor dem 
Hintergrund der Breznev-Doktrin bewies Gorbacev hierin eine bemerkens-
werte Lernfähigkeit.66 Die Desintegration des Gürtels von Satellitenstaaten in 
Ostmitteleuropa verstärkte jedoch den Widerstand der imperial denkenden 
konservativen Kräfte innerhalb der KPdSU gegen den Reformkurs des Gene-
ralsekretärs. 67 

Auch innerhalb der Grenzen der Sowjetunion zeigten sich zentrifugale 
Tendenzen. Hier lösten vor allem in den baltischen Republiken und im Trans-
kaukasus die lokalen kommunistischen Parteiorganisationen ihre Bindung 
zur KPdSU. Die jeweiligen Eliten stellten sich an die Spitze der nationalen 
Massenbewegungen, um ihre bisherigen Machtpositionen nicht zu verlieren. 
Gleichzeitig versprachen sie sich, bei grösserer Unabhängigkeit von Moskau 
die ökonomischen Schwierigkeiten rascher überwinden zu können. So ent-
wickelten sich die Obersten Sowjets der Republiken, obwohl sie in sowjeti-
schen »Wahlen» zustandegekommen waren, immer deutlicher zu Interessen-
vertretungen der Republiken gegen das Zentrum und verabschiedeten ab 
1988 selbständige Entscheide wie den Anschluss Nagornyj Karabachs an 
Armenien, erklärten die Sprache der Titularnation zur Staatssprache und 
deklarierten schliesslich die Souveränität ihrer Unions republik. 68 

Dabei kam es zu einer Vermischung der Kategorien Legalität und Legitimi-
tät, die für die weitere Entwicklung bestimmend werden sollte. Einerseits 
erhoben die Obersten Sowjets der Republiken bloss den Sowjetföderalismus 
und die verfassungsmässige Ordnung der UdSSR vom Schein zum Sein, als 
sie wie echte Parlamente zu arbeiten begannen und eine eigenständige legis-
lative Tätigkeit entfalteten. Selbst der Souveränitätsbegriff besass eine legale 
Grundlage in den Verfassungen der Sowjetunion und ihrer Republiken. Nicht 
mehr legal, wohl aber legitim war die Interpretation der Souveränität als 

64 SIMON, SIMON (1993), S. 75-79, HII.DEnMEIEH (1998), S. 1037. 
65 LucHTEnHANDT, LUCHTEHHANDT (1993), S. 137-173, GNAUCK, HARMS (1997), S. 288. 
66 SIMON, SIMON (1993), S. 191-193. 
67 Ebenda, S. 100. 
68 Ebenda, S. 134-142, SIMON (1995), S. 27-30. 
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Vorrang des Republiks- vor dem Unions recht, denn die Republikssowjets 
nahmen berechtigterweise für sich in Anspruch, mit der Forderung nach 
beschleunigten Reformen den Willen der Bürger besser zu repräsentieren 
als die Unionsorgane. Unübersehbar wurde dies 1990, als in den Republiken 
nach demokratischeren Modi Parlamente gewählt wurden als ein Jahr Zuvor 
auf Unionsebene.69 Nach diesem Wahlgang, der dem Volksdeputiertenkon-
gress der RSFSR einen Legitimitätsvorsprung gegenüber dem Volksdeputier-
tenkongress der Union verschaffte, emanzipierte sich auch die RSFSR vom 
Zentrum. Damit begann die vierte und letzte Phase der Perestrojka Cab März 
1990), in der die Republiken untereinander horizontale Strukturen aufbauten, 
sich gegenseitig als Völkerrechtssubjekte anerkannten und so die Auflösung 
des Gesamtstaates rasch vorantrieben. 70 

Auf die Desintegration des inneren ImperiUl~1s reagierte die Gorbacev-Füh-
rung nicht mit einer geradlinigen Politik. Wiederholt suchte sie die Unterstüt-
zung des konservativen Parteiflügeis, griff zu Repression, Wirtschaftsblocka-
den und militärischer Gewalt. Der Einsatz sowjetischer Truppen forderte im 
Transkaukasus oder Anfang 1991 im Baltikum - während gleichzeitig in der 
Irak-Krise die Abkehr vom alten Denken und die aussenpolitische Partner-
schaft mit den USA zur Schau gestellt wurden - zahlreiche Todesopfer. Diese 
Schritte erwiesen sich aber als kontraproduktiv, verstärkten sie doch die sepa-
ratistischen Tendenzen in den Republiken,71 

Immer wieder wandte sich Gorbacev deshalb vom repressiven Kurs und 
den konselvativen Verbündeten ab und gab nationalen sowie demokratischen 
Forderungen nach, um auf diese Weise die Desintegration des Gesamtstaates 
aufzuhalten: Es begannen Verhandlungen über einen neuen Unionsvertrag, 
die politischen Reformen wurden fortgesetzt. In dieser Phase versuchte die 
Gorbacev-Führung, ihren gemässigten Reformkurs gegenüber den konserva-
tiven Gegnern mit der Unterstützung durch das Volk zu legitimieren, war 
aber gleichzeitig nicht bereit, den Volkswillen in einem unmanipulierten Ver-
fahren festzustellen und dann zu respektieren. Aus Misstrauen gegenüber dem 
Volk hielt sie auch dann am Konzept der Reform von oben fest, als Teile der 
Gesellschaft den Anspruch erhoben, die Richtung der Reform von unten mit-
zubestimmen. Die politischen Institutionen, die die Reformführung in der 
Perestrojka-Zeit neu schuf, wiesen einen gemeinsamen Mangel auf, der ihre 
Legitimität in Frage stellte: Sie zielten nicht darauf, die Repräsentation divergie-
render Interessen zu gewährleisten und für alle Seiten akzeptable Verfahren 

69 SIMON, SIMON (1993), S. 83-85. 
70 Ebenda, S. 138-142. 
71 Ebenda, S. 144-147, 153 f. 
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der Entscheidungsfindung zur Verfügung zu stellen. Vielmehr waren sie so 
konstruiert, dass sie zwar Entscheidungen produzierten, die eine höhere 
demokratische Legitimität aufwiesen als der konservative Widerstand. Der 
Ausgang der Entscheidung war aber durch das halbdemokratische Verfahren 
vorbestimmt, wie ich im folgenden an drei Beispielen zeige. 

Der Oberste Sowjet der RSFSR hielt bis 1990 an der alten Praxis fest, die 
Änderungen der Unionsverfassung und den politischen Kurs des Zentrums 
auf Republiksebene zu reproduzieren, und richtete daher einen Volksdepu-
tiertenkongress auf Republiksebene ein. Dieser wurde im März 1990 gemein-
sam mit den regionalen parlamentarischen Veltretungen nach einem Wahlrecht 
bestellt, das als Zugeständnis an den gesellschaftlichen Druck freier war als 
im Jahr zuvor auf Unionsebene. Es waren keine Sitze für gesellschaftliche 
Organisationen mehr vorgesehen, Kandidaten konnten neu auch von unab-
hängigen Wählervereinigungen nominiert werden. Das Parteienmonopol der 
KPdSU war jedoch noch immer nicht gefallen. Die demokratische Opposition 
konnte sich daher nicht als Partei organisieren. Wie im Vorjahr handelte es 
sich nicht um eine Parteien-, sondern um eine Personenwahl, dies umso mehr, 
als die Sitze in Einelwahlkreisen vergeben wurden,72 Trotz der Benachteili-
gung setzten sich Reformer dort, wo sie kandidierten, in der Regel durch. Der 
oppositionelle Wählerblock "Demokratisches Russland" kam auf etwa 30 Pro-
zent der Mandate, gleichzeitig besassen aber noch immer etwa 90 Prozent 
der Gewählten das Parteibuch der KPdSU,73 Die Änderungen des Wahlrechts 
1990 stellten somit zweifellos einen weiteren Demokratisierungsschritt dar, 
zielten aber mit Erfolg darauf, die Bildung einer starken Oppositionspartei 
zur KPdSU und eine reformorientierte Mehrheit im Volksdeputiertenkongress 
der RSFSR zu verhindern,74 

Die Verlagerung der Macht von den Partei- auf die Staatsstrukturen ging 
weiter, als die Gorbacev-Führung ebenfalls im März 1990 die Einführung des 
Präsidentenamtes bei gleichzeitiger Streichung der Führungsrolle der KPdSU 
aus der Verfassung durchsetzte. Um das Gewaltenmonopol, das bis dahin 
faktisch bei der Parteispitze gelegen hatte, integral auf den Staat zu über-
tragen und die I-Iandlungsfähigkeit des Zentrums sicherzustellen, wurde der 
Präsident mit weitreichenden Vollmachten ausgestattet,75 Aufgrund einer 

72 Bos, VON STEINSDORFF (1997), S. 112 f., ]EHRY F. HOUGH: Democratizatiol1 and Revolution in 
the USSR, 1985-1991. Washington D.C. 1997, S. 278-294. 

73 Ebenda, S. 294-304, Bos, VON STEINSDOHFF (1997), S. 112 f., GNAUCK, ]-IAHMS (1997), s. 289. Zu 
den Wahlen auf regionaler Ebene vgl. HAHN (1997), S. 135--138. 

74 SIMON, SIMON (1993), S. 85, Bos, VON STEINSDORFF (1997), S. 104 f. 
75 Zum Zusmnmenhang zwischen der Einführung des Präsidentenamtes, dem Fall des Macht-

monopols der KPdSU und dem Erhalt des Gewaltenmonopols: SUREN AWAI\jAN: Der Präsident 
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Ausnahmebestimmung für die Wahl des ersten sowjetischen Präsidenten liess 
sich Gorbacev nicht vom Volk, sondern vom halbfrei gewählten Volksdepu-
tiertenkongress der UdSSR mit einem nicht eben glanzvollen Resultat ins 
Präsidentenamt wählen. Die Legitimität seiner Machtposition blieb daher 
gleich in doppeltem Sinne fraglich,76 

Mit dem Referendum über den Erhalt einer erneuerten Union vom 
17. 3. 1991 - der ersten landesweiten Volksbefragung in der Geschichte der 
Sowjetunion - verband die Unionsführung die Absicht, das Weiterbestehen 
des Gesamtstaates durch einen Volksentscheid zu legitimieren. Die Referen-
dumsfrage war deshalb nicht in der Weise formuliert, dass die Stimmberech-
tigten ihren Willen klar zum Ausdruck bringen konnten, sondern in sich 
widersprüchlich und so, dass eine klare Ja-Mehrheit zu erwarten war,77 
Obwohl dieses Ergebnis eintraf und drei Viertel der Teilnehmer zustimmten, 
erlitt Gorbacev im einzigen Plebiszit, dem er sich stellte, eine schwere Nieder-
lage. Denn die drei baltischen Republiken, Armenien, Georgien und Moldova 
fanden einen Ausweg, um einen hohen Anteil von Ja-Stimmen auf die unfair 
gestellte Frage zu vermeiden: Sie boykottierten das Referendum und traten 
faktisch aus der Sowjetunion aus,78 

Die demokratisch-paternalistische Doppelstrategie der Unionsführung 
scheiterte letztlich an ihren inneren Widersprüchen. Seit Ende der achtziger 

der Russischen Föderation. Zur Entstehung und Entwicklung seines verfassungsrechtlichen 
Status. In: Osteuropa-Recht, 43 (1997), S. 19-32, hier S. 19-21. Zu den Vollmachten des sowje-
tischen Präsidenten: EßERHAlm SCHNEIDER: Die Einführung des Präsidialsystems. In: Soujet-
union 1990/91. Krise, Zelja/l, Neuorielltierullg. München-Wien 1991, S. 56-65, S. A. AVAK'jAN: 
Prezident Rossijskoj Federacii. Evoljucija konstitucionnopravovogo statusa. In: VestnikMCU, 
Ser. 11: Pravo, 1998, H. 1, S. 8-40, hier S. 9-15. 

76 SCHNEIDER (1991), S. 58-62. Ohne Gegenkandidat angetreten, vereinigte Gorbacev die Stim-
men von nur gerade 59 % der Abgeordneten (78 % der abgegebenen Stimmzettel) auf sich, 
während 495 Deputierte gegen ihn stinunten (ebenda, S. 58). Selbst wenn dieses Ergebnis 
als Zeichen für ein funktionsfähiges Parlamenl gedeutet wird, das mit den früheren sowjeti-
schen Akklamationsritualen gebrochen hat, ist die Zusammensetzung des Wahlgremiums 
ein Manko. 

77 Die Frage lautete: -Halten Sie die Erhaltung der UdSSR als erneuerter Föderation gleichbe-
rechtigter, souveräner Republiken für notwendig, in der in vollem Umfang die Menschen-
rechte und Freiheiten jeder Nationalität garantiert sein werden? .. (Übers. nach SIMON, SIMON 
[1993), s. 180). In derselben Frage wurde also sowohl über die Erhaltung als auch über die 
Erneuerung der Union, sowohl über eine Föderation als auch über souveräne Republiken, 
sowohl über den Fortbestand des (früher totalitären) Gesamtstaates als auch über die (künf-
tige) Garantie der Menschenrechte und nationalen Freiheiten abgestinul1t, wobei ein]a jeweils 
Zustimmung zu beiden potentiell entgegengesetzten Begriffen eines Paares bedeutete. 

78 Ebenda, S. 180 f., HILDERMEIER (1998), S. 1051. In der RSFSR stinul1ten 71,3 % der Stimmenden 
dem Erhalt einer erneuerten Union zu, 26,4 % stimmten dagegen. Die Stimmbeteiligung lag 
bei 75,4 % (Zahlen nach: RICHARD SAKWA: Russian Politics and Society. London-New York 
21996, S. 389 f.). 

Russland 67 

Jahre hätte eine unmanipulierte Volksbefragung - neben dem Willen mehre-
rer Republiken zur Sezession - offenbart, dass ein bedeutender Anteil der 
Bevölkerung nicht mehr eine Reform des Sowjetsystems forderte, sondern 
dessen Abschaffung,79 Da die Unionsführung die Demokratisierung nicht 
aktiv, sondern nur reaktiv betrieb, blieb sie zudem immer einen Schritt hin-
ter den Forderungen der Demokraten zurück und hatte ihre Legitimität in 
dem Moment verspielt, als die Republiksorgane die Demokratisierung rascher 
durchzuführen versprachen.Bo 

Die Vertiefung der Vf7i1'lscbaflskrise 
durcb den ((Krieg der Gesetze" 

Das Legitimitätsdefizit der höchsten legalen Macht gegenüber den unterge-
ordneten Staatsorganen begünstigte die Eskalation des "Krieges der Gesetze", 
in dem die Republiken ihre Entscheidungen denjenigen der Union überord-
neten und so eine Situation umfassender Rechtsunsicherheit herbeiführten, 
da keine der bei den Seiten mehr in der Lage war, ihre normativen Akte tatsäch-
lich durchzusetzen. Diese Rechtsunsicherheit wirkte in fataler Weise auf die 
Wirtschaft zurück, deren Stagnation ja gerade der Ausgangspunkt der Reform-
bemühungen gewesen war. In der dritten und vierten Phase der Perestrojka 
liess die Unionsführung zwar immer radikalere ökonomische Sanierungspro-
gramme ausarbeiten, in denen Ende 1989 erstmals von einem schrittweisen 
Übergang zur Marktwirtschaft die Rede war (Abalkin-EntwurO. Sie besass 
aber faktisch keine ausreichenden Machtmittel mehr, um gegenüber den Repu-
bliken politische Entscheidungen durchzusetzen. Die marktwirtschaftlichen 
Reformprogramme fanden jedoch ohnehin keine Zustimmung im Volksdepu-
tiertenkongress der UdSSR. Der Versuch des reformwilligen Generalsekretärs, 
sich mittels eines halbdemokratischen Wahlrechts ein loyales Parlament zu 

79 Meinungsumfragen der Jahre 1989 bis 1991 zeigen das Bild einer gespaltenen Gesellschaft, 
in der das alte System und seine Repräsentanten nur noch bei einer ständig kleiner werden-
den Minderheit Akzeptanz fand, gleichzeitig jedoch ein breiter Konsens bezüglich des Über-
gangs zu Demokratie und Marklwirtschaft fehlte. Vgl. SIMON, SIMON (1993), S. 66 f., LEWADA 
(1993), S. 64, 317, 330, HANS PETER ]-IAARLAND, HANS-]OACHIM NIESSEN: Der Tramjormatiollspro-
zess in Russland. Ergebnisse einer empiriscben Ul1tersuchung. Bonn 1997 (= Schriften zur 
Ordnungspolitik, 4), S. 229. Nach M. M. NAZAROV: Politiceskaja kul'lura Rossijskogo obscest-
va 1991-1995 gg. Opyt sociologiceskogo issledovallija. Moskva 1998, S. 54 f. ist für die russ-
ländische Gesellschaft seit Ende eier achtziger Jahre nicht nur das Nebeneinander verschie-
dener Gruppen mit stark abweichenden politischen Einstellungen typisch, sondern auch das 
Nebeneinander von Werten, die sich widersprechen, innerhalb ein und derselben Gruppe. 

80 MA'n'I-IEW WYMAN: Public Opinion in Postcommunist Russia. London 1997, S. 87 f. 
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verschaffen, erwies sich nun als Bumerang. Denn die Mehrheitsverhältnisse 
im Unionsparlament widerspiegelten noch immer den Stand der von oben 
implementierten Reform zum Zeitpunkt der Wahl, während Gorbacev inzwi-
schen zu radikaleren Schritten bereit war. Die Republiksparlamente, die spä-
ter gewählt worden waren und angesichts der schrittweisen Liberalisierung 
des Wahlrechts einen grösseren Anteil von Reformern und Demokraten auf-
wiesen, beschlossen marktwirtschaftliehe Reformen, die sie jedoch gegen den 
Widerstand des Zentrums nicht verwirklichen konnten. 81 

Während die gegenseitige Blockade der politischen Gewalten den Aufbau 
neuer (marktwirtschaftlicher) Institutionen verhinderte, zeigte sich immer 
deutlicher, dass die bis dahin verfolgten ökonomischen Konzepte, d. h. der 
weitgehend ersatzlose Abbau planwirtschaftlicher Strukturen, versagt hatten. 
Nachdem die Wirtschaftsproduktion schon lange die Tendenz zu Stagnation 
und Rückgang in einzelnen Bereichen gezeigt hatte, waren ab 1990 sämtli-
che wichtigen Indikatoren negativ. Die zerrüttete Planwirtschaft konnte selbst 
die elementare Grundversorgung nicht mehr sicherstellen. Ein Grossteil der 
Bevölkerung verarmte, weil die geringen Einkommen und Renten der Infla-
tion nicht folgten. Der noch kleine private Sektor war von halblegalen und 
kriminellen Mafia-Strukturen durchsetzt.82 Zahlreiche Republiken, Regionen 
und Städte ergriffen in dieser Situation protektionistische Massnahmen und 
schränkten den Warenverkehr ein, um wenigstens auf ihrem Territorium eine 
minimale Grundversorgung zu gewährleisten. Damit lösten sie faktisch den 
einheitlichen Wirtschaftsraum auf und schwächten die Autorität der überge-
ordneten politischen Instanzen zusätzlich. 83 Massenproteste gegen den Fall 
des Lebensstandards und Arbeitsausstände senkten die Produktion weiter und 
lösten im Falle der Bergarbeiterstreiks im Kuznec- und Donec-Becken 1989 
eine schwere Energiekrise aus. Die einzigen stabilisierenden Massnahmen, 
die zu ergreifen das Unionszentrum noch fähig und willens war, heizten die 
Inflation an und vertieften so die Krise. 84 

81 HANS-HERMANN I-IöHMANN: Sowjetische Wirtschaft 1990/91. Krise und Notstandsregiment stalt 
Systemwechsel. In: Sowjet union 1990/91 (1991), S. 135-151, hier S. 144-149, RÜESCH (1996), 
S. 85, TlloMAs M. KRÜSSMANN: Priuatisiel1/11g und Umstl1lkturiel7l1lg in Russland. Zur Rolle des 
Rechts als Imtl1lment struktureller Wirtschajtsrejorm im Übergang zur Marktwil1schajt. 
Berlin 1998 (= ROW-Schriftenreihe, 19), S. 112-121, 560 f. 

82 I-IöIIMANN (1991), S. 135-144, ASLUND (1995), S. 26-52, ROI.AND GÖTZ: Wirtschajtswachstum 
in Russland. Faktoren lind Perspektiven. Köln 1997 (= BlOSt, 1997, Nr. 32), S. 8 f. [= GÖTZ 
(1997)], HAARI.AND, NIESSEN (1997), S. 132-159, OIAF STEFFEN: Die Einjüh 171 ng des Kapitalismus 
in Russland. Ursachen, Programme und Krise der Transjormatiollspolitik. Hamburg 1997 
(= Osteuropa, 16), S. 393-425, HII.DERMEIER (1998), S. 1042-1044. 

83 SIMON, SIMON (1993), S. 117. 
84 Ebenda, S. 116-118, HÖIIMANN (1991), S. 148 f., HILDERMEIER (1998), S. 1044-1046. 
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Die Eigenmacht der Institutionen (1): 
Die RSFSR liquidiert die Sowjetunion 

Die Desintegration des sowjetischen Machtbereiches war bereits weit fort-
geschritten, als nach den Wahlen zum Volksdeputiertenkongress der RSFSR 
im März 1990 auch diese eine eigenständige Identität entwickelte und gegen-
über der Union selbständige Positionen zu vertreten begann. Die ostmittel-
europäischen Satellitenstaaten hatten ihre politische Selbständigkeit wieder-
gewonnen. Der Autoritätszerfall der Unionsorgane war offenkundig, der "Krieg 
der Gesetze .. schien mit der Unabhängigkeitserklärung Litauens die höchste 
Eskalationsstufe erreicht zu haben. Nach Jahren der Stagnation hatte die 
Schrumpfung der Wirtschaft eingesetzt. Ursache für die Unzufriedenheit der 
Bevölkerung mit ihrer materiellen Situation85 war nicht mehr eine Schere zwi-
schen langsam wachsendem Angebot und schneller steigenden Ansprüchen, 
sondern ein absoluter Rückgang des Lebensstandards. 

In dieser Situation verabschiedete der neugewählte Kongress der Volks-
deputierten der RSFSR am 12. 6. 1990 mit 907 gegen 13 Stimmen bei 9 Ent-
haltungen eine Souveränitätserklärung, in der Russland den Alleinbesitz am 
nationalen Reichtum beanspruchte und entgegen der sowjetischen Verfassung 
von 1977 den Vorrang des Republiksrechts vor dem Unionsrecht feststellte. 
Weiter enthielt die Erklärung ein Bekenntnis zu Rechtsstaatlichkeit und Gewal-
tenteilung. Die RSFSR behielt sich das Recht des freien Austritts aus der Union 
vor, bekannte sich aber gleichzeitig zum Ziel, die Sowjetunion durch den 
Abschluss eines neuen Unionsvertrages zu erhalten.86 Mit Ausnahme des letz-
ten Punktes ahmten die russländischen Volksdeputierten die Souveränitäts-
erklärungen der baltischen Republiken und Azerbajdzans nach. Während 
Armenien, Georgien und die baltischen Republiken 1990 bereits einen Schritt 
weiter gingen und ihre Unabhängigkeit oder den Beginn einer Übergangs-
periode zur Unabhängigkeit verkündeten, folgten die übrigen Republiken 
dem Vorbild der RSFSR und verabschiedeten innert weniger Monate Souverä-
nitätserklärungen.87 

Die RSFSR schwächte durch ihre oppositionelle Haltung den Gesamtstaat 
und führte nach dem Putsch vom August 1991 dessen Auflösung aktiv her-
bei. Das bedeutete aber nicht, dass die Russen freiwillig zugunsten eines 
85 Auf die Frage .. Woran mangelt es dem Sowjetmenschen heute hauptsächlich? .. gaben Ende 

198955 % materiellen Wohlstand an. Politische Rechte folgten mit 14 % erst an fünfter Stelle. 
LEWA DA (1993), S. 49. 

86 Deutscher Text: Souveränitätserklärung der RSFSR. In: Kappeier (1990), S.206-208. Vgl. 
HOUGH (1997), S. 386-390. 

87 SIMON, SIMON (1993), S. 136-138. 
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Nationalstaates auf das Vielvölkerreich verzichteten, das sie überjahrhunderte 
dominiert hatten. Die Eigenstaatlichkeit Russlands war vielmehr ein ungewoll-
tes Produkt des institutionellen Arrangements, innerhalb dessen die russländi-
schen Akteure ihre teilweise ganz anders gearteten Interessen durchzusetzen 
trachteten. Im folgenden werde ich zeigen, wie Mehrheiten für politische 
Schritte zustandekommen konnten, die auf die Errichtung eines unabhängi-
gen Staates in den Grenzen der RSFSR hinführten, obwohl nur eine Minder-
heit der Handelnden dieses Ziel tatsächlich anstrebte.SB 

Das institutionelle Arrangement der Jabre 1990/91 

Die Merkmale des institutionellen Arrangements, an dem sich die Akteure 
orientierten, lassen sich wie folgt zusammenfassen: 

1. Der Volksdeputiertenkongress der RSFSR wies aufgrund des freieren 
Wahlrechts ab März 1990 eine höhere demokratische Legitimität und einen 
höheren Anteil an Reformern auf als der Volksdeputiertenkongress der 
UdSSR. Dies war eine direkte Folge davon, dass die politische Reform kein 
genuines Ziel der Gorbacev-Führung darstellte, sondern als Abfolge von 
ad-boe-Massnahmen zur Verteidigung des offiziellen Kurses stattgefunden 
hatte. 

2. Keines der beiden Parlamente wies eine klare parteipolitische Struktur auf. 
Auch dies hing mit der zögernden und reaktiven Demokratisierungspolitik 
der Unionsführung zusammen. Da diese das Parteienmonopol der KPdSU 
so lange wie möglich aufrechterhielt, konnten die Wahlkämpfe von 1989 
und 1990 nichts zur Konsolidierung oppositioneller Parteien beitragen. 

3. Die Gesetzgebung der Union hatte gemäss dem föderalistischen Staatsauf-
bau Vorrang vor derjenigen der Republiken, die aber in den Unions- und 
Republiksverfassungen als souverän bezeichnet wurden. Als Macht- und 
Legitimitätspyramide nicht mehr korrelierten, demonstrierten die balti-
schen Republiken, wie sich die als legitim empfundene Überordnung des 
Republiksrechts über das Unionsrecht durch eine Neuinterpretation des 
Souveränitätsbegriffs auch als legal darstellen liess. Der im Sowjetföderalis-
mus angelegte Verfassungskonflikt, der im "Krieg der Gesetze .. seinen Aus-
druck fand, brach erst dann aus, als das Gewaltmonopol von den Partei-
auf die Staatsstrukturen verlagert wurde. 

88 SAKWA (1996), S. 8 f., 33 f., KOTZ, WEil{ (1997), S. 147, 153-155. 
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4. Die Staatlichkeit der RSFSR innerhalb der Sowjetunion war unterentwickelt, 
weil sie Institutionen nicht besass, die in allen anderen Republiken selbst-
verständlich existierten. 

Die spontane Koalition der Gorbacev-Gegner 
in den Staatsstrukturen der RSFSR 

Innerhalb der Eliten Russlands bestand seit Ende der achtziger Jahre ähnlich 
wie in der übrigen Bevölkerung eine Pattsituation. Immer eindeutiger zeich-
nete sich ein Antikonsens gegen das Sowjetsystem in dem Zustand ab, in 
den es die Perestrojka-Reformen versetzt hatten, ein positiver Konsens über 
die anzustrebende Alternative fehlte jedoch. Der Übergang zu Demokratie 
und Marktwirtschaft nach westlichem Muster war ebenso wenig mehrheits-
fähig wie die Rückkehr zum alten System oder das Ziel eines reformierten 
Sozialismus.B9 

Die innerparlamentarische Auseinandersetzung über Ziele und Wege der 
Systemumgestaltung wurde dadurch erschwert, dass die reformorientierte 
Gorbacev-Führung die Strukturierung von Partikularinteressen in Form eines 
Parteienwesens, d. h. die repräsentative Transformation, durch Relikte paterna-
listischen Verhaltens aufgehalten hatte. Die verschiedenen Gruppen versuch-
ten deshalb, bestehende Organisationsstrukturen - und das waren staat liebe 
Institutionen wie Ministerien und Parlamente - in ihre Interessenvertretungen 
umzufunktionieren.9o Während sich die konservative Opposition gegen Gor-
bacev im Volksdeputiertenkongress der UdSSR festsetzte, übernahm der neu-
gewählte Volksdeputiertenkongress der RSFSR mit El'ein als Vorsitzendem die 
Rolle einer demokratischen und radikalreformerischen "Oppositionspartei".91 

89 Zur Pattsituation innerhalb der Eliten: BHIE (1996), S. 144 f. In einzelnen Umfragen des Jahres 
1991 erachtete eine absolute Mehrheit der befragten Bevölkerung den Übergang zur Markt-
wirtschaft als unausweichlich. Dies widerspiegelte aber vor allem den Antikonsens gegen 
das alte Wirtschaftssystem, das sich im Stadium des rasant fOItschreitenden Zerfalls bef<md, 
was mit einschneidenden materiellen Einbussen verbunden war. In dieser Situation fand der 
Kapitalismus nm als das kleinere Übel breite Akzeptanz. Denn die Bevölkerung verband 
damit keine optimistische ZukunftseIWartung. Ausserdem überdauerten antikapitalistische 
Einstellungen und ElWartungen des Homo sovieticils das oberflächliche Bekenntnis zur 
Marktwirtschaft. Vgl. LI,WADA (1993), S. 48 f., 62-67, SIMON, SIMON (1993), S. 65-68, HAAHLAND, 
NIESSEN (1997), S. 202-211,228-238, WYMAN (1997), S. 174-183, NAZAHOV (1998), S. 49-51. 

90 BHiE (1996), S. 167, Bos, VON STEINSDORFF (1997), S. 120, ERHARD STÖI.TING: Wandel und Konti-
nuität der Institutionen. Russland- Sowjetunion - Russland. In: Göhler (1997), S. 181-203, 
hier S. 192-200, UHßAN, GEl.'MAN (1997), S. 189 f. 

91 JOHN B. DUNLOP: Russia: in Search of an Identity? In: Bremmer, Taras (1997), S. 29-95, hier 
S. 33-37, HOUGH (1997), S. 332-340, KOTZ, WEil{ (1997), S. 134-136. 
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Der "Krieg der Gesetze" nahm eine neue Dimension an, als der Volksdepu-
tiertenkongress der RSFSR nach der Souveränitätserklärung das russländi-
sche Verfassungsrecht unabhängig vom sowjetischen weiterentwickelte und 
Gesetze verabschiedete, die gegen das übergeordnete Unionsrecht versties-
sen. Regelmässig wählten die russländischen Abgeordneten eine radikalere 
Reformvariante als die sowjetischen, wenn dieselbe Materie neu geregelt wur-
de - etwa bei der Streichung des Führungsmonopols der Kommunistischen 
Partei oder bei der Neuformulierung des Eigentumsrechtes.92 Nach dessen 
Ablehnung im Zentrum nahmen sie den Satalin-Plan zur Einführung der 
Marktwirtschaft in 500 Tagen an.93 Die Autorität der Zentral macht stand nun 
im russischen Kernland in Frage, nicht mehr bloss an der nicht-russischen 
Peripherie. Die russländischen Volksdeputierten versuchten, die Staatsstruk-
turen der RSFSR mit E!'cin als demokratische und marktwirtschaftliche Alter-
native zu denjenigen der Sowjetunion mit Gorbacev zu präsentieren. 

Das institutionelle Arrangement provozierte eine spontane Koalition zwi-
schen den Radikalreformern, die aufgrund des Wahlrechts nirgends so gut 
vertreten waren wie im Volksdeputiertenkongress der RSFSR, und denjeni-
gen, die die Aufwertung der RSFSR zu einer Unionsrepublik mit denselben 
Institutionen wie alle übrigen anstrebten. Letzteres musste keineswegs mit 
demokratischen oder marktwirtschaftlichen Vorstellungen einhergehen, son-
dern konnte auch chauvinistisch motiviert sein oder bloss mit persönlichem 
Machtkalkül zusammenhängen.94 Da sich die verfassungswidrige Auflehnung 
eines untergeordneten Staatsorganes gegen das übergeordnete nur mit der 
höheren demokratischen Legitimität rechtfertigen liess, instrumentalisierten 
die Kreise, deren Hauptanliegen die Schwächung Gorbacevs und der Macht-
transfer zu den russländischen Staatsorganen war, die Forderung nach radika-
len politischen und ökonomischen Reformen. Dies fiel ihnen umso leichter, 
als normative Akte im "Krieg der Gesetze .. nur programmatischen Charakter 
hatten. Der RSFSR fehlten die Machtmittel zu ihrer Durchsetzung, solange 
die Unionsorgane existierten.95 

Zwei weitere Faktoren begünstigten die spontane Koalition zwischen 
Demokraten, Anhängern der Marktwirtschaft, Gegnern der Nomenklatura, 
Nationalisten und machthungrigen Eliten: Erstens brachte die konservative 
Wende Gorbacevs im Winter 1990/91 plötzlich auch Vertreter einer moderaten 

92 FRENZKE (1995), S. 22-24, Bos (1996), S. 181-183. 
93 SIMON, SIMON (1993), s. 116, KOTZ, WEIR (1997), s. 146. 
94 Ebenda, S. 4-7, 133-139, SIMON (1995), S. 29, HOUGH (1997), S. 387-389, REMINGTON (1997), 

S.73. 
95 HOUGII (1997), S. 337 f. 
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Position in Opposition zum Kurs des Zentrums.96 Zweitens belegen Mei-
nungsumfragen der Jahre 1989-1991, dass die Bevölkerung Russlands den 
"Krieg der Gesetze .. und die Strategie honorierte, im Namen von Demokratie 
und Marktwirtschaft auf eine grössere Selbständigkeit der RSFSR gegenüber 
der Union hinzuarbeiten. Das Vertrauen in die Staatsorgane Russlands und 
die Popularität El'cins nahmen sprunghaft zu, während die Zustimmung für 
Gorbacev und die gesamtstaatlichen Institutionen ebenso rasch schwand.97 

El'cins Strategien der Machterhaltung und ihre Folgen 

Bei der Zusammenarbeit im Volksdeputiertenkongress der RSFSR gegen die 
Gorbacev-Führung im Zentrum handelte es sich nie um mehr als ein instabil-
es Zweckbündnis. Die Wahl E!'cins, der Integrationsfigur des Reformlagers, 
zum Parlamentsvorsitzenden erfolgte erst im dritten Wahlgang mit vier Stim-
men über dem notwendigen Mehr.98 Die situationsbedingten Strategien, mit 
denen El'cin seine neuerrungene Machtstellung verteidigte, prägen den 
Transformationsprozess bis heute. Erstens konnte er sein Image als Anführer 
eines Antikonsenses gegen die gebremste Reform Gorbacevs festigen, indem 
er im Juli 1990 aus der KPdSU austrat; er musste sich aber davor hüten, zu 
eng mit einer bestimmten reformorientierten Partei zusammenzuarbeiten, um 
nicht die knappe Mehrheit im Volksdeputiertenkongress zu verlieren.99 Zwei-
tens strebte er mit Erfolg die Volkswahl zum Präsidenten Russlands an, was 
ihm innerhalb der Staatsstrukturen der Sowjetunion und der RSFSR eine ein-
zigartige Position verschaffte: Ab dem 12.6. 1991 besass er im Gegensatz zu 
all seinen politischen Konkurrenten eine einwandfreie demokratische Legiti-
mation. JOG 

96 SIMON, SIMON (1993), S. 99-101, 146 L, HILDERMEIER (1998), S. 1053-1055. 
97 WYMAN (1997), S. 73 f., 85. 
98 SIMON, SIMON (1993), S. 96, I-IOUGH (1997), S. 304-308. Der Inhalt der Souveränitätserklärung 

war weit umstrittener, als das Resultat der Schlussabstimmung vermuten lässt. Der entschei-
dende Artikel passierte erst ganz knapp, nachdem ein Junktim zwischen dem Vorrang der 
Republiks- über die Unionsgesetze und dem Abschluss eines neuen Unionsvertrages her-
gestellt worden war (HOUGH (1997), S. 387-391). Der Kompromisscharakter des Dokuments 
führte zu inhaltlichen Inkonsistenzen, insbesondere in bezug auf die Souveränität der übri-
gen Unionsrepubliken. Vgl. Souveränitätserklämng (1990), S. 206-208. 

99 Bos, VON STEINSDORFF (1997), S. 112-115, 119 f., I-IOUGH (1997), S. 334. 
100 Ebenda, S. 410 f., SIMON, SIMON (1993), S. 101. Am 17. 3. 1991 votierte eine absolute Mehr-

heit der Walllberechtigten der RSFSR für die Einführung eines vom Volk gewählten Präsiden-
ten der RSFSR (69,85 % Ja gegen 27,89 % Nein, Stimmbeteiligung 75,42 %, Zalllen nach: 
AVAK'jAN (1998), s. 9). Am 12. 6. 1991 erreichte EI'ein mit 57,3 % bereits im ersten Durchgang 
der PräsidentschaftswallIen die notwendige Mehrheit von 50 % der Wählenden - mit einem 
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Die Einführung eines starken Prüsidentenamtes wirkte sich negativ auf 
die ohnehin verzögerte Herausbildung des russlündischen Parteiensystems 
aus, denn sie leistete einer Personalisierung des politischen Lebens Vorschub. 
Die Tatsache, dass der Inhaber des wichtigsten Staatsamtes Distanz zu allen 
Parteien wahrte, verstärkte diesen Effekt,lO' Andererseits stellte sich der frei 
gewählte Präsident Russlands im August 1991 mit dem ganzen Gewicht sei-
ner demokratischen Legitimität an die Spitze des Widerstandes gegen den 
reaktionären Putschversuch, was wesentlich zu dessen Scheitern beitrug. 
Letzteres war Voraussetzung dafür, dass der Transformationsprozess über-
haupt eine Fortsetzung fancl. 102 

Reaktionärer Putschversuch 'und Gegenputsch der Reformer 

Der Staatsstreichversuch der höchsten Amtsträger der Sowjetunion, die die 
Unterzeichnung des neuen Unionsvertrages zwischen dem Zentrum und neun 
der fünfzehn Republiken verhindern wollten, diskreditierte den Gesamtstaat 
vollends. Die Tatsache, dass der sowjetische Präsident Gorbacev - erst jetzt -
vom Amt des Generalsekretärs der KPdSU zurücktrat, konnte nichts mehr 
daran ändern, dass die zentrifugalen Tendenzen in den Republiken endgül-
tig Überhand nahmen. Noch während oder kurz nach dem Putsch erklärten 
diese ihre Unabhängigkeit und stellten schrittweise ihre Mitarbeit in den 
gesamtstaatlichen Organen ein. 103 

Eine Ausnahme bildete die RSFSR. Sie hatte zuvor die Verhandlungen über 
den neuen Unionsvertrag mitgetragen und trat weiterhin für eine Art von 
Staatenbund ein. Gleichzeitig war sie aber nicht bereit, den übrigen Repu-
bliken die Rolle gleichberechtigter Partner zuzugestehen. Nach dem Putsch 
erklärte sie nie ihre Unabhängigkeit, sondern strebte die alleinige Rechtsnach-
folge der Sowjetunion an und verleibte sich schrittweise diejenigen Institutio-
nen der Union ein, über die sie aufgrund ihrer unterentwickelten Staatlichkeit 
selbst nicht verfügte. 104 In der Bevölkerung Russlands hatte die Bereitschaft, 
einzelnen Republiken den Austritt aus der Sowjetunion oder gar einzelnen 
Regionen den Austritt aus der RSFSR zU gestatten, zwischen 1989 und 1991 

eindrücklichen Vorsprung auf den zweitplacierten N. Ryzkov, der als Kandidat der KPdSU 
16,85 % auf sich vereinigte. Die Wahlbeteiligung lag bei 74,5 % (Zahlen nach: SAKWA (996), 
S.390). 

101 Bos, VON STEINSDORFF (997), S. 119 L, GNAUCK, HARMS (997), S. 292. 
102 SAKWA (1996), S. 14-16, HOUGH (997), S. 422-448. 
103 SIMON, SIMON (993), S. 103, 181-183, HILDERMEIER (998), S. 1057-1059. 
104 HOUGH (997), S. 451. 
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ständig zugenommen. Gewalt als Mittel zur Verteidigung des inneren Impe-
riums fand unter den Russen kaum noch Akzeptanz. Dennoch blieb die 
Sowjetunion der wichtigste Bezugspunkt der russischen nationalen Identität, 
nicht die RSFSR.105 Es verstärkte in den übrigen Republiken die Angst vor 
einer erneuten russischen Dominanz, dass im widersprüchlichen Verhalten 
der russländischen Reformer nach dem Augustputsch immer wieder die impe-
riale Komponente des russischen Nationalbewusstseins au["chien. lOG 

Als in der Ukraine im Referendum vom 1. 12. 1991 eine überwältigende 
Mehrheit für die Unabhängigkeit votierte, 107 stand fest, dass eine neue Union 
die RSFSR höchstens noch mit Belarus und den wirtschaftsschwachen islami-
schen Republiken Zentralasiens verbunden hätte. Dies stellte aus russischer 
Sicht keine wünschbare Option dar. Der Präsident Russlands unterzeichnete 
daher zusammen mit den Präsidenten der beiden anderen slavischen Repu-
bliken am 8. 12. 1991 die Gründungsdokumente der "Gemeinschaft Unab-
hängiger Staaten" (GUS), in denen erklärt wurde, dass die "UdSSR als Subjekt 
des Völkerrechts und als geopolitische Realität aufhört zu bestehen,,108. Der 
russländische Oberste Sowjet ratifizierte diese, noch bevor die nichtslavischen 
Republiken mit Ausnahme der baltischen und Georgiens der GUS ebenfalls 
beitraten. Mit dem Rücktritt des sowjetischen Präsidenten Gorbacev am 
25. 12. 1991 kam die Liquidation der Union durch ihre Republiken zum 
Abschluss. Die bisherigen sowjetföderalistischen Binnengrenzen wurden 
zu Aussengrenzen unabhängiger Staaten mit je eigenen Transformations-
schwierigkeiten und -chancen.109 

Innerhalb der RSFSR nutzte El'ein die doppelte Legitimität, die er als frei 
gewählter Präsident und Anführer des Widerstandes gegen die Putschisten 
besass, zu einer Art Gegenputsch der Reformer. 110 Er verhängte ein Verbot 
der Kommunistischen Parteien der Sowjetunion und Russlands 111 und nahm 

105 Nur gerade in der kurzen Periode zwischen August 1991 und Januar 1992, in der sich die 
Sowjetunion tatsächlich auflöste, sprach sich eine Mehrheit der Russen dafür aus. Bereits 
im April 1992 bedauerten etwa zwei Drittel der Moskauer, die vorher Reformen, Demokratie 
und Selbstbestimmungsrecht der Republiken mit überdurchschnittlich hohen Werten zuge-
stimmt halten, den Zusammenbruch der Sowjetunion. WYMAN (997), S. 172 f. und oben 
Anm. 27. Vgl. die ausführliche Publikation und differenzierte Analyse diesbezüglicher 
Umfrageergebnisse aus den Jahren 1989 bis 1992 ebenda, S. 149-173 in Auseimmdersetzung 
mit Dunlops These einer "marked ,deimperialization, of the Russian psyche .. (DuNl.oP [1997], 
S.42). 

106 SIMON, SIMON (993), S. 169-171, 181-183, REMINGTON (997), S. 74. 
107 SIMON, SIMON (1993), S. 162. 
108 Zit. nach eben da, S. 183. 
109 Ebenda, S. 183---187, SAKWA (996), S. 23 f., 384. 
110 Ebenda, S. 16-21. 
111 SIMON, SIMON (1993), S. 203 f. 
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die Verstrickung der alten Eliten in den Staatsstreichversuch zum Anlass für 
einen umfangreichen Personalaustausch in den regionalen Exekutiven. Die 
bisherigen Amtsträger ersetzte er durch Reformanhänger und entsandte loya-
le Präsidentenvertreter in die Regionen. Dadurch entstand innerhalb Russ-
lands eine neue Asymmetrie zwischen demokratisch orientierten, aber nur 
ernannten und deshalb schwach legitimierten regionalen Exekutiven, die der 
Präsident mit grosser Macht ausstattete, und (zumindest halbfreO gewählten 
regionalen Volksvertretungen, deren Einfluss er beschnitt.1l2 Auch im Zentrum 
hob EI'cin Demokraten sowie Anhänger der Marktwirtschaft in Schlüssel-
positionen, strebte eine Ausweitung der Kompetenzen der Exekutive an und 
vereinigte das Amt des Ministerpräsidenten mit dem des Präsidenten. Letzte-
res ist im Zusammenhang damit zu sehen, dass er Ende Oktober 1991 eine 
radikale Neuorientierung in der Wirtschaftspolitik, die Schocktherapie zur 
Einführung der Marktwirtschaft, verkündet und zu deren Durchsetzung vom 
Volksdeputiertenkongress auf einjahr befristete Sondervollmachten erhalten 
hatte. Diese verliehen ihm das Recht, im Bereich der Wirtschaft mit Dekreten 
eine legislative Tätigkeit zu entfalten, die nur nachträglich der Zustimmung 
des Parlamentes bedurfte. ll3 

Die Kernelemente der ökonomischen Schocktherapie waren die Freigabe 
der Preise, die Aufl1ebung der staatlichen Regulierung von Produktion und 
Distribution, die Privatisierung der Betriebe (beginnend mit den Kleinbetrie-
ben), eine Bodenreform sowie die Erhöhung des Konkurrenzdrucks durch 
eine Öffnung der russländischen Wirtschaft zum Weltmarkt. Die makroöko-
nomische Stabilisierung und der Ausgleich des Staatshaushaltes sollten durch 
den Übergang zu einer harten Geld- und Finanzpolitik, eine Steuerreform, 
den Abbau von Subventionen und generell die Verringerung der Staatsaus-
gaben erreicht werden. Die Grundidee dieses Programms, das die Handschrift 
des Internationalen Währungsfonds (IWF) trägt, bestand darin, dass der Markt-
druck die bestehenden Betriebe zu einer Produktivitätssteigerung zwingen 
werde, dass nach dem Abbau entsprechender Schranken ausländisches Inve-
stitionskapital ins Land ströme und dass private Klein- und Mittelbetriebe die 
in den Grossbetrieben überflÜSSigen Arbeitskräfte aufsaugen würden. 114 

112 LUCHTEnHANDT (1996), S. 21-25, EBERHARD SCHNEIDEn: Die Formiel1lng der 771ssländischen 
politischen Elite. Köln 1997 (= BlOSt, 1997, Nr. 51), S. 8 f. [= SCHNEIDER (1997b)]. Vgl. auch 
HAHN (1997), S. 138-141, 146 f., 157 f., EBERHARD SCHNEIDEn: Föderalismus in Russland. Kom-
petenzabgrellzungsverträge und Gouvel'lleurswahlen. Köln 1997 (= BlOSt, 1997, Nr. 21), 
S. 20 f. [= SCllNEIDEn (1997c»). 

113 SAKWA (1996), S. 141, AWAK)AN (1997), S. 27. 
114 HÖHMANN (1993), S. 157 f., ASLUND (1995), S. 63-70, STEPPEN (1997), S. 471-502, GÖTZ (1998a), 

S. 341 f. 
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Das Scheitern der Putschisten im August 1991 beschleunigte nicht nur die 
Desintegration der Sowjetunion und verschob in Russland die Gewichte der 
Macht schlagartig hin zu den Demokraten. Die endgültige Diskreditierung 
des Unionszentrums und der KPdSU schien in Russland auch den Weg für 
einen schockartigen Übergang zur Marktwirtschaft freizumachen, womit sich 
die Hoffnung verband, die tiefe ökonomische Krise zu überwinden, in wel-
che die gradualistischen Versuche der Perestrojka geführt hatten. 

Die Eigenmacht der Institutionen (Il): Der legale Weg 
zu einer demokratischen Verfassung ist blockiert 

Die Neu/ormierung der politischen Lager 
nach dem Ende der Sowjetunion 

Nach der Auflösung der Sowjetunion verlor Präsident EI'cin innert weniger 
Monate die Mehrheit im Volksdeputiertenkongress der RSFSR. Dies hatte ver-
schiedene Gründe. Von grosser Bedeutung war, dass, wie oben gezeigt, bis 
dahin nicht ein positiver Konsens über die Einführung von Demokratie und 
Marktwirtschaft in einem unabhängigen Russland die Pro-El'cin-Koalition 
zusammengehalten hatte, sondern ein Antikonsens gegen ein gemeinsames 
Feindbild, das nun entfiel. ll5 Die zögerliche Reformpolitik Gorbacevs nahm 
mit den Strukturen des Gesamtstaates ein Ende, der Machttransfer von der 
übergeordneten Ebene auf die Organe der RSFSR war vollzogen, die einst 
allmächtige KPdSU verboten. Somit bestand kein Anlass mehr, die Forderung 
nach Demokratie und Marktwirtschaft aus taktischen Gründen zu unterstüt-
zen. Die trennenden Elemente innerhalb der heterogenen Anhängerschaft 
E1'cins traten wieder in den Vordergrund, es bildeten sich neue Allianzen. 

Die Anhänger des verlorenen Imperiums erhielten Zulauf aus gemässig-
teren Kreisen, weil sich, wie unten zu zeigen ist, die Desintegration der 
Sowjetunion innerhalb der RSFSR fortzusetzen drohte. Die katastrophalen 
sozialen Folgen der Schocktherapie stärkten die zentristische Opposition 
gegen die Art des Übergangs zur Marktwirtschaft und liessen sie enger mit 
denjenigen zusammenrücken, die die Einführung eines demokratischen und 
kapitalistischen Systems in Russland grundsätzlich bekämpften. 116 

115 Bos, VON STEINSDORPP (1997), S. 117, KOTZ, WEIR (1997), S. 158 f. 
116 Ebenda, S. 200-202. 
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In einem unübersichtlichen Prozess von Parteigründungen, -spaltungen 
und-vereinigungen formierten sich die politischen Lager neu. Im Volksdepu-
tiertenkongress lässt sich Ende 1992 eine grobe Dreiteilung festhalten. Weni-
ger als ein Viertel der Abgeordneten befülwortete eine schnelle Durchfüh-
rung radikaler Reformen. Eine zentristische Opposition von gut einem Drittel 
der Abgeordneten wandte sich gegen das Tempo und die konkrete Durch-
führung, nicht aber gegen demokratische und marktwirtschaftliche Reformen 
an sich. Ein knappes Drittel machte die Fundamentalopposition gegen den 
Systemwechsel aus, in der Chauvinisten und Altkommunisten aufgrund ihrer 
gemeinsamen antiwestlichen und antiliberalen Grundhaltung immer enger 
zusammenarbeiteten. Eine parlamentarische Mehrheit für die Fortsetzung des 
radikalen Reformkurses, den El'cin Anfang 1992 eingeschlagen hatte, lag 
somit ausser Reichweite. l17 

Die Fortsetzung des "Krieges der Gesetze" 
i1n unabbängigen Russland 

Da ein Grundkonsens über das Transformationsziel innerhalb der Eliten und 
der Bevölkerung weiterhin fehlte, entbrannte nach dem Ende der Sowjetunion 
in Russland innert kürzester Zeit ein heftiger Konflikt um die Richtigkeit der 
Reformpolitik und um die neue Verfassungsordnung. Der Präsident hatte die 
ökonomische Schocktherapie begonnen und strebte danach, die starke Stel-
lung der Exekutive, die zum Zeitpunkt der Unabhängigkeit Russlands auf 
zeitlich befristeten Sondelvollmachten beruhte, in Form eines Präsidialsystems 
in der neuen demokratischen Verfassung dauerhaft zu verankern. Demgegen-
über lehnten die Volksdeputierten die Schocktherapie mehrheitlich ab und 
favorisierten ein parlamentarisches System. Sie verweigerten dennoch sämt-
lichen demokratischen Verfassungsentwürfen, die nach der Souveränitäts-
erklärung der RSFSR ausgearbeitet wurden, ihre Zustimmung. Der wichtigste 
Grund dafür war, dass die Annahme einer neuen Verfassung Neuwahlen nach 
sich gezogen hätte, in denen die meisten Volksdeputierten damit rechnen 
mussten, ihre persönliche Machtposition zu verlieren. llB 

Ein weiteres Mal zeigten sich die Folgen des Wahlrechts von 1990, das kei-
nen Parteienwettbewerb zugelassen hatte. Erneut wurden die Auseinander-

117 EßERHARD SCHNEIDER: Der russische Volkskongress: Fallbeispiel für den schwierigen Weg 
zur parlamentarischen Demokratie. In: Aujbmch im Osten Europas (1993), S. 110-122, hier 
S. 112 f., Bos, VON STE1NSDORFF (1997), S.117-120. 

118 Bos (1996), S. 182-192. 
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setzungen nicht innerparlamentarisch zwischen gefestigten Parteien und 
Interessengruppen ausgetragen, sondern zwischen zwei Organen der Staats-
gewalt. Erneut verfügte die eine Konfliktpartei über die höhere demokratische 
Legitimität, die andere aber über die höhere legale Macht. Dem frei gewählten 
Präsidenten, der für radikalere Reformen eintrat und über zeitlich befristete 
Dekretmacht zu deren Durchsetzung verfügte, stand eine halbfrei gewählte 
Legislative gegenüber, deren Reformwille geringer war, in deren Kompetenz 
aber die Weiterentwicklung des Verfassungsrechts und der gesetzlichen 
Grundlagen des demokratischen Rechtsstaates lag. 119 

Der Verfassungskonflikt wurde dadurch verschärft, dass eier Volksdepu-
tiertenkongress das russländische Verfassungsrecht seit der Souveränitäts-
erklärung inkonsistent weiterentwickelt hatte. Insbesondere bestand in der 
vielfach revidierten Verfassung von 1978 ein Widerspruch zwischen dem neu 
aufgenommenen Prinzip der Gewaltenteilung nach dem Muster westlicher 
Demokratien und dem nie ausser Kraft gesetzten Prinzip der Gewaltenkonzen-
tration, das aus der sozialistischen Verfassungstradition stammte (Art. 104)Yo 
Sobald das Bündnis von Reformgegnern, Nationalisten und Altkommunisten 
im Volksdeputiertenkongress eine Mehrheit besass, verfolgte es die Strategie 
weiter, die sich zur Verlagerung der Macht von der Unions- auf die Republiks-
ebene bewährt hatte: Es nutzte die legislativen Kompetenzen zur Schwä-
chung des politischen Gegners und spielte mit der Drohung, die Befugnisse 
des frei gewählten Präsidenten drastisch einzuschränken, um Einfluss auf 
dessen Politik zu gewinnen. Die ständige Manipulation der Verfassung aus 
tagespolitischem Kalkül verhinderte die Institutionalisierung stabiler demo-
kratischer Verfahren und zögerte einen legitimen Entscheid über das Trans-
formationsziel weiter hinaus. Der Zustand umfassender Rechtsunsicherheit 
nahm auch 1992/93 kein Ende. l21 

Indem er den "Krieg der Gesetze" weiterführte, diskreditierte sich der 
Volksdeputiertenkongress, der gegenüber dem Präsidenten ohnehin ein 
Legitimitätsdefizit aufwies, in den Augen der Bevölkerung vollends. Da aber 
auch El'cin - im Namen der Demokratisienmg - gegen die Prinzipien einer 
gewaltenteiligen Demokratie verstiess, verringerten der Machtkampf zwischen 
Exekutive und Legislative sowie die Mittel, mit denen er ausgefochten wur-
de, das Vertrauen in demokratische Institutionen insgesamt. 122 

119 Bos, VON STEINSDOllFF (1997), S. 117-120, GNAUCK, HARMS (1997), S. 292-294, UHßAN, GEL'MAN 
(1997), S. 186--19l. 

120 Bos (1996), S. 183 f. 
121 Ebenda, S. 183--193, STEFFEN (1997), S. 502-507. 
122 WYMAN (1997), S. 101-105, 119. 
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Zugeständnisse arl die Regionen: der Föderationsvertrag 

Während der Konfrontation mit dem Volksdeputiertenkongress versuchten 
die Reformer in der Exekutive einerseits, die Regionen als neue Verbündete 
zu gewinnen, andererseits gingen sie Kompromisse mit ihren politischen 
Gegnern ein. Die ASSR und die Autonomen Gebiete, die nach der Souveräni-
tätserklärung der RSFSR ihrerseits die Souveränität verkündet und einen 
"Krieg der Gesetze" gegen die RSFSR begonnen hatten, 123 verstanden es, vom 
Machtkampf im Zentrum zu profitieren, um ihren Status zu verbessern. Die 
Unionsführung hatte 1990/91 nach dem Prinzip cliviele er impera nationale 
Bewegungen in den Regionen gefördert, die sich gegen die Unionsrepubli-
ken richteten. Insbesondere die ASSR hatte sie aufgewertet, indem sie diese 
zeitweise als gleichberechtigte Partner in die Verhandlungen über den neuen 
Unionsvertrag einbezog, um die Position der Unionsrepubliken zu schwä-
chen.124 Die russländische Führung beantwortete diese Herausforderung 
jedoch damit, dass sie sich ebenfalls zu weitgehenden Zugeständnissen an 
die Regionen bereit erklärte. 125 Das Buhlen der im Zentnl111 konkurrieren-
den Akteure um die Gunst der Nationalitäten und Regionen mündete darin, 
dass wenige Monate nach dem Ende der Sowjetunion die Russländische Föde-
ration und ihre Subjekte (mit Ausnahme Tatarstans und Tschetscheniens) am 
31. 3. 1992 den sogenannten Föderationsvertrag abschlossen. Dieser regelte 
die Abgrenzung von Kompetenzen und Zuständigkeitsbereichen zwischen 
dem Zentrum und den Regionen. Den Republiken (d. h. den ehemaligen 
ASSR und vier ehemaligen Autonomen Gebieten) verlieh er eine besonders 
starke Stellung, indem er ihnen anders als den restlichen Föderationssubjek-
ten staatliche Souveränität, das Recht auf eine eigene Verfassung und das 
Eigentum an den Bodenschätzen auf ihrem Territorium zuerkannte. 126 

123 OTTO LUCHTEHJIANDT: Zum Entwicklungsstand des Föderalismus in Russland. In: KappeleI' 
(1996), S. 243-268, hier S. 244 [= LUCIITEIUIANDT (1996a)], HOUGH (1997), S. 245-248. 

124 Ebenda, S. 330, 381-385, LUCHTERHANDT (1996a), S. 245, DUNI.OP (1997), S. 34 f. 
125 Vgl. Souveränitätserklänmg (1990), S. 208. 
126 LUCHTERHANDT (1996a), S. 245 f., JOAN DEBARDELEBEN: The Development of Federalism in 

Russia. In: Peter]. Stavrakis, Joan De Bardeleben, Lany Black (Hg.): Beyolld /be Monolitb. 
77JeEmergellceojRegiollalisl/1 inPost-Soviet Rlissia. Washington D.C. etc. 1997, S. 35-56, 
hier S. 38 f., IRINA M. BUSYGINA: Der asymmetrische Föderalismus. Zur besonderen Rolle der 
Republiken in der Russischen Föderation. In: Ostellropa, 48 (1998), S. 239-252, hier S. 242 f. 
Deutscher Text des Föderationsvertrags vom 10.4. 1992 in: FHENZKE (1995), S. 230-242. 
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K0111pron1lsse im Zentrwn: das Ende der Scbocktberapie 

Exekutive und Legislative suchten aber nicht nur neue Verbündete, sondern 
strebten zeitweise auch im Zentrum Kompromisse an. Der Versuch der Radi-
kalreformer, nach dem misslungenen Augustputsch auf allen Ebenen wich-
tige Positionen mit Gefolgsleuten zu besetzen, hatte rasch einen Mangel an 
Führungskräften offenbart. Neue Eliten, die einen Systemwechsel hätten tra-
gen können, standen nicht in ausreichender Quantität zur Verfügung. Die 
Radikalreformer waren gezwungen, alte Nomenklaturisten zu kooptieren und 
die Zusammenarbeit mit ihnen zu suchen. 127 Daher wurde das Amt des Mini-
sterpräsidenten im Laufe des Jahres 1992 wieder von demjenigen des Präsiden-
ten getrennt und Ende 1992 mit dem Kompromisskandidaten V. Cernomyrdin 
regulär besetzt, nachdem das russländische Parlament dem Radikalreformer 
E. Gajdar seine Zustimmung verweigert hatte. 128 Bereits nach wenigen Mona-
ten brachen Präsident und Regierung unter dem Druck der parlamentarischen 
Opposition die ökonomische SchOcktherapie ab, die bis dahin keine Erfolge 
aufzuweisen hatte. Die Freigabe der Preise zu Beginn des Jahres 1992 hatte 
vielmehr zu einem starken Inflationsschub und zu Preissteigerungen geführt, 
die für einen Grossteil der Bevölkerung kaum zu verkraften waren. Gleich-
zeitig ging die Produktion stark zurück, weil private Betriebe noch nicht in 
genügender Zahl vorhanden waren und die Zulieferung von Rohstoffen an 
die Betriebe weitgehend an starre Strukturen der Planwirtschaft gebunden 
blieb, sofern diese noch funktionsfähig waren. Ein weiterer Faktor, der den 
Produktionsrückgang erklärt, ist der Zerfall der Sowjetunion in mehrere Staa-
ten, wodurch ein Teil der bisherigen Handelsströme gekappt wurde.129 

Die Schocktherapie wurde nicht nur zu früh abgebrochen, um allenfalls 
positive Ergebnisse zu zeitigen, sie war auch zu spät begonnen worden. Die 
russländische Volkswirtschaft befand sich als Folge der Wirtschaftspolitik der 
Perestrojka Anfang 1992 bereits in einer offenen Krise, die neben dem sowje-
tischen Struktur- und Verhaltens erbe den Übergang zur Marktwirtschaft 
zusätzlich erschwerte. Die Erfolgsaussichten waren von vornherein gering, 
weil der russländische Staat nach der Auflösung des Gewaltenmonopols nicht 
mehr in der Lage war, grundlegende Aufgaben des Staates in einer marktwirt-
schaftlichen Ordnung zu erfüllen, nämlich Eigentumsrechte zu definieren 
127 SCHNEIDEH (1997b), S. 9. 
128 SAKWA (1996), S. 148-151. 
129 HÖHMANN (1993), S. 158-163, Roland Götz: Die nIssische Wirtschaft braucht keinen Kurs-

wechsel, sondern die Fortentwicklung begonnener Reformen. In: Osteuropa, 47 (1997), 
S. 772-790, hier S. 774-776 [= GÖTZ (1997a)], RICHARD E. ERICSON: Economics and the Russian 
Transition. In: Slavic Review, 57 (1998), S. 609-{i25, hier S. 618 f. 
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und zu schützen sowie widerspruchsfreie Rechtsnormen zu schaffen und 
durchzusetzen. Institutionelle Anreize für kapitalistisches Wirtschaftsverhalten 
fehlten daher weitgehend. Darüber hinaus standen Anfang 1992 verschiedene 
Basisinstitutionen nicht zur Verfügung, ohne die eine komplexe Marktwirt-
schaft nicht funktionieren kann, wie beispielsweise ein effizientes Banken-
und Zahlungsverkehrssystem. 13o 

Solange das politische System durch den Konflikt zwischen Präsident und 
Parlament blockiert und weder in der Lage war, einen legitimen Entscheid 
über das Transformationsziel zu produzieren noch eine verbindliche Rechts-
ordnung durchzusetzen, orientierten sich die Wirtschaftsakteure am real 
vorgefundenen Chaos und verfolgten ihre kurzfristigen Eigeninteressen. Die 
Selbstbereicherung der alten Eliten am ehemaligen Staatseigentum war in die-
sem rechtsfreien Raum ökonomisch rational, die Rückwendung auf old-boys-
nelworks notwendig, um in den Unternehmen Zulieferung und Absatz sicher-
zustellen. Informelle Kanäle zur Macht wurden genutzt, um Subventionen 
für unrentable Grossbetriebe zu erreichen und so Massenentlassungen zu 
vermeiden. Selbstredend trugen diese Verhaltensweisen auf der Mikroebene 
nicht dazu bei, die makroökonomische Krise zu beheben.!3! 

Fehlender Grundkonsens: die gewaltsaJne Entscheidung 
des Konflikts zwischen Präsident u.nd Parlanwnt 

Während der wirtschaftliche Zerfall voranschritt, spitzte sich der politische 
Konflikt zwischen Legislative und Exekutive zu. Am Beispiel des Referen-
dums vom April 1993 lässt sich besonders gut zeigen, wie negativ sich der 
fehlende Grundkonsens der russländischen Akteure auf die Institutionenbil-
dung auswirkte und demokratische Verfahren entwertete.!32 Nach harten Aus-
einandersetzungen einigten sich Präsident, Parlament und das 1990 geschaf-
fene Verfassungsgericht darauf, dem Volk die Rolle des Schiedsrichters im 
Verfassungskonflikt zu übertragen. Die Abstimmungsmodalitäten schlossen 
jedoch eine Entscheidung von vornherein mit hoher Wahrscheinlichkeit aus. 
Bei einer Stimmbeteiligung von 64,5 Prozent sprachen 58,7 Prozent dem 

130 Ebenda, S. 616-621, AIlHENS (1997), S. 5-11, ]ACQUES SAPlH: Le kracb russe. Paris 1998, S. 49-68. 
131 Ebenda, S. 51-57, FRANK EVERS: Russlallds Umweg in die Marktwirtscbajt. Der Wandel einer 

Volkswirtscbajt, ibres ordnungspolitiscben Rabmells ulld ibrer recbtlicben Gl1l1ldlagen. 
Berlin 1996 (= Quellen zur Rechtsvergleichung, 48), S. 329-345, SCHNEIDER (1997b), S. 11. 
Vgl. auch TI MO PIIItAINEN: Towards a New Social Order in Russia. Tramjorllling Structures 
and BvelJ'day Life. Aldershot etc. 1997. 

132 BRIE (1996), S. 150-155. 
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Präsidenten das Vertrauen aus, 53 Prozent hiessen seine Sozial- und Wirt-
schaftspolitik gut. Für vorgezogene Präsidentschaftswahlen votierten 49,5, 
für Neuwahlen des Volksdeputiertenkongresses 67,2 Prozent. Da aber die 
Kontrahenten einem Referendum nur unter der Bedingung zugestimmt hat-
ten, dass für die beiden ersten Fragen das absolute Mehr der Stimmenden, 
für die beiden letzten aber dasjenige der Stimmberechtigten galt, blieb die 
Pattsituation bestehen: El'cin konnte sich als legitimer Sieger fühlen, und die 
Volksdeputierten blieben legal im Amt, obwohl sich die Stimmenden in einem 
Verhältnis von mehr als 2:1 für vorgezogene Parlamentswahlen ausgespro-
chen hatten.!33 

Das politische System blieb daher in den folgenden Monaten durch den 
Konflikt zwischen Legislative und Exekutive gelähmt, in den sich immer 
häufiger das Verfassungsgericht einschaltete. Dabei schützte dieses nicht 
demokratische Normen und Verfahren, wie es seine Funktion in einer gewal-
tenteiligen Demokratie gewesen wäre, sondern trat als eigeninteressierte 
Partei auf, die ihre judikativen Kompetenzen im politischen Machtkampf ein-
setzte.!34 

Der legale Weg zu einer demokratischen Verfassung blieb in Russland auf 
diese Weise versperrt. Im Herbst 1993 löste der Präsident das Parlament gegen 
den Widerstand der Volksdeputierten unter Einsatz militärischer Gewalt auf. 
Er begründete dies unter anderem damit, dass der Volksdeputiertenkongress 
die Prinzipien der Volksherrschaft, der Gewaltenteilung und des Föderalismus 
verletze und im Gegensatz zu ihm selbst nicht demokratisch legitimiert sei.!35 
Als das Verfassungsgericht dies für unrechtmässig erklärte, wurde es vom 
Präsidenten ebenfalls suspendiert.!36 Auf zentraler Ebene existierte somit für 
gut zwei Monate bis zu den Wahlen für Staatsduma und Föderationsrat nur 
noch die Exekutive, die in dieser Phase die neue Verfassung ausarbeitete. 
Der Präsident löste auch die halbfrei gewählten Obersten Sowjets in den 
Regionen - die Republiken ausgenommen - auf, besetzte dort zahlreiche 
Exekutivämter neu und stattete sie mit umfangreichen Kompetenzen aus. 137 

133 SAKWA (1996), S. 390 f. 
134 Bos (1996), S. 187 f. 
135 Deutscher Text des entsprechenden Präsidentendekrets in: FRENZKE (1995), S. 243-248. 
136 Deutscher Text des entsprechenden Präsidentendekrets in: ebenda, S. 249-252. 
137 Bos (1996), S. 192 f., HAHN (1997), S. 138-141. 
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Ausbleibende Konsolidierung nach 1993 

Die erste den10kratische Verfassung 
in der Geschichte Russlands 

Stefan Wiederkehr 

Bei allen Einschränkungen, die im folgenden noch zu machen sind, ist die 
Verfassung der Russländischen Föderation, die die Stimmberechtigten am 
12. 12. 1993 mit knapper Mehrheit annahmen,138 anders als ihre Vorgängerin-
nen «eindeutig an den Prinzipien des demokratischen Verfassungsstaates ori-
entiert,,139. Im ersten Kapitel «Grundlagen derVerfassungsordnung« (Art. 1-16) 
werden Volkssouveränität, Gewaltenteilung, Föderalismus, Rechtsstaatlich-
keit, ideologische Vielfalt und Parteienpluralismus ebenso verankert wie die 
Unverletzlichkeit des Privateigentums, freie Wirtschaftstätigkeit und ökono-
mischer Wettbewerb. 140 Es ist als Reaktion auf die ständige Manipulation der 
Verfassung in der tagespolitischen Auseinandersetzung in den Jahren zuvor 
zu verstehen, dass dieses Kapitel und der ausführliche Grundrechtsteil 
(Art. 17-64) - bei generell hohen Hürden für Verfassungsänderungen -
dadurch besonders geschützt sind, dass ihre Revision einer Verfassungsge-
benden Versammlung vorbehalten bleibt (Art. 135 f.).141 Die damit beabsich-
tigte Wirkung trat tatsächlich ein: Die Verfassung von 1993 hat bis heute 
unverändert Bestand.142 

Die Dauerhaftigkeit, die die politischen Institutionen Russlands seit Ende 
1993 wiedererlangten, ist eine notwendige, wenngleich nicht hinreichende 
Bedingung für die Entstehung einer systemloyalen Opposition. Denn erst im 

138 Gemäss dem offiziellen Ergebnis stimmte weniger als ein Drittel der Stinunberechtigten der 
neuen Verfassung ausdrücklich zu (58,4 %Ja bei einer Stimmbeteiligung von 54,8 %). Der 
Vorwurf, die f~ir die Gültigkeit des Referendums notwendige Stimmbeteiligung von 50 % 
sei nur durch Manipulationen erreicht worden, konnte weder eindeutig bestätigt noch glaub-
haft entkräftet werden. Vgl. EOERHAIlD SCHNEIDER: Politische und institutionelle Veränderun-
gen in Russland 1993---1995. In: Zwiscbell Krise und Konsolidiemng. Gefäbrdeter System-
wecbsel im Osten Europas. München-Wien 1995 (= Jahrbuch B10St, 1994/95), S.40--52, 
hier S. 41 f., GEORG BRUNNER: Russland zwischen Diktatur und Demokratie. In: Russland und 
die Ukraine nacb dem Zelj'all der Sou!ietunion. Berlin 1996 (= Abhandlungen des Göttinger 
Arbeitskreises, 12), S. 19-49, hier S. 24-27. Die wenigsten Autoren gehen aber so weit wie 
MEIlKEL u. a. (1996), S. 24, die dem russländischen Verfassungsreferendum die demokrati-
sche Legitimationsfunktion gänzlich absprechen. 

139 Bos (1996), S. 202 f. 
140 Verfassungstext in deutscher Übersetzung in: FRENZKE (1995), S. 270-317. Zu den Grund-

zügen der Verfassung vgl. ebenda, S. 254-263, SC!INEIDER (1995), S. 42-44, Bos (19%), 
S. 194-198, BRUNNER (1996), S. 32-46. 

141 Bos (1996), S. 198. 
142 EOERIIARD SCIINEIDER: Der zentrale palit iscbe Entscbeidungsprozess in Russland. Köln 1998. 

(= BlOSt, 1998, Nr. 50), S. 33 [= SCHNEIDER (1998a)]. 
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stetigen Gebrauch formalisierter Entscheidungsverfahren kann eine Wert- und 
Prozedurgemeinschaft entstehen, in die auch die momentan unterliegende 
Seite durch den grundsätzlichen Konsens über das Entscheidungsverfahren 
eingebunden bleibt. 143 

Das Urteil, dass die Transformation zu einem demokratischen politi:;chen 
System in Russland auf der institutionellen Ebene inzwischen abgeschlossen 
ist, lässt sich ferner darauf stützen, dass die zentralen Verfassungsorgane (der 
Präsident, die Regierung, die Bundesversammlung bestehend aus Staatsduma 
und Föderationsrat sowie das Verfassungsgericht) nach 1993 jeweils zu dem 
Zeitpunkt und in der Weise bestellt wurden, wie es in der Verfassung vor-
gesehen ist. Trotz einiger Vorbehalte können die Staatsduma- und Präsident-
schaftswahlen, die seither stattgefunden haben, als allgemein, gleich, frei und 
geheim bezeichnet werden. 144 Für die Wahlen, die zur Besetzung der politi-
schen Ämter auf regionaler und lokaler Ebene durchgeführt wurden, sind 
die Manipulationsvorwürfe regional zu differenzieren. Ausserdem ist unter 
dem Aspekt der Demokratisierung negativ anzumerken, dass die Regional-
wahlen zum Teil lange verschleppt wurden. Mancherorts stand bis zum 
Winter 1996/97 ein von El'cin eingesetzter Gouverneur ohne demokratische 
Legitimation an der Spitze der regionalen Exekutive.145 Noch schlechter steht 
es um demokratisch legitimierte Organe der lokalen Selbstverwaltung, die 
ihre Tätigkeit noch nicht überall aufgenommen haben. Ursache dafür ist in 
erster Linie die mangelnde Bereitschaft der Föderationssubjekte, Kompeten-
zen nach unten abzugeben. 146 

Zwei Merkmale der russländischen Verfassung stehen nicht grundsätzlich 
in Widerspruch zu einem demokratischen politischen System, stellen aber 
unter dem oben eingeführten Gesichtspunkt der Integration durch legitime 

143 MERKE!. u. a. (1996), S. 12, 18 f. 
144 SCHNEIDER (1997a), S. 53, 67-69, GALINA LUCIITERHANDT: Das Wahlsystem. In: Das neue Russ-

land in Politik und Kultur (1998), S. 60--77, hier S. 60-63 [= LUCHTEIUIANDT (1998a)]. Das 
Verfassungsgericht nahm seine Tätigkeit erst im Februar 1995 auf. Diese Verzögerung geht 
darauf zurück, dass die Bundesversammlung zuerst Ausführungsgesetze für die entspre-
chenden Verfassungsbestimmungen verabschieden musste und dass der Föderationsrat die 
vom Präsidenten nominierten Kandidaten mehrfach zurückwies. BRUNNER (1996), S. 42-44, 
NICOLE KRONE: Das Verfassungsgericht der Russischen Föderation. Eine juristische Institution 
im Spannungsfeld von Verfassungsauftrag und politischer Wirklichkeit. In: Ostew'opa, 
48 (998), S. 253---267, hier S. 254. 

145 SCHNEIDER (1997c), S. 20--27, LUCIITERHANDT 0998a), S. 73-75, Sn.vIA VON STEINSDORFF: Kalku-
lierter Konflikt und begrenzte Kooperation. Zum Verhältnis von Präsident, Regierung und 
Parlament in Russland. In: Osteuropa, 49 (1999), S. 16-34, hier S. 30. 

146 ANDREAS HEINEMANN-GRÜDER: Integration durch Asymmetrie? Regionale Verfassungen und 
Statuten in Russland. In: Osteuropa, 48 (1998), S. 672-688, hier S. 685 f., SCHNEIDER (998), 
S. 16-18. 
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Entscheidungsverfahren ein Problem dar. In bei den Fällen schrieb die zen-
trale Exekutive, nachdem sie aus dem Machtkampf der Jahre 1992/93 als 
Siegerin hervorgegangen war, ihre Partikularinteressen auf Dauer in der 
Verfassung fest. 147 

Erstens stellt das Föderalismusmodell der neuen Verfassung die Födera-
tionssubjekte schlechter als der Föderationsvertrag. Da dieser nicht einseitig 
kündbar gewesen wäre und 18 von 89 Föderationssubjekten die neue Verfas-
sung nicht annahmen, waren heftige Machtkämpfe zwischen dem Zentrum 
und einigen Regionen nach 1993 die Folge. Schliesslich kam ein bis heute 
andauernder Prozess in Gang, in dem die Föderation ihre Beziehungen mit 
jeweils einem ihrer Subjekte bilateral aushandelt und aufVertragsbasis regelt. 
Dabei weichen einige der bisher geschlossenen Kompetenzabgrenzungsver-
träge ZLIgunsten der Regionen von der Verfassung ab. Das undemokratische 
Verhalten der zentralen Exekutive im Verfassungsgebungsprozess verhinderte 
somit eine dauerhafte Lösung in der Frage des künftigen Staatsaufbaus. Die 
Verhandlungserfolge selbstbewusster Regionen schufen für die Regionaleliten 
zusätzliche Verhaltensanreize, die der Etablierung stabiler föderalistischer 
Institutionen und damit der Konsolidierung der russländischen Demokratie 
zuwiderlaufen. 148 

Der Dezentralisierungsdruck, den die Regionen von unten her auf die 
Föderation ausüben, gibt aber auch Anlass zu Optimismus. Die bisherigen 
Asymmetrien im Status der Föderationssubjekte werden allmählich ausge-
glichen, wobei sich die schlechter gestellten Regionen rechtlich und faktisch 
den besser gestellten annähern. 149 Diese Entwicklung steht in klarem Gegen-
satz zum traditionellen russländischen Zentralismus. Zu den Widersprüchlich-
keiten des Föderalismus in Russland gehört freilich, dass sich die politischen 
Eliten einiger Föderationssubjekte gegen den Zugriff des Zentrums aufleh-
nen, um ihre Herrschaft auf regionaler Ebene weiterhin autoritär ausüben zu 
können.150 

147 BillE (1996), S. 156 f. 
148 Ebenda, S. 158-161, LUCIITERIIANDT (1996a), S. 244-249. Die Kompetenzabgrenzungsverträge, 

die wie auch zahlreiche regionale Verfassungen und Statuten zugunsten der Föderations-
subjekte gegen die Verfassung der Russländischen Föderation verstossen, haben in Art. 11 
und 78 <U1 sich eine verfassungsmässige Gnmdlage. Vgl. SCHNEIDER (1997c), S. 11-20, PETER 
KIRKOW: Im Labyrinth mssischer Regionalpolitik. Ausgehandelter Föderalismus und institu-
tionelle Veränderungen. In: Osteul'Opa, 47 (1997), S. 38-51, SERGE] MITROCHIN, GALINA LUCH-
TEHHANDT: Rechtsnormen und Gesetzgebung im Institutionalisiemngsprozess. In: Das neue 
Russland in Politik lind Kultur(1998), S. 36-59, hier S. 47-49, BUSYGINA (1998), S. 242-248, 
I-IEINEMANN-GRÜDER (1998), S. 681-687. 

149 HAHN (1997), S. 157, BUSYGINA (1998), HEiNEMANN-GHÜDER (1998), s. 686. 
150 Ebenda, S. 684-687. 
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Zweitens stellt die Machtkonzentration beim Präsidenten die Legitimität 
der russländischen Verfassung in Frage. Wiederum geht es weniger um die 
Regelung an sich, die am Vorbild der französischen V. Republik und der USA 
orientiert ist,I51 als darum, dass der Präsident nach der blutigen Konfrontation 
im Herbst 1993 seine Partikularinteressen zum verfassungsmässigen Zustand 
erhob, ohne nach einem breiteren Konsens zu suchen. 

Der vom Volk direkt gewählte Präsident besitzt im russländischen semiprä-
sidentiellen Regierungssystem eine dominante Position gegenüber Regierung, 
Bundesversammlung und Judikative. 152 Dies kommt unter anderem darin zum 
Ausdruck, dass sein Einfluss auf die Regierungsbildung und-abberufung grös-
ser ist als derjenige der Staatsduma. Letztere muss zwar den Kandidatenvor-
schlag des Präsidenten für das Amt des Premierministers bestätigen, velwei-
gert sie diesem jedoch drei Mal ihre Zustimmung, wird sie vom Präsidenten 
aufgelöst. Auch wenn die Staatsduma der Regierung das Misstrauen ausspricht 
oder die Vertrauensfrage negativ beantwortet, riskiert sie ihre Auflösung. Im 
Gegensatz dazu kann der Präsident die Regierung jederzeit ohne negative 
Folgen für sich selbst entlassen (Art. 83, 111, 117). Den in der Verfassung 
genau definierten Fällen, in denen der Präsident die Staatsduma auflösen darf 
(Art. 109, 111, 117), steht ein in der Praxis kaum durchführbares Impeach-
menlverfahren zur Absetzung des Präsidenten gegenüber, an dem beide 
Pariamentskammern, das Oberste Gericht und das Verfassungsgericht betei-
ligt sind (Art. 93). 

Der Präsident hat das Recht auf Gesetzesinitiative (Art. 104) und kann 
mit Dekreten legislative Funktionen ausüben, solange er damit nicht gegen 
Bundesgesetze oder die Verfassung verstösst (Art. 90). Gegenüber Gesetzes-
beschlüssen besitzt er ein Vetorecht, das mit qualifizierten Mehrheiten in bei-
den Parlamentskammern überstimmt werden kann (Art. 107). Das Vetorecht 
dient dem Präsidenten auch dazu, seine Funktion als Garant der Verfassung 
wahrzunehmen. Dadurch und durch weitere Befugnisse ragen seine Kompe-
tenzen auch in diejenigen der Judikative hinein (Art. 80, 85).153 

151 Bos (1996), S. 195 f. 
152 BHUNNER (1996), S. 32-38, JUHI] I. LEJBO: Semipräsidialrepublik in Russland: Theorie und Pra-

xis. In: Osteuropa-Recbt, 43 (1997), S. 33-44, SCHNEIDER (1997a), S. 61-65, AVAK'jAN (1998), 
S. 25-40. Zur gmndlegenden Kritik am Begriff des Semipräsidentialismus vgl. WINFRIED 
STEFFANI: Parlamentarisch-präsidentielle .. Mischsysteme .. ? Bemerkungen zum Stand der For-
schung in der Politikwissenschaft. In: Otto Luchterhandt (Hg.): Neue Regierungssysteme in 
Osteul'Opa und der GUS. Probleme derAusbildllllg stabilerMacbt inst itu flanen. Berlin 1996 
(= Osteuropaforschung, 37), S. 11-62. 

153 OTTO LUCHTEHHANDT: Präsidentialismus in den GUS-Staaten. In: Luchterhandt (1996), 
S. 223-274, hier S. 258 f. [= LUCHTERIIANDT (1996b)], KRONE (998), S. 259. 
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Es mindert die Konsolidierungschancen der russländischen Demokratie, 
dass EI'ein und seine Umgebung den Semipräsidentialismus gegen den star-
ken Widerstand relevanter politischer Eliten einführten, unter denen sich auch 
Demokraten befanden. Immer wieder überlagert der grundsätzliche Konflikt 
um die Vollmachten des Präsidenten die tagespolitische Auseinandersetzung 
und blockiert pragmatische Lösungen in Sachfragen. 154 

Scbwacbe Parteien und Verbände 

Auf der repräsentativen Ebene des Transformationsmodells kann insgesamt 
von Konsolidierung noch keine Rede sein. Positiv zu vermerken ist die plu-
ralistische Medienlandschaft, die der Bevölkerung heute eine relativ freie 
Meinungsbildung ermöglicht. Verglichen mit dem Informationsmonopol des 
Sowjetstaates und seiner Zensurpraxis hat sich ein vollständiger Bruch voll-
zogen. 155 

Der Zustand des russländischen Parteiensystems wurde kürzlich auf die 
griffige Formel "zu viele Parteien - zu wenig System,,156 gebracht. Für die Dut-
zenden von russländischen Parteien, die heute existieren, ist kennzeichnend, 
dass sie noch keine organisatorische Stabilität erreicht haben, sondern einem 
ständigen Prozess von Neugründung, Fusion und Spaltung unterliegen. Sie 
verfügen nur über wenige Mitglieder und konnten vor allem in den Regionen 
keine Basisorganisationen aufbauen. Praktische Probleme wie Finanzmangel, 
fehlende Infrastruktur und Kommunikationsschwierigkeiten sind ein Grund 
dafür,157 die verspätete Abhaltung demokratischer Gründungswahlen ein 
weiterer. 158 Die KPRF besitzt als Erbin der ehemaligen Staats partei in dieser 
Hinsicht einen Vorteil, da sie auf eine bereits bestehende landesweite Organi-
sationsstruktur zurückgreifen kann.159 

Darüber hinaus erschweren aber auch grundlegendere Hindernisse den 
Aufbau eines Mehrparteiensystems in Russland. Die russländischen Parteien 
sind hauptsächlich auf die Person des Parteiführers und die Förderung seiner 

154 TIMM BEICHELT: Konsolidierungschancen des russischen Regierungssystems. In: Osteuropa, 
46 (1996), S. 597-609, hier S. 608 f., Bos (1996), S. 193, NZZ, 29. 10. 1998, S. 3, ebenda, 
14. 12. 1998, S. 3. 

155 REMINGTON (1997), S. 88-90, PorER HÜBNEH: Pressefreiheit in Russland. Grossaktionäre als 
Zensoren? Köln 1998 (= BlOSt, 1998, NI'. 34). 

156 Bos, VON STEINSDOHFF (1997). 
157 GNAUCK, HAHMS (1997), S. 298-305. 
158 Bos, VON STElNSDOHFF (1997), S. 103, 133 f., UHBAN, GEl.'MAN (1997), S. 208 f. 
159 HAHN (1997), S. 161 f., URBAN, GEL'MAN (1997), S. 205. 
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politischen Karriere ausgerichtet, die klassischen Parteifunktionen der Inter-
essenaggregation und-artikulation spielen dagegen nur eine geringe Rolle. 160 
Einerseits hängt dies mit der politischen Kultur der Eliten und der Mentalität 
der Bevölkerung zusammen, andererseits bleibt fraglich, ob die sozioökono-
mischen Voraussetzungen für das Agieren von Programm parteien in Russland 
überhaupt gegeben sind. Anknüpfungsversuche an historische Parteien der 
vorsowjetischen Zeit sind erfolglos geblieben, traditionelle Cleavages spie-
len für die postsowjetische Parteienbildung kaum eine Rolle. 161 Denn in der 
Sowjetzeit waren angesichts der relativ starken sozioökonomischen Nivel-
lierung Partikularinteressen bestimmter sozialer Gruppen nur schwach ent-
wickelt. Der Transformationsprozess hat zwar scharfe soziale Gegensätze, 
aber noch keine stabilen Schichten mit dauerhaften gemeinsamen Interessen 
hervorgebrachL 162 Deshalb stellten die russländischen Parteien in den bishe-
rigen Wahlkämpfen Symbole und Identitätsfragen über den Positionsbezug 
in Sachfragen. Sie setzten nicht darauf, dass die Wähler bei der Stimmabgabe 
instrumentell handeln, sondern appellierten an deren Affekt. 163 

Mit der geringen Bedeutung traditioneller Cleavages ist es zu erklären, dass 
Verbände und Gewerkschaften als Organisationsstrukturen bestimmter Inter-
essengruppen noch schwächer entwickelt sind als Parteien. Der Gegensatz 
Arbeit vs. Kapital besitzt in der russländischen Transformationsgesellschaft 
nicht die Bedeutung, die ihm in einer modernen demokratisch-marktwirt-
schaftlichen Gesellschaft zukommt. l64 Die alten sowjetischen Organisationen 
weisen zwar als Folge der früheren Zwangszugehörigkeit noch immer hohe 
Mitgliederzahlen auf. Sie sind aber nicht funktional, weil sie wie früher die 
Interessen von Unternehmensleitung und Mitarbeitern zusammenfassen, die 
eigentlich auf Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände aufgeteilt sein müss-
ten. 165 Neue Interessenverbände und Gewerkschaften sind in grosser Zahl 
entstanden, kämpfen jedoch mit denselben praktischen Problemen wie die 
160 Bos, VON STEINSDOIlFF (1997), S. 130 f., GNAUCK, HAIlMS (1997), S. 294-305. 
161 RICHARD STÖSS, DIETER SEGERT: Entstehung, Struktur und Entwicklung von Parteiensystemen 

in Osteuropa nach 1989 - Eine Bilanz. In: Segert u. a. (1997), S. 379--428, hier S. 394--405. 
162 Kl.AUS VON BEYME: Sozialer Wandel und politische Krise in Russland. In: Osteuropa, 48 (1998), 

S. 543--563. 
163 Bos, VON STElNSDOHFF (1997), S.130 f., UHBAN, GEI.'MAN (1997), S. 175-177. 
164 REMINGTON (1997), S. 97-110, FHANK HOFFEIl: Reform der sowjetischen Gewerkschaften in 

Russland. Ein schwerer, aber nicht hoffnungsloser Fall. Köln 1998 (= B10St, 1998, NI'. 1). 
Grazdal/skoe obscestvo. Mirovoj opyt i problemy Rossii. Moskva 1998, S. 104-132, Grazdan-
skoe obscestvo v Rossii. StmktlllJ' i sozl/anie. Moskva 1998, S. 79-125, PETRA SlYKOW: Staat, 
Verbände und Interessengruppen in der russischen Politik. In: Wolfgang MerkeI, Eberhard 
Sandschneider (Hg.): Systemwecbsel 4. Die RoUe von Verbändell im Transformationspro-
zess. Opladen 1999, S. 137-179, hier S. 160--162. 

165 RlThfINGTON (1997), S. 104, SlYKOW (1999), S. 139, 160--165. 
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Parteien.166 Im Falle von Verbänden, Gewerkschaften und Non-Governmental 
Organizations (NGO), die in Russland noch immer weitgehend bedeutungs-
los sind,167 fehlen institutionelle Anreize zur repräsentativen Konsolidie-
rung. 16S 

Von der institutionellen Ebene gehen positive und negative Effekte auf 
die Konsolidierung des Mehrparteiensystems aus. Es ist aus der vergleichen-
den Forschung bekannt, dass ein starkes Präsidentenamt wie da~<; russländische 
die Herausbildung starker Parteien und eines strukturierten Parteiensystems 
hemmt.169 In Russland kommt hinzu, dass der bisher einzige Präsident zu 
allen Parteien Distanz hält, so dass von der Befürwortung oder Ablehnung 
seiner Politik nur schwache Impulse auf die organisatorische und program-
matische Festigung der Parteien ausgehen. Ähnliches lässt sich über die 
Regierungsbildung sagen, bei der parteipolitische Gesichtspunkte von unter-
geordneter Bedeutung sind. 170 

Generell gilt das Proporzwahlrecht im Vergleich zum Majorz als förderlich 
für die repräsentative Konsolidierung. Das Grabensystem, nach dem die 
Staatsduma 1993 und 1995 gewählt wurde, sieht vor, dass die eine Hälfte der 
Sitze als Direktmandate in Einerwahlkreisen nach dem Majorz, die andere 
über landesweite Listen nach dem Proporz vergeben wird. Diese gemischte 
Lösung unterstützt die langfristige Stabilisierung eines Mehrparteiensystems 
und trägt gleichzeitig dem Umstand Rechnung, dass reine Proporzwahlen 
einigermassen gefestigte Parteien voraussetzen, was in Russland noch nicht 
der Fall iSt. 17! 

Weitere Merkmale des Wahlrechts sind dazu geeignet, die russländische 
Demokratie auf der repräsentativen Ebene längerfristig zu konsolidieren. Als 
Massnahme gegen die Zersplitterung des Parteienwesens gilt für die Proporz-
wahlen eine 5-Prozent-Klausel. Diese reduzierte bereits nach einer Legislatur-
periode die Anzahl der Parteien, die in der Staatsduma über Listenstimmen 
vertreten sind, von acht (993) auf vier (995), obwohl die Anzahl der antre-
tenden Parteien von 13 auf 43 stieg. Kurzfristig gesehen war der Preis dafür 
allerdings hoch: Die Legitimität der Staatsduma und damit indirekt des gesam-
ten politischen Systems leidet darunter, dass die vier Parteien, die 1995 die 

166 Ebenda, S. 147-155. 
167 Graidmzskoe obscestvo (1998), S. 171-204. 
168 STYKOW (1999), S. 156-159, 169-172. 
169 Bos, VON STEINSDOHFF (1997), S. 109. 
170 Ebenda, S. 119 f., 134 f., GNAUCK, I-IAHMS (1997), S. 292, 337. 
171 Bos, VON STEINSDOHFF (1997), S. 106. Vgl. auch DIETER NOHLEN, Mll\lANA KASAPOVIC: Wablsyste-

me und Systemwecbsel in Osteuropa. Genese, Auswirkungen lind Reform politiscber Insti-
tutionen. Opladen 1996, S. 75-82. 
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5-Prozent-Hürde meisterten, nur gerade 50,5 Prozent der abgegebenen Listen-
stimmen auf sich vereinigen, während sich beinahe die Hälfte der Wähler 
im Parlament nicht repräsentiert sieht. 172 

Das Wahlrecht für die Staatsduma enthält schliesslich Bestimmungen, die 
auf die Entstehung landesweit tätiger Parteien zielen, deren Exponenten eine 
starke Verankerung in den Regionen und bei den nationalen Minderheiten 
aufweisen. Tritt der gewünschte Effekt längerfristig ein, geht von derartigen 
Parteien eine integrative Wirkung auf die Russländische Föderation aus. 173 In 
Form des Föderationsrates, in den jedes Föderationssubjekt unabhängig von 
seiner Grösse zwei Vertreter entsendet, und - in geringerem Ausmasse - der 
Staatsdumasitze, die in Einerwahlkreisen nach dem Majorz vergeben wer-
den, bestehen bereits heute institutionelle Vorkehrungen, die die Integration 
des Gesamtstaates fördern, indem sie sicherstellen, dass die Interessen der 
Regionen und nationalen Minderheiten repräsentiert sind. 174 

Nicht nur die Parteien ausserhalb des Parlaments, sondern auch die Frak-
tionen in der Staatsduma erwiesen sich in den bei den Legislaturperioden 
1993-1995 und 1995-1999 als instabil, was Programm, Grösse und Zusam-
mensetzung angeht. Dennoch ist als Folge des Wahlrechts und der parlamen-
tarischen Geschäftsordnung die Tendenz zu einer gewissen Konsolidierung 
erkennbar: Die Zahl der Fraktionslosen hat deutlich abgenommen und der 
Staatsduma eine klarere innere Struktur verschafft. 175 Nach 1993 überlagerte 
allmählich eine innerparlamentarische Vierteilung des politischen Spektrums 
in Demokraten, regierungsnahe Zentristen, Nationalisten und Kommunisten 
die frühere Bipolarität zwischen Legislative und Exekutive. Obwohl in allen 
Lagern unzählige Konkurrenzparteien existieren, gelang es 1995 genau einer 
Partei jeder politischen Hauptströmung, die 5-Prozent-Hürde zu überwin-
deny6 Analysiert man die Wahlergebnisse von 1993 und 1995 sowie die dar-
aus resultierende Sitzverteilung in der Staatsduma, fällt vor allem das gute 
Abschneiden der Nationalisten und Kommunisten auf, die eine antiliberale, 
antiwestliche und reformfeindliche Grundhaltung verbindet. Die Siegerin der 
ersten Wahlen, die nationalistische LDPR Zirinovkijs, fiel zwar von 23 (993) 
auf 11 Prozent (995) der Listenstimmen zurück. Dies kompensierten jedoch 
die Gewinne der KPRF (Anstieg von 12 auf 22 Prozent). Da letztere 1995 
auch ihren Anteil an den Direktmandaten stark ausbauen konnte, stieg der 
172 SCHNEIDEH (1997a), S. 53. Von den Majorzstimmen sind sogar 70,8 % nicht im Parlament ver-

treten. URBAN, GEL'MAN (1997), S. 209. 
173 Bos, VON STEINSDOHFF (1997), S. 107 f., SCHNEIDER (1997a), S. 51, 56. 
174 LUCIITERHANDT (1996a), S. 263-267. 
175 Bos, VON STEINSDORFF (1997), S. 123-128. 
176 Ebenda, S. 126, 132 f., REMINGTON (1997), S. 115 f., URBAN, GEL'MAN (1997), S. 193. 
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gemeinsame Sitzanteil von Nationalisten und Kommunisten in der Staatsduma 
von 37 auf 52 Prozent. Eine Mehrheit liegt daher seit Beginn der zweiten 
Legislaturperiode für die Demokraten, die von den Disproportionseffekten 
des Wahlsystems überdurchschnittlich betroffen wurden, selbst mit der unsi-
cheren Unterstützung durch die Zentristen nicht mehr in Reichweite.m 

Damit sind wir bei einem fundamentalen Problem des russländischen 
Transformationsprozesses angelangt: Demokratische Wahlverfahren bieten 
nicht Gewähr für ein Parlament, dessen Mehrheit einen demokratischen Staat 
mit kapitalistischer Wirtschaftsordnung in den gegenwärtigen Staatsgrenzen 
als Transformationsziel anerkennen würde. El'cins gewaltsames Vorgehen im 
Herbst 1993 erlaubte zwar einen konstitutionellen Neubeginn und damit teil-
weise einen Ausweg aus der Selbstblockade des politischen Systems. Die 
nachfolgenden Wahlen von 1993 und 1995 konnten jedoch den Widerstand 
der parlamentarischen Mehrheit gegen einen raschen Übergang zur Marktwirt-
schaft keineswegs brechen, sondern haben ihn im Gegenteil demokratisch 
legitimiert. Bezieht man Umstände und Ablauf des Verfassungsgebungspro-
zesses in die Betrachtung mit ein, scheint die verfassungs rechtliche Stärke des 
Präsidenten darauf angelegt, dass die Exekutive den Transformationskurs, 
den sie für richtig hält, notfalls gegen das Parlament durchzusetzen vermag. 17H 

Wie unten zu zeigen ist, scheiterte diese demokratisch fragwürdige Konstruk-
tion in doppelter Hinsicht. Erstens konnten Staats duma und Föderationsrat 
in der Praxis nicht einfach übergangen werden, und zweitens war es nicht 
nur eine gedankliche Fehlleistung, den Demokratisierungsprozess gegen die 
Bevölkerungsmehrheit an die Person El'cins zu binden, sondern es erweist 
sich auch je länger desto weniger als zulässig, im Präsidenten den Garanten 
dafür zu sehen, dass die Transformation Russlands zu einer Marktwirtschaft 
voranschreitet. 

Zwar gelang El'cin in den Präsidentschaftswahlen 1996 die Wiederwahl 
gegen den Kandidaten der KPRF, G. A. Zjuganov. Weiterhin konnte er sich 
aber nicht auf eine parlamentarische Mehrheit stützen.179 In dieser Konstel-. 
lation elwies sich das semipräsidentielle Regierungssystem mit der dualen 
Legitimität von Legislative und Exekutive sowie der institutionalisierten Kon-

177 SClINEIDEll (1995), S.44--48, Bos, VON STEINSDOHFF (1997), S.124-127, SCHNEIDEH (1997a), 
S. 53-59. Zu den Disproportionseffekten: ROßERT G. MOSER: The Electoral Effects of Presi-
dentialism in Post-Soviet Russia. In: Jolm LöwenthaI (Hg.): Special Issue: Party Politics il1 
Post-Com/llzmist Russia. Illford 1998 (= The Journal of Communist Studies and Transition 
Politics, 14 (1998), H. 1-2), S. 54-75. 

178 BEICHELT (1996), S. 603. 
179 Wahl resultate und -analyse vgl. SCHNEIDEIl (1997a), S. 67 f. 
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kurrenz zwischen Präsident und Regierung innerhalb der Exekutive als unge-
eignet, einen demokratisch legitimierten Entscheid über das Transforma-
tionsziel und die Mittel zu seiner Erreichung herbeizuführen. Dies wiederum 
verhindert bis heute die Etablierung stabiler Rahmenbedingungen für die 
Wirtschaftstätigkeit und vertieft auf diese Weise die ökonomische Krise sowie 
die sozialen Probleme. Da jedoch im russländischen semipräsidentiellen 
Regierungssystem anders als in einem rein präsidentiellen oder rein parla-
mentarischen System die politische Verantwortung für Misserfolge der Trans-
formationspolitik nicht klar zugewiesen wird, delegitimieren diese nicht 
einzelne Parteien und Personen, sondern das politische System und die poli-
tischen Eliten insgesamt. 18o 

Das Verhalten der Eliten zwischen Normbeachtung 
und -verletzung 

Die bisherigen Ausführungen haben bereits wesentliche Erkenntnisse zur 
dritten Ebene des Konsolidierungsmodells, zum Verhalten der Eliten, zutage 
gefördert: Die für totalitäre Systeme typische dyadische Methode der Konflikt-
bewältigunglB1 prägte den Verfassungsgebungsprozess, in dessen Verlauf die 
wichtigen politischen Akteure nicht in der Lage waren, ihre Interessengegen-
sätze durch einen Minimalkonsens zu überbrücken, der einen unblutigen 
Systemwechsel ermöglicht hätte. Erst die gewaltsame Auflösung des Volks-
deputiertenkongresses durch den Präsidenten erlaubte es, eine neue Verfas-
sung einzuführen. Noch schwerer wiegt freilich die Tatsache, dass als direkte 
Folge des Verhaltens der Eliten in den Jahren 1992/93 Elemente der traditio-
nellen dyadischen Konfliktkultur in der neuen Verfassung institutionalisiert 
wurden. Der Sieger der Konfrontation, der Präsident, besitzt ein deutliches 
Übergewicht über die anderen Gewalten, das angesichts der hohen Hürden 
für Verfassungsänderungen auf legale Weise kaum zu beseitigen ist. 

180 MERKEL (1996), S. 45 f., VON STElNSDOllFF (1999), S. 23 f. 
181 Die dyadische Methode der Konfliktbewältigung besteht darin, den Gegner in direkter 

Konfrontation durch Einschüchterung bis hin zur Vernichtung zu unterdrücken. Konflikte 
werden als Abweichung bewertet und geleugnet. Dem steht die triadische Methode der 
Konfliktbewältigung gegenüber, die für demokratische Systeme typisch ist. Da hier Konflikte 
als normale Erscheinungen gelten, werden Mechanismen und Verfahren zu ihrer Lösung 
institutionalisiert, die als vermittelnde Instanzen zwischen den Gegnern wirken und die 
Anwendung von Gewalt minimieren. MANFRED SAPPER: Konflikte in der Transformation Ost-
europas. Zur Spezifik der Konfliktkonstellation und Konfliktkultur. In: Der Ostel/ Ellropas 
im Prozess der DijJ'erel/zienmg (1997), S. 323-332, hier S. 328. 
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Inwieweit haben sich nun aber die Eliten seit Ende 1993 der institutionel-
len und repräsentativen Strukturen des demokratischen Systems bedient, um 
ihre Interessen durchzusetzen? Dabei gilt es zu berücksichtigen, dass der 
Semipräsidentialismus den politischen Akteuren breitere I-Iandlungsspiel-
räume einräumt, als das in anderen Regierungssystemen der Fall wäre. 182 Dies 
eröffnet zwar die Perspektive, dass der faktische Einfluss des Präsidenten bei 
unverändertem Institutionengefüge zurückgehen wird, wenn die Konsolidie-
rung der Demokratie auf den übrigen Ebenen des Modells fortschreitet. Es 
bedeutet aber zunächst, dass die Institutionen nur in geringem Masse Verhal-
ten induzieren und nur schwache Barrieren gegen autoritäre Entgleisungen 
errichten .183 

So konnte der bisher einzige Präsident, EI'cin, sein Amt bisweilen ziem-
lich autoritär interpretieren, ohne die Verfassung zu verletzen. 184 Der Versuch 
beispielsweise, 1995 das Wahlgesetz für die Staatsduma mit seinem Veto zu 
verhindern, um sich den Spielraum für eine weniger parteienfreundliche 
Regelung per Dekret offenzuhalten, war völlig legal, auch wenn er nicht von 
einem demokratischen Geist zeugt. 185 Dasselbe gilt für die überraschenden 
Entlassungen der Regierungen Cernomyrdin im März 1998 und Primakov im 
Mai 1999.186 Weit umstrittener ist die Frage, ob es in Einklang mit der Verfas-
sung stand, der Staatsduma drei Mal denselben Kandidaten für das Amt des 
Premiers vorzuschlagen und sie damit vor die Wahl zu stellen, Sergej Kirienko 
zu akzeptieren oder aufgelöst zu werden. Als die Abgeordneten das Verfas-
sungsgericht anriefen, schützte dieses den Entscheid des Präsidenten.187 

Bedenklich ist die nach 1993 feststellbare Tendenz, dass sich die politi-
schen Entscheidungsprozesse von den verfassungsmässigen Institutionen in 
Gremien verlagern, die unter dem Einfluss des Präsidenten stehen und sich 

182 BHUNNEl! (996), S. 37 f., HORST BAIIRO: Zur Verbreitung einer Regierungsform zwischen 
Parlamentarismus und Präsidentialismus. In: Osteul'Opa-Recbt, 43 (1997), S. 2-18. 

183 MEHKEI. u. a. (1996), S. 32, AHHENS (1997), S. 6-10. 
184 Bos (1996), S. 197 f. 
185 In der Auseinandersetzung um das Wahlrecht für die Staatsduma 1995 ging es um das Ver-

hältnis von Majorz- und Proporzsitzen: Die Staatsduma orientierte sich an El'eins Dekret, 
auf dessen Grundlage 1993 gewählt worden war, und verabschiedete ein Wahlgesetz, das 
ein Grabensystem mit einem Verhältnis von 1:1 zwischen Majorz und Proporz vorsah. Dage-
gen legte jedoch der Präsident sein Veto ein, denn er hegte die Absicht, den Anteil der 
Direktmandate auf zwei Drittel zu erhöhen und dadurch den Einfluss der Parteien zu 
beschneiden. Bos, VON STEINSDOHFF (1997), S. 105-107. 

186 NZZ, 14. 5. 1999, S. 1 f. Gemäss einer Meinungsumfrage unmittelbar vor der Entlassung des 
Premiers durch den Präsidenten im Mai 1999 besass El'ein das Vertrauen von 3 %, Primakov 
dagegen von 48 % der Bevölkerung (http://wwwJom.ru/week/w _2.htm bzw. http://www. 
fom.ru/week/w _8.htm). 

187 VON STEINSDORFF (1999), S. 32. 
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einer demokratischen Kontrolle entziehen. Der Präsidialadministration, dem 
Sicherheitsrat, dem Präsidialrat, dem Viererrat und dem Rat für Aussenpolitik 
kommt in der russländischen Politik ein hohes Gewicht zu, obwohl sie in 
der Verfassung nur am Rande oder gar nicht erwähnt sind. 1BB 

Mit der militärischen Invasion in Tschetschenien, die im Sicherheitsrat 
beschlossen und auf der Grundlage eines Präsidenten dekrets durchgeführt 
wurde, war der absolute Tiefpunkt erreicht, was das Verständnis des Präsiden-
ten und seiner Umgebung für gewaltenteilige Demokratie und Föderalismus 
angeht.189 Ein positives Zeichen setzten demgegenüber die Föderationsrats-
mitglieder, die die Tschetscheniendekrete für verfassungswidrig hielten und 
deshalb das Verfassungs gericht anriefen. Dieses entschied jedoch mit knap-
per Mehrheit für den Präsidenten und verpasste es, seine Unabhängigkeit 
unter Beweis zu stellen. 190 

Diese Beispiele zeigen, dass der Gegensatz zwischen demokratischem 
Präsidenten und undemokratischem Parlament, von dem bis 1993 vielleicht 
die Rede sein konnte, längst komplizierteren Verhältnissen gewichen ist. Die 
Mitglieder der Bundesversammlung anerkannten das in der Verfassung von 
1993 niedergelegte politische System, indem sie weit häufiger als der Präsi-
dent das Verfassungs gericht anriefen. 191 Dieses konnte sich als unabhängige 
dritte Gewalt noch nicht vollständig festigen, entschied aber in einigen Fällen 
gegen den Präsidenten, schützte die individuellen Grundrechte und vertei-
digte gegen die Ansprüche der regionalen Eliten das Prinzip der Gewalten-
teilung in den Föderationssubjekten.192 Die Staatsdumaabgeordneten setzten 
ihren Wahlgesetzentwurf, der auf die Konsolidierung des Mehrparteien-
systems abzielte, gegen den Widerstand des Präsidenten durch, indem sie 
erstmals überhaupt dessen Veto mit der notwendigen Zweidrittelsmehrheit 
überstimmten. 193 Die Gesetzgebungstätigkeit der Bundesversammlung war 
nach 1993 weit effiZienter, als das in der Regel von westlichen Beobachtern 
wahrgenommen wird. Dies bewirkte - nach einer eigentlichen .. Ukazokratie .. 
El'cins in der ersten Phase nach der Verabschiedung der neuen Verfassung 

188 Bos (1996), S. 199 f., BRIE (1996), S. 169 f., SCHNEIDEH (1998a), S. 16-22. 
189 SCHNEIDEH (1995), S. 49-51, ANDHEAS HEINEMANN-GRÜDEH: Ist Separatismus unvermeidlich? 

Ein Rückblick auf Ethnizität und Föderalismus im Tschetschenien-Konflikt. In: Osteul'Opa, 
49 (1999), S. 160--174. 

190 KRONE (1998), S. 263 f., BHUNNER (1996), S. 266 f. 
191 M. BAGI.AI: Verfassungsgerichtsbarkeit und Gewaltenteilung in Russland. In: Johannes eh. 

Traut (Hg.): Föderalismus und Veljassullgsgericbtsbarkeit in Russland. Baden-Baden 1997 
( = Föderalismus-Studien, 9), S. 13-25, hier S. 16. 

192 HEiNEMANN-GHÜDER (1998), S. 686 f. 
193 Bos, VON STEINSDORFF (1997), S. 105-107. 
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- seit 1996 einen spürbaren quantitativen Rückgang der Präsidentendekrete, 
die ja nur gesetzlich ungeregelte Bereiche betreffen können. 194 

Trotz dieser positiven Signale wäre es verfehlt, den russländischen Parla-
mentariern zuzubilligen, die neuen demokratischen Institutionen uneinge-
schränkt zu achten. Immer wieder verabschiedete die StaaLsduma Gesetze, 
die in Widerspruch zur Verfassung standen, worauf der Präsident mit seinem 
Veto reagierte. Besonders häufig waren Verstösse gegen das Prinzip der 
Gewaltenteilung und gegen die Kompetenzabgrenzung zwischen den Föde-
rationssubjekten und dem Zentrum. 195 Verbale antisemitische Entgleisungen, 
Prügeleien und rechtlich unverbindliche Resolutionen mit extremistischen 
Inhalten trugen nicht zur Glaubwürdigkeit der Staatsduma bei,196 Der Versuch, 
im Mai 1999 ein Impeachmentverfahren gegen El'cin in Gang zu setzen, kam 
zumindest in vier der fünf Anklagepunkte einem rein politisch motivierten 
Missbrauch dieses Instruments gleich, das von der Verfassung nur im Falle 
des Hochverrats oder eines anderen schweren Verbrechens durch den Präsi-
denten vorgesehen ist (Art. 93). Bemerkenswert ist aber erstens, dass nicht 
genügend Stimmen gegen EI'cin zusammenkamen, und zweitens, dass sich 
die Staatsdumaabgeordneten an einer legalen Prozedur orientierten. Die 
Verfassungsbestimmung, dass der Präsident während eines laufenden Amts-
enthebungsverfahrens die Staatsduma nicht auflösen darf (Art. 109)' dürfte 
beim Versuch, ein Impeachmentverfahren in Gang zu setzen, eine weit grös-
sere Rolle gespielt haben als die Erwartung, die weiteren beteiligten Instan-
zen wiirden den Präsidenten tatsächlich seines Amtes entheben.197 

Gegen eine Konsolidierung der Demokratie auf der dritten Ebene des 
Transformationsmodells spricht weiter die enge Verflechtung von politischer 
und wirtschaftlicher Elite. Die Interessengruppen aus der Banken- und Finanz-
welt, aus dem Industrie- und Rüstungssektor, aus der Energiebranche und 
der Landwirtschaft, um nur die wichtigsten zu nennen, stützen sich nicht in 
erster Linie auf parlamentarische Parteien und Verbände, um politische Ent-
scheidungsprozesse zu beeinflussen. Viel wichtiger als transparente, institu-
tionalisierte Formen der Interessenverfolgung sind Klientelismus, Korruption 
und die direkte Präsenz von Lobbyisten innerhalb der Exekutive. 198 

194 VON STEINSDORFF (1999), S. 24 f., 29 f. 
195 Lev Olegovic Ivanov: Die Gesetzgebungstätigkeit der Russlälldiscben Föderation 1997 

1995. Köln 1996 (= BlaSt, 1996, Nr. 49), S. 18. 
196 NZZ, 3. 12. 1998, S. 9, VON STEINSDORFF (1999), S. 28 f. 
197 NZZ, 17.5.1999, S. 1 f. Vgl. auch ebenda, 16.2.1999, S. 1 f. 
198 STYKOW (1999), S. 165-169. Vgl. auch HANS-HENNING SCHRÖDER: jelzin und die .Oligarcben,. 

Uber die Rolle von Kapitalgruppen in der russiscben Politik (1993 - jllli 1998). Köln 1998 
(= BlaSt, 1998, Nr. 40). 
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Die hohe Bedeutung von old-boys-nelworks im heutigen Russland ist unter 
anderem die Folge davon, dass im russländischen Transformationsprozess 
Alternativeliten, die in Führungspositionen hätten aufrücken können, weit-
gehend fehlten. Beim scheinbar weitreichenden Elitentausch handelte es sich 
bei genauerem Hinsehen um eine Elitenzirkulation. 199 Die rivalisierenden 
Gruppen, in die sich die alte Nomenklatura der späten Sowjetzeit ausdifferen-
ziert hatte, setzten sich in der Übergangsperiode in unterschiedlichen Institu-
tionen fest und nutzten ihre Position, um sich das ehemalige Staatseigentum 
privat anzueignen. 2oo 

Im Transformationsprozess ordneten diese neu-alten Eliten allgemeine 
Regeln ihren divergierenden ökonomischen Eigeninteressen unter, setzten 
diese gegen die Interessen der Gesamtgesellschaft durch und machten so 
den Staat zu ihrer "Beute,,2ol. Sie richteten sich innerhalb des neuen Systems 
so ein, dass zwar die demokratische Verfassung in ihren Grundzügen selten 
verletzt wird und alternative Wahlen regelmässig stattfinden. Sie untergraben 
aber mit ihrem Verhalten die ohnehin angeschlagene Autorität des Staates 
und verhindern, dass dieser die im Auflösungsprozess der Sowjetunion ver-
lorene Fähigkeit zurückgewinnt, unterhalb der Verfassungsstufe eine verbind-
liche Rechtsordnung durchzusetzen. Denn die Absenz eines staatlichen 
Gewaltmonopols und einer funktionierenden Strafverfolgung ist Vorausset-
zung dafür, dass sich jede der verschiedenen Elitegruppen in einem bestimm-
ten Bereich ungestört am ehemaligen Staatseigentum bereichern kann. In 
diesem Sinne verbindet ein Grundkonsens über die individuellen ökonomi-
schen Vorteile einer unvollständigen Transformation die sonst heterogene 
Elite gegen den Rest der Bevölkerung.202 

Der ,patriotische Konsens)) als Transjonnationshindernis 

Der alle politischen Lager übelwölbende "patriotische Konsens", der sich in 
der breit angelegten Debatte über die postsowjetische Identität Russlands ab 
1992 herausgebildet hat, überdeckt die Tatsache, dass unüberbrückbare 
Interessengegensätze innerhalb der Eliten bis heute einen Entscheid über 
das Transformationsziel und entschlossene Schritte zu dessen Velwirklichung 

199 Vgl. die statistischen Angaben bei SCHNEIDER (1997b). 
200 SCHNEIDER (1997b), S. 7-11. 
201 HANS-HENNING SCIIHÖDER: Russische Wirtschafts- und Gesellschaftseliten im Übergang. In: 

Der Osten Ellropas im Prozess der Differenzierung (1997), S. 266-277, hier S. 274. 
202 Ebenda, S. 274-276, HÖHMANN (1997), S. 201 f., LUCHTERHANDT (1998), S. 30-33. 
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verhindert haben. Das geistige Vakuum, das der Untergang der Sowjetunion 
und der Bankrott des Marxismus-Leninismus hinterliessen, wurde nur für 
eine kurze Zeit zu Beginn der neunzigerjahre durch eine prowestliche Orien-
tierung abgelöst. Seither beruht die durch den «lxItriotischen Konsens« erziel-
te innenpolitische StabiliWt im wesentlichen auf der Absage an Demokratie 
und Marktwirtschaft nach westlichem Muster und auf der Infragestellung der 
gegenwärtigen Staatsgrenzen der Russländischen Föderation. 203 

Der Versuch, die Ideologie der Eurasier wiederzubeleben, die Allgegen-
wart der «russischen Idee .. , die imperialen Programme der russischen Nationa-
listen und die Renaissance der Geopolitik204 weisen alle in dieselbe Richtung 
wie der «patriotische Konsens«: In einem dichotom ischen Weltbild, das sowohl 
an das Gedankengut der Slavophilen als auch an die bipolare Weltordnung 
des Kalten Kriegs anknüpft, ist der Gegensatz zum Westen konstitutiv für die 
russische Identität. 205 «Russland« ist in dieser Diskussion ein diffuses Gebilde, 
das mehr als das gegenwärtige Territorium der Russländischen Föderation 
umfasst. Die Souveränität der ehemaligen Sowjetrepubliken ist durch das 
Weiterwirken der imperialen Komponente im russischen Nationalbewusstsein 
bedroht. Aber, und das ist eine neue Situation, auch aus einem National-
bewusstsein, das auf das russische Ethnos bezogen ist, lassen sich heute hege-
moniale und territoriale Ansprüche gegenüber den Nachbarstaaten ableiten. 
Der Zerfall des Vielvölkerstaates Sowjetunion schuf keine günstigen Bedin-
gungen für die Konsolidierung Russlands als Nationalstaat, da sich Anfang 
1992 auf einen Schlag 25 Millionen ethnische Russen ausserhalb der Staats-
grenzen der Russländischen Föderation befanden und diese gleichwohl ein 

203 Der .patriotische Konsens· beinhaltet unter anderem die Auffassung, dass das Ende der 
Sowjetunion etwas Widernatürliches darstelle, dass Russland eine Weltmacht sei und fiir 
die Russen und Russischsprachigen im .nahen Ausland. sorgen müsse, ferner, dass Russland 
eine eigenständige Zivilisation sei und ein eigenständiges ordnungspolitisches Modell für 
seine Wirtschaft entwickeln müsse. GERHAlm SIMON: Auf der Suche nach der "Idee für Russ-
land·. In: Osteuropa, 47 (1997), s. 1169-1190, hier S. 1172-1177. 

204 Beispielsweise: Neizbezllost'imperii. Moskva 1996, G. A. ZJUGANOV: Rossija-Rodina 1I10ja. 
Ideologijagosudarstvennogo patriotizma. Moskva 1996, AI.EKSANDR DUGIN: OSl1ov)' geopoli-
tiki. Ceopoliticeskoe buduscee Rossii. Moskva 1997. Vgl. dazu ASSEN IGNATOW: Das postkom-
munistische Vakuum und die neuen Ideologien. Zur gegenwärtigen geistigen Situation in 
Russland. In: Osteuropa, 43 (1993), S. 311-327, LEONID]. IVANOV: Russland l1ach COI'ba-
tscbow. Wurzeln, Hintergründe, Trellds der sich formierenden Cruppienl1lgen. Perspekt i-
venfül' die Zukunft. Passau 1996, AI.EKSANDR VERCHOVSKIJ, VI.ADlMIR PRIBYl.OVKSIJ: Nacional-
patrioticeskie organizacii v Rossii. Istorija, ideologija, Ekstremistskie tendencii. Moskva 
1996, STEFAN WIEDERKEHH. Die Renaissance der Eurasierbewegung. Ein Überblick in ver-
gleichender Perspektive. Lizentiatsarbeit Universität Zürich 1996 (unpubl.), BOlUS OIlI.OV: 
Russland auf der Suche nach einer neuen Identität. In: Osteuropa, 49 (1999), s. 470-485. 

205 CHlllSTlANE UI-IUG: Nationale Identitätskonstruktionen für ein postsowjetisches Russland. In: 
Osteuropa, 47 (1997), s. 1191-1206. 
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multinationaler Staat mit einem Minderheitenanteil von etwa einem Sechstel 
blieb. 20G 

Die Realpolitik der letzten Jahre bestand häufig in der pragmatischen 
Abkehr von den Zielen des «lxltriotischen Konsenses ... Dies gilt für die Aus-
sen politik gegenüber dem Westen und den ehemaligen Sowjetrepubliken 
ebenso wie für die politischen und ökonomischen Reformen. 207 Die Reinte-
gration der ehemaligen Sowjetrepubliken im Rahmen der GUS scheint aus 
Finanzmangel zum Stillstand gekommen zu sein,20B die Wirtschafts reformen 
konnten nur schon wegen der Abhängigkeit von den Krediten der interna-
tioncllen Finanzorganisationen nicht gänzlich abgebrochen werden. 209 Den-
noch erweist sich die antiwestliche Rhetorik als Transformationshindernis, 
da sie keine realen Handlungsoptionen eröffnet. Instrumentelles Handeln 
gerät in Widerspruch zur Identität, Ideologie und Wirklichkeit treten wie in 
der Sowjetzeit auseinander. 210 

Ausserdem lässt sich ein gewisser Einfluss des patriotischen Konsenses 
in der faktischen russländischen Politik nicht bestreiten, wenn man etwa 
Russlands Stellungnahmen zur NATO-Osterweiterung oder sein Verhalten in 
der Kosovokrise 1999 mit der Haltung vergleicht, die die Sowjetunion bezüg-
lich der deutschen Wiedervereinigung oder der Intervention im Irak ein-
nahm. 211 

Die Identitätsdebatte mit ihrem diffusen Grundkonsens darüber, dass 
Russland anders sei als der Westen, und die Beobachtung, dass «inszenierte 
Konflikte .. zwischen Exekutive und Legislative ein Grundmuster der russlän-
disehen Politik darstellen,212 sind zwei verschiedene Ausdrucksformen ein 
und desselben Grundproblems des postsowjetischen Russland: Die unter-
einander konkurrierenden Elitegruppen ähnlicher Stärke besitzen ein gemein-
sames Interesse daran, einen legitimen Entscheid über das Transformations-
ziel und die Mittel zu dessen Erreichung hinauszuzögern. Denn ein solcher 
206 ]ÖIlG STADELßAUEIl: Die Nachfolgestaaten der Sowjettm ion. Crossrau m zwischen Dauer und 

Wandel. Darmstadt 1996 (= Wissenschaftliche Länderkunden, 41), S. 168. 
207 SlMON (1997), S. 1183-1188. 
208 NZZ, 22. 4. 1999, S. 9, ANDREl ZAGOHSK1: Die GUS zwischen Integration, Desintegration lind 

Stagnation. In: Der Osten Europas im Prozess der Differenzierullg (1997), S.369-379, 
R1CHARD SAKWA, MARK WEßßER: The Commonwealth of Independent States, 1991-1998: Stag-
nation and Survival. In: EAS, 51 (1999), S. 379-415. 

209 ROLAND GÖTZ: Von der Abwertung des Rubels zum Macht-, Programm- lind Politih."Wechsel 
in Russl~U1d. In: Osteuropa, 49 (1999), S. 3-15, hier S. 13 f. 

210 Sll"ION (1997), S. 1183 f. 
211 ANDIlEAS WEN GEH, JERON1M PEROV1C: Russlands Sicherheits politik vor der Neubestimmung? Die 

Herausforderung der NATO-Osterweitenmg. In: Osteuropa, 48 (1998), S.451-466, NZZ, 
6. 4. 1999, S. 5. 

212 VON STElNSDOHFF (999), S. 19. 
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Entscheid würde die politische Verantwortung für die ökonomische und 
soziale Misere einfordern, die Wähler zwar in diese Verantwortung mitein-
binden, ihnen aber auch die Möglichkeit geben, Konsequenzen zu ziehen 
und für eine politische Alternative zu votieren. Der «patriotische Konsens« 
und die Inszenierung von Konflikten nach aussen bei gleichzeitiger Koopera-
tion nach innen sind Ausdruck der mangelnden Verantwortungsbereitschaft 
unter den politischen Akteuren Russlands, die durch den Semipräsidentialis-
mus gefördert wird. Auf längere Sicht schwächt dieser die ohnehin fragliche 
Legitimität des politischen Systems sowie der Eliten und steht einer Konsoli-
dierung von Demokratie und Marktwirtschaft im Wege. 213 

Fehlende lnarktwirtschaftlicbe Institutionen 

Die Funktionsmängel der politischen Institutionen und das am kurzfristigen 
Eigeninteresse orientierte Verhalten der Eliten haben dazu geführt, dass der 
Abschluss der ökonomischen Transformation auf der institutioneIIen Ebene 
bis heute aussteht. Der Staat hat sich in zu geringem Masse als Wirtschafts-
akteur zurückgezogen, ist aber gleichzeitig nicht in der Lage, staatliche Kern-
aufgaben zu erfüIIen: Eine stabile und durchsetzbare marktwirtschaftliehe 
Rechtsordnung ist in Russland heute nicht vorhanden, Eigentumsrechte sind 
nicht klar definiert. Konkurse werden nicht durchgesetzt, die Preisbildung 
erfolgt beispielsweise im Energie- und Transportwesen noch nicht nach 
Marktgesichtspunkten, die Privatisierung im landwirtschaftlichen Sektor und 
die Frage des Bodeneigentums sind ungelöst. 214 Dennoch schien lange ein 
gedämpfter Optimismus angebracht, schritt doch die Privatisierung in den 
übrigen Sektoren voran, gelang es der Regierung Cernomyrdin nach einer 
Phase der Hyperinflation von 1992-1994, den Rubelkurs zu stabilisieren, und 
zeichnete sich 1997 erstmals seit dem ZerfaII der Sowjetunion ein leichtes 
Wachstum des russländischen BIP ab. 215 Als aber im August 1998 der Rubel 
abgewertet werden musste und Russland einen Teil seiner Schulden nicht 
mehr bedienen konnte, war das Vertrauen der in- und ausländischen Investo-
ren erneut zerstört. Wie konnte es dazu kommen? 

213 Ebenda, S. 23 f., 33 f. Zur Delegitimierung der Marktwirtschaft: JOAN DEBARDEI.EßEN: Attitudes 
Towards Privatisation in Russia. In: EAS, 51 (1999), S. 447--465, hier S. 462 f. 

214 GÖTZ (1997), S. 26-34, GÖTZ (1997a), S. 782 f., ERICSON (1998), S. 622-625. Vgl. auchJEFFREY 
D. SACHS, KATHARINA PISTOR: Introduction: Progress, Pitfalls, Scenarios, and Lost Opportun-
ities. In: Jeffrey D. Sachs, Katharina Pistor (Hg.): T7Je Rufe of Law and EC0110ll1ic Reform in 
Russia. Boulder-Oxford 1997, S. 1-21. 

215 GÖTZ (1997a), GÖTZ (1998a), S. 343. 
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Die Inflationsbekämpfung nach den Vorgaben des IWF in den Jahren 
zuvor und die Unsicherheit bezüglich der Eigentumsrechte hatten eine rezes-
sionsfördernde Wirkung, denn sie führten dazu, dass Anleger in Erwartung 
hoher kurzfristiger Gewinne auf den Finanzmärkten spekulierten, anstatt mit 
längerem zeitlichen Horizont in die Produktion zu investieren. Der dadurch 
verursachte Kapitalmangel erklärt die Tatsache, dass sich die Demonetarisie-
rung der russländischen Realwirtschaft auch nach der Senkung der Inflations-
rate fortsetzte. Gleichzeitig spiegeln die Zunahme der Bartergeschäfte und das 
Vordringen von Geldsurrogaten den Widerstand der unrentablen planwirt-
schaftlichen Grossbetriebe gegen den Markt. Denn diese besassen in einer 
nicht-monetären Wirtschaft, in der Preistransparenz fehlte und Beziehungen 
von entscheidender Bedeutung waren, Vorteile gegenüber den neugegrün-
deten, kapitalistisch ausgerichteten Kleinunternehmen: Sie hatten eher Zugang 
zu hohen Regierungsvertretern und konnten leichter durch politischen Ein-
fluss ökonomische Vorteile erlangen. Indem die Gross- die Kleinbetriebe zu 
Bartergeschäften mit nominalen Verlusten zwangen, verschleierten sie ihre 
Unrentabilität und erhielten die alten ineffizienten Produktionsstrukturen 
aufrecht. 216 

Die Anreize für die Wirtschaftsakteure, Steuerzahlungen zu umgehen, 
waren angesichts des staatlichen AutoritätszerfaIIs, der widersprüchlichen 
Gesetzesgrundlagen und der Willkür der Steuerbehörden während Jahren 
ausserordentlich hoch. Die Ausweitung des Barters verringerte die Steuer-
einnahmen zusätzlich. Der Staat, der im Rahmen der makroökonomischen 
Stabilisierungspolitik zwei Hauptziele verfolgte - Inflationsbekämpfung und 
Ausgleich des Staatshaushaltes -, passte die Ausgaben den Einnahmen an, 
zögerte die Bezahlung von Löhnen und sonstigen Verbindlichkeiten teilweise 
um Monate hinaus und trieb so selber die Demonetarisierung der russlän-
disehen Wirtschaft voran. Das verbleibende Budgetdefizit finanzierte er mit 
kurzfristigen Anleihen, die zu hohen Zinsen auf dem Binnenmarkt placiert 
wurden. Dieses Vorgehen förderte den Abzug des Kapitals aus der Realwirt-
schaft, denn das kurzfristige Geschäft mit den Staatsschulden und die Speku-
lation auf den Finanzmärkten boten Anlegern weit höhere Gewinnaussichten 
als langfristige Investitionen in die Produktion. Solange die Zinsen sanken, 
weil Erfolge der makroökonomischen Stabilisierungspolitik das Vertrauen der 
Anleger erhöhten, konnte der russländische Staat ohne gravierende Folgen 
für seinen Haushalt eine Schuldenpyramide aufbauen und jeweils die älteren 

216 ANDERS ASLUND: Russia's Financial Crisis. Causes and Possible Remedies. In: Post Soviet 
Geography alld Ecollomics, 39 (1998), S. 309-328, hier S. 315-320, SAPIR (1998), S. 42--44, 
51-53. 
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Schulden durch eine neue kurzfristige Verschuldung zu günstigeren Bedin-
gungen tilgen. Dieses System brach in dem Moment zusammen, als fallende 
Ölpreise auf dem Weltmarkt und die Asienkrise das Vertrauen in die russlän-
disehe Wirtschaft sinken Hessen. Als das Zinsniveau erneut anstieg, befand 
sich Russland in der Schuldenfalle: Der Schuldendienst hätte 1999 ohne Rubel-
abwertung 90 Prozent der monetären Steuereinnahmen betragen. 217 

Die makroökonomische Katastrophe vom August 1998 vernichtete gros-
se Summen von Investitionskapital, entzog dem postsowjetischen Mittelstand 
seine materiellen Grundlagen und trieb die Pauperisierung der Bevölkerung 
weiter voran.2!8 Zentral scheint mir die Einsicht, dass sie herbeigeführt wurde, 
weil die wichtigen Akteure während des Transformationsprozesses ihr kurz-
fristiges ökonomisches Eigeninteresse verfolgten und sich dabei am tatsäch-
lichen Institutionengefüge in ihrer Umgebung orientierten, das zu keinem 
Zeitpunkt eine vollentwickelte Marktwirtschaft und ein durchsetzungsfähiger 
demokratischer Staat war. Das rationale eigeninteressierte Handeln der Indivi-
duen verhinderte in Russland gerade die Herausbildung marktwirtschaftHcher 
Institutionen und einer stabilen Rechtsordnung. Es schwächte die Finanzkraft 
des Staates, so dass dieser die Fähigkeit verlor, seine Kernaufgaben zu erfüllen. 
Ebensowenig vermochte er die unvermeidlichen sozialen Folgen des System-
wechsels abzufedern. Das eine wie das andere delegitimierte wiederum den 
postsowjetischen Staat und schränkte ihn in seiner Handlungsfähigkeit wei-
ter ein. 219 

Die Regierung Primakov vermochte zwar das politische System zu konso-
lidieren, weil sie sich erstmals im postsowjetischen Russland auf eine parla-
mentarische Mehrheit stützen konnte, und es gelang ihr, die Wirtschaft auf 
tieferem Niveau erneut einigermassen zu stabilisieren. 22o Ein legitimer poli-
tischer Entscheid über das Transformationsziel sowie die Schaffung ent-
sprechender institutioneller Anreize und Sanktionen blieben aber auch nach 
August 1998 aus. Dies wäre jedoch unerlässlich, um über die im Laufe des 
Transformationsprozesses neu entstandenen Strukturdefizite der russländi-
sehen Wirtschaft hinaus auch die tieferliegenden zu bewältigen, die am Anfang 
der Perestrojka standen. Zum schwierigen Erbe der Planwirtschaft gehören 
das Übergewicht der Schwerindustrie und der hohe Konzentrationsgrad der 
Produktion. Einer Lösung harrt ferner das Problem der zahlreichen Betriebe 

217 GÖTZ (1999), s. 3-5. Vg!. auch SAPIR (1998), S. 96-111, ASLUND (1998) s. 313 f., 320-322. 
218 GÖTZ (1999), s. 15, Die Mittelklasse in Russland. Ein Forschungsbericht [Friedrich-Ebert-

Stiftungl. Moskau 1999, S. 56-59. 
219 Osenllyj krizis 1998 goda. Rossijskoe obscestvo do i posle. Moskva 1998, S. 251-254. 
220 VON STEINSDORFF (1999), S. 33 f., NZZ, 29. 12. 1998, S. 19, ebenda, 14.5.1999, S. 1 f. 
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an abgelegenen und klimatisch ungünstigen Standorten, die bei weltmarkt-
gerechten Transportpreisen nie rentabel werden produzieren können, deren 
Schliessung aber politisch und sozial nicht verkraftbar ist, solange keine taug-
lichen Auffangeinrichtungen für Arbeitslose bestehen. Schliesslich fehlten 
bislang auch ausreichende Mittel für einen Umbau der Transportinfrastruktur 
und den Abbau gegenseitiger Energie- und Rohstoffabhängigkeiten im ehe-
maligen sowjetischen Binnenmarkt, auf den daher die produktions- und 
Handelsstruktur Russlands noch immer stärker ausgerichtet ist als auf den 
Weltmarkt. 221 

Die Regionen Russlands bringen in dieser Hinsicht völlig verschiedene 
Voraussetzungen aus der Sowjetzeit mit und besitzen ganz unterschiedliche 
Chancen, sich unter marktwirtschaftlichen Bedingungen zu behaupten. Ein 
Aspekt der politischen Föderalisierung, der bisher keine Elwähnung fand, 
ist der Versuch potentieller Gewinnerregionen, ihre Haushalte nicht mit den 
Budgetproblemen des Gesamtstaates und der Verliererregionen zu belasten. 
Die monetäre und ökonomische Fragmentierung, die Ausgabe regionaler 
Geldsurrogate und die Tatsache, dass in der Frage des Steuerföderalismus 
bisher keine stabile Einigung erzielt werden konnte, dürften für die Einheit 
der Russländischen Föderation längerfristig eine weit grössere Bedrohung 
darstellen als politischer Separatismus. 222 

Ein Blick auf den Beginn des 20. Jahrhunderts: 
Ansatzpunkte für eine erfolgreiche Transformation 
in der Geschichte Russlands? 

Im abschliessenden Rückblick auf den Beginn des 20. Jahrhunderts lege ich 
das Schwergewicht auf die Frage nach der Diskontinuität modernisierungs-
hemmender historischer Prägefaktoren in der Endphase der vorsowjetischen 
Zeit. Hatten im späten Russländischen Reich223 Entwicklungen eingesetzt, die 

221 ASLUND (1998) S. 322 f., ERlCSON (1998), S. 622-625, BEN SI.AY: An Interpretation of the Russ-
ian Financial Crisis. In: Post-Soviel Geograph)' alld Ecol1oll1ics, 40 (1999), S. 206-214, hier 
S.209. 

222 KlllKOW (1997), S. 43-45, LYSENKO (1997), SAPlll (1998), S. 59-62, 121 f. 
223 Westliche Überblicksdarstellungen: DIETHICH GEYER: Die russische Revolution. Historische 

Probleme und Perspektiven. Göttingen "1985, MANFllED Hll.DERMElER: Die Russische Revolu-
tion 190~1921. Frankfurt a. M. 1989, BERND BONWETSCH: Die russische Revolution 1917. 
Bille Sozialgeschichte VOll derBauernbejreiullg bis zum Oktoberull1sturz. Darmstadt 1991, 
ORI.ANDO FIGES: Die Tragödie eines Volkes. Die Epoche der russiscbell Revolutioll 1891 bis 
1924. Berlin 1998 (eng!. 1996), HILDERMEIER (1998), S. 25-62. Weiterhin auch die entspre-
chenden Abschnitte in GOTTFRIED SCHI!AMM (Hg.): HalIdbuch der Geschicbte Russlallds. 
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ohne den Ausbruch des Ersten Weltkrieges längerfristig zu einer Demokrati-
sierung des politischen Systems, zur Herausbildung einer starken Zivilgesell-
schaft und zur Überwindung der traditionellen Strukturschwächen der Wirt-
schaft geführt hätten? Könnte heute daran angeknüpft werden und wiirde dies 
die Chancen des gegenwärtigen Transformationsprozesses erhöhen? Diese 
Perspektive macht ex negativo auch die Kontinuität struktureller Grundpro-
bleme über 1914/17 hinaus sichtbar, die den Erfolg der postsowjetischen 
Transformation behindern. 

Das politische System nach der RevoluJion von 1905 

Die Revolution von 1905 bedeutete einen tiefen Einschnitt in der Geschichte 
des politischen Systems Russlands. Der vorübergehende Schulterschluss der 
liberalen mit der revolutionären Opposition zwang Nikolaus H. dazu, im 
sogenannten Oktobermanifest erstmals einer konstitutionellen Beschränkung 
der Autokratie zuzustimmen und die Gewährleistung der bürgerlichen Rechte 
sowie die Wahl einer gesetzgebenden Versammlung zu versprechen. 224 Um 
aber zu verhindern, dass sich die Staatsduma zu einer Konstituante entwickel-
te, oktroyierte der Zar kurz vor deren erstem Zusammentreten am 23. 4. 1906 
die sogenannten Grundgesetze (Osnovnye zakony). Der Begriff Verfassung 
wurde bewusst vermieden. 225 

Das neue politische System wies vom demokratischen Standpunkt her 
weitere gravierende Mängel auf: Das Wahlrecht für die Staatsduma war weder 
allgemein noch direkt noch gleich.226 Ihre Mitglieder genossen keine voll-
ständige Immunität. Die Minister waren dem Parlament gegenüber nicht ver-
antwortlich, auf wichtige Bereiche der Gesetzgebung und des Budgets besass 
es keinen Einfluss. Die Schwäche der Staatsduma drückte sich auch darin 
aus, dass ihre Beschlüsse der Zustimmung des Reichsrates bedurften, der zur 

Bd.3: 1856-1945. Von deli autokratischen Reformen zum Sowjetstaat. 2 Halbbde. Stutt-
gart 1983-1992 [= HGR, Bd. 3], 

224 Zu den unterschiedlichen Ursachen der Unzufriedenheit und ZLIr vorübergehenden Ein-
heit der Opposition: Ebenda, S. 453-455, I-IILDEHMEIEH (1998), S. 49 f. Demgegenüber betont 
stärker das Nebeneinander der verschiedenen revolutionären Bewegungen HEIKO HAUMANN: 
Geschichte Russlands. München-Zürich 1996, S. 415-420. Zum Oktobermanifest: HILDER-
MEIEH (1989), S. 73-75. 

225 MAlle SZEFTEL: 77JeRllssian COllstitution of April23, 1906. Political Jl1sti!uti01/softheDllma 
Monarchy. Bnrxelles 1976 (= Studies Presented to the International Coml11ission far the 
History of Representation and Parliamentary Institutions, 61). 

226 HII.DEHMEIER (1989), S. 90 f. 
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Hälfte vom Zaren ernannt wurde. 227 Danach konnte letzterer noch immer 
sein Veto einlegen. Schliesslich besass der Zar das alleinige Initiativrecht für 
Änderungen der Grundgesetze, konnte die Staatsduma jederzeit auflösen 
und in den Sessionspausen Gesetze durch Notverordnungen erlassen. 228 

I-latte Nikolaus Ir. schon die beiden ersten Dumen jeweils nach kurzer Zeit 
aufgelöst, weil sie eine weitergehende Demokratisierung gefordert hatten, 
erliess er in einem staatsstreichartigen Akt am 3. 6. 1907 auf dem Notverord-
nungsweg ein neu es Wahlrecht, welches eine systemloyale Dumamehrheit 
sicherstellen sollte.229 Zar und Regierung fanden jedoch auch mit der konser-
vativer und nationalistischer zusammengesetzten dritten und vierten Duma 
nicht zu einer konstruktiven Zusammenarbeit. Dabei war die Rollenverteilung 
keineswegs eindeutig. Denn die mit geringen Befugnissen ausgestattete Duma 
machte ihren Einfluss oft gerade dadurch geltend, dass sie Reformprojekte 
der Regierung blockierte, die zu einer weitergehenden Demokratisierung 
und Modernisierung geführt hätten. Umgekehrt bewog Ministerpräsident 
P. A. Stolypin 1911 den Zaren dazu, das Parlament kurzzeitig zu suspendie-
ren, um die Zemstvo-Reform auf dem Notverordnungsweg durchzusetzen, 
nachdem sich der Reichsrat gegen eine Ausdehnung der lokalen Selbstverwal-
tung ausgesprochen hatte. 23o 

Spielten phasenweise die Mechanismen eines parlamentarischen Systems, 
wurde der Konsens zwischen Regierung und Parlament meist über ein rus-
sisch-nationalistisches Programm hergestellt. Daher gehörten die nicht-russi-
schen Nationalitäten, die bereits durch das ungleiche Wahlrecht gegenüber 
den Russen benachteiligt wurden, auch zu den Verlierern der parlamentari-
schen Pra.xis. Die mangelnde Integration der nicht-russischen Bevölkerungs-
mehrheit in das rudimentäre parlamentarische System hätte einen allfälligen 
Demokratisierungsprozess auf Dauer destabilisiert, zumal die Nationalitäten 
in der Revolution von 1905 eine aktive Rolle gespielt hatten. 231 

227 Zum Reichsrat HGR, Bd. 3, S. 1406 f. Die andere Hälfte der Mitglieder entsandten Institu-
tionen wie die Orthodoxe Kirche, die Zemstva, der Adel und Organisationen von Handel 
und Industrie. 

228 Zu den Kompetenzen der Staatsdurna und ihrem Verhältnis zu Zar, Regienrng und Reichsrat: 
ebenda, S. 377 f., 1305-1307, 1405-1411, HILDERMEIEH (1989), s. 92-94, v. A. DE~IIN: GOSII-

darstvellllaja Duma Rossii (1906-1917). Mechanizm jlmkciollirovanija. Moskva 1996, 
S.43-85. 

229 HGR, Bd. 3, S. 384 f. Zur Entwicklung des Wahlrechts von der nie verwirklichten Bulygin-
Duma bis zum System des 3. 6. 1907 vgl. DE~IIN (1996), S. 12-29. 

230 HGR, Bd. 3, S. 384-392, HII.DERMEIEH (1989), S. 104-110. 
231 HGR, Bd. 3, S. 389 f., 458, KAPPELER (1992), S. 267-283. Die Nationalitätenpolitik dieser Jahre 

kann jedoch nicht nur auf russischen Nationalismus und Repression reduziert werden. 
Ebenda, S. 282 f. 
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Nicht nur das Parlament blieb jedoch schwach, auch der Ministerpräsident 
besass gegenüber dem Zaren und den anderen Ministern bloss geringe Kom-
petenzen. Daher bestand ein traditionelles Charakteristikum des russländi-
schen Regierungssystems fort: Die einzelnen Ministerien, insbesondere das 
Finanz- und das Innenministerium, agierten unkoordiniert und nur allzu oft 
gegeneinander, weil sie unterschiedliche Gruppeninteressen vertraten und 
eigenständige Machtfaktoren bildeten. 232 

Allen Relativierungen zum Trotz bedeutete die konstitutionelle Einschrän-
kung der Autokratie einen verfassungsgeschichtlichen Bruch, worauf die 
"Optimisten .. in der Forschung mit Nachdruck hinweisen. 233 Einige Indizien 
sprechen dafür, dass dieses System durchaus die Fähigkeit besessen hätte, 
sich in einer längeren Friedensperiode zu einem parlamentarischen weiter-
zuentwickeln. Die Dumaabgeordneten erkämpften sich Einfluss auf die poli-
tischen Entscheidungsprozesse, indem sie ihre geringen Kompetenzen voll 
ausschöpften und dazu nutzten, ihren schmalen Wirkungsbereich allmählich 
auszuweiten. 234 Die blosse Existenz eines Parlamentes übte einen starken 
Einfluss auf die Verfassungswirklichkeit und die Entfaltung einer politischen 
Öffentlichkeit aus. 235 Strukturelle Wandlungsprozesse, auf die noch einzu-
gehen ist, hatten in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts Breschen in die 
ständische Ordnung geschlagen. Der rudimentären Zivilgesellschaft waren 
aber elementare institutionelle Ausdrucksformen lange velwehrt geblieben. 
Erst nach der Revolution von 1905 konnten sich politische Parteien legal 
betätigen. In Form der Staatsduma besassen sie nun ein öffentliches Forum. 
Die Gewährung der Vereinigungsfreiheit schuf neue Voraussetzungen für die 
gesellschaftliche Selbstorganisation in Berufsverbänden und Gewerkschaf-

232 HGR, Bel. 3, S. 1341, 1352-1354, MANFRED I-lAGEN: Das politische System Russlands vor 1914. 
Forschungsprobleme und Kontroversen. In:jGO, 30 (1982), S. 190-211, hier S. 196 [= I-lAGEN 
(1982)], HAUMANN (1996), S. 402 f. 

233 Die neuere Forschung stellt in Rechnung, dass sich Max Webers berühmtes Verdikt über 
den russischen ·Scheinkonstitutionalismus· gleichzeitig polemisch gegen das Wilhelmini-
sche Deutschland richtete. Sie spricht daher Russlands politischem System nach 1905 weni-
ger elen konstitutionellen als den parlamentarischen Charakter ab. Vgl. MANFRED HAGEN: Die 
Elltjaltungpolitischer Öffentlicbkeit in Russland 1906-1914. Wiesbaelen 1982 (= Quellen 
und Studien zur Geschichte eies östlichen Europa, 18), S. 322 [= I-lAGEN (1982a)], HIl.DERMEIER 
(1989), S. 108, A. N. MEDU~EVSKIJ: Delllokratlja i avtoritarizm. Rossljsklj konstitucionalizm 
v sravnite!'lloj perspektive. Moskva 1998, S. 198-201, 472 f. Zur Gegenüberstellung von 
"Optimisten" und "Pessimisten" vgl. HAGEN (1982). 

234 Als besonders geeignet für den Versuch, sich zusätzliche Kompetenzen anzueignen, erwie-
sen sich Budgetdebatten unel Interpellationen. HAGEN (1982a), S. 322 f. 

235 ]ACOß WALKIN: T7Je Rise 0/ Democracy in Pre-RevolutiollalJ' Russia. Political alld Social 
Illstitutio1/S Under tbe Last Three Czars. New York 1962, I-lAGEN (1982), HAGEN (1982a). 
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ten. 236 Die Bedeutung der Presse nahm nicht nur wegen der Abschaffung 
der Vorzensur zu, sondern auch, weil die Anzahl der Presseerzeugnisse stark 
anstieg und allmählich breitere Bevölkerungskreise erreichte, da ihre Preise 
sanken und die Alphabetisierung zunahm. 237 Die Parteien waren aber an der 
Basis nur schwach verankert, die Mehrheit der Bevölkerung blieb von der 
entstehenden politischen Öffentlichkeit unberührt. Das neue System erreich-
te in dem knappen Jahrzehnt bis zum Ausbruch des Ersten Weltkrieges nicht 
das Stadium der Konsolidierung. 238 

Die postsowjetische Demokratisierung kann folglich von einer Anknüp-
fung an das vorrevolutionäre politische System nicht profitieren. Parallelen 
mit der Vergangenheit und allenfalls ein Einfluss des historischen Erbes wer-
den darin sichtbar, dass die gegenwärtigen Demokratiedefizite in denselben 
Bereichen liegen wie nach 1905. Die graduellen Unterschiede sind aber 
bedeutsam, Russland ist heute ungleich demokratischer als vor dem Ersten 
Weltkrieg. 

1Virtschaft und Gesellschaft 

Die Beurteilung der Enlwicklungschancen des politischen Systems nach 1905 
hängt eng mit der Frage zusammen, ob zu Beginn des 20. Jahrhunderts die 
sozioökonomischen Voraussetzungen für eine erfolgreiche Demokratisierung 
Russlands bestanden. Als Folge der relativen ökonomischen Rückständigkeit 
gegenüber dem Westen239 hatte sich im Laufe seiner Geschichte kein Besitz-
bürgertum herausgebildet, das dem westeuropäischen entsprochen hätte. 24o 

Unter diesen Bedingungen kam ab der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts 
dem Staat eine herausragende Bedeutung als Wirtschaftsakteur und Motor 

236 HGR, Bel. 3, S. 428 f., 459 f., NICOLAI N. PE'rRO: T7Je Rebirtb o/Russian Democracy. All Inter-
pretation o/Political Culture. Cambridge-London 21997, S. 48-53, 116, Grazdanskoeobsce-
stvo (1998), S. 44-51. 

237 CASPAR FERENCZI: Funktion und Bedeutung der Presse in Russland vor 1914. In: JGO, 30 
(1982), S. 362-398, HAGEN (1982a), S. 102-113, 144-153, 367 f. 

238 Ebenda, S. 369, HILDERMEIER (1998), S. 49. 
239 Zur Rückständigkeit: ALEXANDER GERSCHENKRON: Econom ic Backwardlless in Historica! Per-

spective. A Book 0/ Essays. Cambrielge 21966, ]ÜRGEN NÖTZOLD: lVirtscbajtspolitische Alter-
nativen der Entwicklung Russlands in der Ara lViIte und Stolypin. Berlin 1966 (= Veröf-
fentlichungen eies Osteuropa-Institutes München. Reihe Wirtschaft und Gesellschaft, 4), 
jüRGEN NÖTZOLD: Agrarfrage und Industrialisierung am Vorabend des Ersten Weltkrieges. 
In: Dietrich Geyer (Hg.): Wirtscba/t lind Gesel/scbajt im vO/7'evollltiollärel/ Russland. Köln 
1975 (= Neue Wissenschaftliche Bibliothek, 71), S. 228-251. 

240 HGR, Bel. 3, S. 135-137. 
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einer forcierten ökonomischen Modernisierung zu. Der Staat förderte einsei-
tig den Produktionsmittel- und Rüstungssektor, um aussenpolitisch den Status 
einer Grossmacht zu bewahren. Daraus folgte auch ein hoher Konzentrations-
grad der Industrie. 241 In einem agrarisch-vormodern geprägten Land mit gerin-
ger Binnennachfrage war die schmale Industrie-Bourgeoisie auf Staatsaufträge 
angewiesen und blieb bis zum Ende des 19. Jahrhunderts weitgehend system-
loyal, anstatt sich zu einer Gegenkraft gegen das autokratische Regime zu 
entwickeln. 242 

Welche gesellschaftlichen Gruppen und Schichten trugen also liberale For-
derungen und gesellschaftliche Ansprüche gegenüber der Autokratie, wenn 
Grossbürgertum und breiter Mittelstand ausfielen? Es waren dies drei Grup-
pen, die sich überschnitten: die Intelligencija, die Zemstvo-Bewegung und 
der liberale Adel. Die Angehörigen der Intelligencija, denen geringere poli-
tische Partizipations möglichkeiten gewährt wurden, als es ihrer gesellschaft-
lichen Funktion und ihrem Bildungsstand entsprach, entwickelten schon im 
19. Jahrhundert am radikalsten liberale und revolutionäre Positionen und 
begaben sich so in die Opposition zur Autokratie. In der Revolution von 1905 
nahmen die intelligenty die geistige Führung der Aufstandsbewegung wahr, 
obwohl sie zahlenmässig weiterhin unbedeutend blieben. 243 Der Opposition 
gebildeter, liberaler Adeliger kam innerhalb der traditionellen Ständeordnung 
ein weit höheres Gewicht zu, als es ihrem quantitativen Anteil an der Gesamt-
bevölkerung Russlands entsprochen hätte. 244 Die Zemstva bildeten lange Zeit 
das wichtigste institutionelle Gefäss der Zivilgesellschaft. Trotz ihres eng 
begrenzten Aufgabenbereiches boten diese Selbstvelwaltungskörperschaften 
dem liberalen Adel ein legales Forum, um gesellschaftliche Partizipationsan-
sprüche von unten her geltend zu machen. Freilich waren nicht alle Adeligen, 
welche mehr Kompetenzen für die Zemstva und eine Beschränkung der 

241 Ebenela, S. 216-233, 271-278, 317-319, 430-450, 1279-1287. Vgl. auch HEIKO HAUMANN: 
Staatsintervention unel Monopole im Zarenreich - ein Beispiel für Organisielten Kapitalis-
mus? In: Dietrich Geyer (Hg.): Industrialisierung und sozialer Wandel in Russlalld. Göt-
tingen 1979 (= Geschichte und Gesellschaft 5 (1979), H. 3), S. 336-355, HEIKO HAUMANN: 
Kapitalismus im zaristisclJen Staat 1906-1917. Organisatiol/S/orll1ell, Macbtverbältnisse 
und Leistungsbilanz im Industrialisiel7lllgspl'Ozess. Königstein 1980. 

242 HGR, Bel. 3, S. 135-137, 430-437. 
243 Ebenela, S. 1179-1191, HElNZ-DlETRICH LÖWE: Die Rolle der russischen Intelligenz in eier 

Revolution von 1905. In: FOG, 32 (1983), S. 229-255. Je nach Berechnungsmethoele und 
-jahr schwanken elie Zahlen zum Anteil der Intelligencija an eier Gesamtbevölkerung im 
späten Russlänelischen Reich zwischen 0,8 und 2,7 %. Ebenela, S. 231, HILDERMElER (1998), 
S.49. 

244 Gemäss eier Volkszählung von 1897 machten Angehörige der adeligen Soslovija etwa 1,5 % 
eier Gesamtbevölkerung aus (HGR, Bel. 3, S. 1116). Es ist schwierig, elen quantitativen Anteil 
eier liberalen Adeligen am Adel insgesamt zu bestimmen. 
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Autokratie forderten, Liberale. Einige sahen darin auch ein geeignetes Mittel, 
die Industrialisierungspolitik der Regierung zu Fall zu bringen und so ihre 
ständischen Vorrechte zu verteidigen, die durch die ökonomische Moderni-
sierung in Frage gestellt wurden. 245 Erst zu Beginn des 20. Jahrhunderts 
erreichten die Anhänger einer konstitutionellen Beschränkung der Autokra-
tie eine Mehrheit in der Zemstvo-Opposition. 246 

Wenn die genannten sozialen Gruppen eine Bourgeoisie im westlichen 
Sinne teilweise zu ersetzen vermochten und den Keim einer Zivilgesellschaft 
bildeten, so waren sie zahlenmässig zu schwach, um dem autokratischen 
Regime weitergehende Zugeständnisse abzuringen. Die Erfolge der Revolu-
tion von 1905 - Oktobermanifest und Grundgesetze - beruhten auf dem 
Zusammengehen der Intelligencija mit den sozialen Protestbewegungen von 
Arbeitern und Bauern in einem Moment, als die Niederlage im russisch-japa-
nischen Krieg die Autokratie empfindlich schwächte. 

Ein Industrieproletariat, welches die traditionelle Ständeordnung aufzu-
brechen drohte, entstand entsprechend der ökonomischen Rückständigkeit 
Russlands erst spät. Der Anteil der Industriearbeiter im engeren Sinne an der 
Gesamtbevölkerung lag bis zum Ausbruch des Ersten Weltkrieges unter 
2 Prozent. Die absolute Zahl der Arbeiter stieg jedoch von 0,8 Mio (im 
Durchschnitt derjahre 1861-1870) auf 1,64 Mio (1891-1900),1,79 Mio (1910) 
und schliesslich 2,28 Mio (1914), wobei sie sich auf wenige Grossstädte und 
Industrieregionen konzentrielten.247 In einzelnen Branchen und Regionen 
brachte der Konjunkturaufschwung nach 1908 einen enormen Zuwachs der 
Arbeiterschaft von über 70 Prozent bis 1913.248 Nach Auffassung der <>Opti-
misten<> zeigte dieser <>zweite industrielle Aufschwung<>, dass es gelang, den 
wirtschaftlichen Teufelskreis zu durchbrechen. Die geringe Produktivität der 
Landwirtschaft und das Bevölkenmgswachstum hätten das Wachstum der 
Industrie, Investitionen und das Steigen der Binnennachfrage vor dem Ersten 
Weltkrieg nicht mehr entscheidend behindert. 249 Trifft dieses Urteil zu, wäre 
als Folge des industriellen take-off die Arbeiterschaft wie auch die Industrie-
bourgeoisie rasch angewachsen und zu einem immer bedeutenderen Faktor 
in der politischen Öffentlichkeit geworden. Legt man der Definition der Arbei-
terklasse weniger enge Kriterien zugnmde, resultieren weit höhere absolute 
Zahlen. Gleichzeitig kommt man aber zu einem überraschenden Ergebnis, 

245 Ebenela, S. 305 f. 
246 PETRO (1997), S. 44-47. 
247 HILDERMElER (1989), S. 27 f. 
248 BONWETSCH (1991), S. 85 f. 
249 HGR, Bel. 3, S. 462-464, PAUL R. GREGORY: Be/ore Command. An ecollomic bistory o/RlIssia 

Ji'olll elllancipatioll to tbefirst /ive-yearplall. Princeton 1994, S. 136 f. 
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das die Erfolge der Modernisierung relativiert: Der Anteil der Industriearbei-
ter im engeren Sinne an der Arbeiterklasse nahm von 1860 bis 1913 ab, wäh-
rend städtische und dörfliche Kleinindustrie relativ zunahmen. 25o 

Für zwei andere zentrale Indikatoren der Modernisierung - Urbanisierung 
und Alphabetisierung - muss das Urteil ähnlich ambivalent ausfallen: Die 
"Optimisten .. verweisen auf die Beschleunigung dieser Prozesse im späten 
Russländischen Reich. Der Anteil der Stadtbevölkerung an der Gesamtbevöl-
kerung stieg in den dreissig Jahren zwischen 1867 und 1897 nur gerade von 
10 (6,67 Mio) auf 13 Prozent 02,49 Mio), betrug jedoch nach weiteren zwan-
zig Jahren 1916 bereits 21 Prozent und hatte sich absolut erneut verdoppelt 
(auf 25,84 Mio).251 Konnten nach den Daten der Volkszählung von 1897 erst 
21,1 Prozent der Bevölkerung lesen, so stieg diese Zahl bis 1913 auf 38 Pro-
zent. Betrachtet man die Zahlen zur Alphabetisierung differenZierter, so zeigt 
sich, dass die Werte für die junge, die städtische und die männliche Bevölke-
rung bereits 1897 deutlich über dem Durchschnitt lagen. Für die Industrie-
arbeiter im europäischen Russland ergibt sich 1918 ein Wert von 64 Prozent. 
Daraus lässt sich schliessen, dass bei Ausbruch des Ersten Weltkrieges der 
Analphabetismus in den grossen Städten und unter den nicht-bäuerlichen 
Schichten kein echtes Hindernis für die Entstehung einer politisch bewussten 
Öffentlichkeit mehr darstellte. Mittlere und höhere Bildung blieben allerdings 
weiterhin einer winzigen Minderheit vorbehalten. 252 

Nur ein geringer Anteil der Gesamtbevölkerung war in die genannten 
Modernisierungsprozesse eingebunden, während sich die grosse Mehrheit 
über 1917 hinaus in einer traditionalen bäuerlich-ländlichen Umgebung 
bewegte. 1914 lebten noch immer etwa 75 Prozent der Bevölkerung von der 
Landwirtschaft, nach ständischen Kriterien waren sogar etwa 80 Prozent 
Bauern.253 Dies ist von umso grösserer Bedeutung, als nach Ansicht der 

250 BONWETSCH (1991), S. 54-65, 70 f. Alternative Kriterien und Berechnungsmethoden führen 
zu Zahlenangaben von bis zu 22,68 Mio Proletariern um 1913. Ebenda, S. 56 f. Bei einer 
weiten Definition der Arbeiterklasse entfällt ein Zusammenhang zwischen deren Wachstum 
und der Urbanisierung. Ebenda, S. 64. 

251 Dabei erreichten 1914 St. Petersburg 2,2 Mio Einwohner, Moskau 1,77 Mio, Riga, Kiev und 
Odessa je über 0,5 Mio. HU.DERMElER (1989), s. 26. Eine Korrektur dieser Zahlen nach unten 
ninunt BONWETSCI-I (1991), S. 13 f., vor. 

252 Zahlen zur Alphabetisierung nach GREGORY GUROFF, S. FREDERICK STARR: Zum Abbau des 
Analphabetismus in den russischen Städten 1890-1914. In: Geyer (1975), S. 333---346, hier 
S. 336-338, HILDERMElER (1989), S. 31. Vgl. auch ]EFFREY BROOKS: When Russia Learned to 
Read. Literacy and Popular Literature, 1861-1917. Princeton 1985, BEN EKLOF: RussianPeas-
ant Scbools. OJ!icialdom, Village Culture, alldPopularPedagogy, 1861-1914. Berkeley etc. 
1986. Zur Verbreitung der mittleren und höheren Bildung: EKLOF (1986), S. 467, KApPELER 
(1992), S. 332, HILDERMElER (1998), S. 1180. 

253 BONWETSCH (1991), S. 14. 
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"Pessimisten .. die mangelnde Leistungsfähigkeit der Landwirtschaft das ent-
scheidende Hindernis für eine sozioökonomische Modernisierung Russlands 
darstellte. Die geringe Ausstattung der Bauern mit Land bei der Aufl1ebung 
der Leibeigenschaft 1861 habe in Verbindung mit dem hohen demogra-
phischen Zuwachs zu einer Übernutzung der Kleinflächen und sinkender 
produktivität geführt. Die Reaktion des Staates auf den Bevölkerungszu-
wachs - die Stärkung der Dorfgemeinde zur Vermeidung offener Arbeits-
losigkeit - habe die Abwanderung überschüssiger Arbeitskräfte vom Lande 
behindert. Das Investitionskapital für die staatliche Industrialisierungspolitik 
sei über Verbrauchssteuern, Konsumverzicht und Hungerexport zwangs-
weise durch die bäuerlichen Massen aufgebracht worden, was jedoch die 
Binnennachfrage gesenkt, Investitionen in die Landwirtschaft verhindert und 
die bäuerliche Unzufriedenheit verstärkt habe. In einem Teufelskreis hätten 
sich daher Landwirtschaft und Industrie in ihrem Wachstum gegenseitig 
gebremst. Diesen habe auch die Stolypinsche Agrarreform, die auf eine Stei-
gerung der Produktivität durch Aufl1ebung der Landumverteilungsgemeinde 
zielte, ingesamt nicht zu durchbrechen vermocht. 254 Gegen diese Deutung 
sind in neuerer Zeit aufgrund von Regionalstudien und Neubewertungen des 
verfügbaren statistischen Materials Einwände erhoben worden. 255 Insgesamt 
ergibt sich, dass die Landwirtschaft mehr leistete, ein höheres Wachstum auf-
wies und die Industrialisierung weniger behinderte, als die ältere Forschung 
annimmt. Gleichwohl bleiben ökonomische Rückständigkeit und Armut der 
ländlichen Bevölkerung prägende Faktoren in der SOZialgeschichte des spä-
ten Russländischen Reiches. 256 

So deutlich sich im späten Russländischen Reich ein Strukturwandel 
abspielte, so problematisch bleibt das Unterfangen, aufgrund einer kurzfristi-
gen Beschleunigung das Tempo der wirtschaftlichen und sozialen Trends in 
einer fiktiven Zukunft ohne Krieg und Revolution nach 1914 zu prognosti-
zieren. Auch nach Meinung .. optimistischer .. Interpreten war Russland noch 
keine moderne Gesellschaft, bätte es aber bei einer ungestörten Entwicklung 
binnen kurzer Zeit werden können. "Pessimisten .. schätzen die Trends anders 

254 GERSClIENKRON (1966), NÖTZOLD (1966), s. 202-206, NÖTZOLD (1975). 
255 HGR, Bd. 3, s. 327-329, 466-470, ANOREAS MORITSCl-I: Landwirtschaft und Agrarpolitik in 

Russhmd vor der Revolution. Wien etc. 1986 (= Wiener Archiv für Geschichte des Slawen-
tums und Osteuropas, 12), S.188--195, BONWETSCl-I (1991), S.29-35, 42-46, HILDERMEIER 
(1998), s. 28--30. Überblick über die Hauptargumente in der Kontroverse: EBERl-IARD MÜLLER: 
Agrarfrage und Industrialisierung in Russland, 1890-1930. In: Geyer (1979), S.297-312, 
HGR, Bd. 3, s. 322-329, 466-470, BONWETSCl-I (1991), S. 20-28. 

256 BONWETSCH (1991), S. 47-49, HILDERMEIER (1998), S. 28--30. 
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ein und argumentieren mit den absoluten Werten, die Russland im interna-
tionalen Vergleich nach wie vor als rückständig erscheinen lassen. Ausserdem 
gilt es, in Rechnung zu stellen, dass vor dem Ersten Weltkrieg nicht einfach 
eine Spannung zwischen einer Gesellschaft, die sich dynamisch entwickelte, 
und einem starren Regime bestand. Eine ebenso grosse Herausforderung 
stellten die sektoralen und temporalen Ungleichmässigkeiten des Moderni-
sierungsprozesses dar. Das Nebeneinander von hochentwickeltem Kapitalis-
mus und anderen Wirtschaftsformen bis hin zu den rückständigsten vorkapi-
talistischen auf dem Lande führte auch zu einem Konf1ikt zwischen liberaler 
Gesellschaft und einfachem Volk, dessen Lösung bei Ausbruch des Ersten 
Weltkrieges alles andere als gewiss war. 257 Letzteres gilt noch deutlicher für 
die Nationalitätenfrage. 

Die Forschungskontroversen um die Ursachen für das Scheitern der 
Februar- und den Erfolg der Oktoberrevolution hängen mit den Stellungnah-
men zu den obigen Fragen zusammen. Nach der "optimistischen" Auffassung 
war das instabile, sich modernisierende System der zusätzlichen Belastung 
durch den Ersten Weltkrieg nicht gewachsen. 258 Demgegenüber erklären 
"Pessimisten" die Machtübernahme der Bol'seviki mit der völligen Reform-
unfähigkeit des politischen Systems und mit den nach ihrer Auffassung unge-
lösten grundlegenden sozioökonomischen Strukturproblemen.259 

Für unseren Zusammenhang ist es letztlich unbedeutend, diese Kontro-
versen zu entscheiden. Der Mythos einer demokratischen Alternative zu 
Autokratie und Sowjetsystem in der Vergangenheit kann heute die Identität 
des demokratischen Lagers in Russland stärken und die unvollkommene russ-
ländische Demokratie stabilisieren. Dafür muss dieser Mythos keine reale 
historische Grundlage besitzen. Ideelle Anknüpfungsversuche dieser Art las-
sen sich empirisch nachweisen. 26o 

257 HGR, Bd. 3, S. 466, I-IILOEIlMEIEIl (1989), S.296. 
258 WAI.KIN (1962), S. 178-180, SZEFI'EL (1976), S. 462, HAGEN (1982a). 
259 Eine Gegenüberstellung der Hauptargumente von "Optimisten" und "Pessimisten" bei HILDER-

MEIEIl (1998), s. 56 f. Vgl. auch HAUMANN (1980), S. 69-71, 141-154. 
260 ISAßELLE OE KEGIIEL: Aus der Geschichte lernen? Russland auf der Suche nach seiner demo-

kratischen Vergangenheit. In: Tat ja na Eggeling u. a. (Hg.): Umbrucb ZIIl·"Modeme·? Sludien 
zurPolilikulld Kullur in derostelll'Opäiscben Transjormal ion. Frankfurt etc. 1997 (= Gesell-
schaften und Staaten im Epochenwandel, 5), S. 77-93. Bemerkenswert in diesem Zusam-
menhang ist der Versuch bei PETIlO (1997), Wurzeln russischer Demokratie bis ins Mittelalter 
zurückzuverfolgen. Gestützt auf einen theoretischen Neuansatz formuliert er die These, dass 
in Russland neben der dominanten autokratischen politischen Kultur seit dem Moskauer 
Reich durchgängig eine alternative politische Kultur im nicht-öffentlichen Raum existiert 
habe. Letztere habe sich 1905 und im Februar 1917 nicht dauerhaft durchsetzen können, 
heute bestehe jedoch Anlass zu mehr Optimismus (S. 2-4, 23, 181 f. und passim). 
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Andererseits wurden allfällige Entwicklungen hin zu Demokratie und 
Übelwindung der ökonomischen Rückständigkeit im Rahmen eines kapitali-
stischen Wirtschaftssystems vor zu langer Zeit, zu früh und zu radikal unter-
brochen, als dass sie für die Gegenwart reale Ansatzpunkte in der Wirtschafts-
oder Gesellschaftsstruktur bieten könnten. Wenn schon das politische System 
nach 1905 nicht das Stadium der Konsolidierung erreichte, so gilt dies noch 
offensichtlicher für die demokratischen Ansätze nach der Februarrevolution. 
Selbst wenn der "zweite industrielle Aufschwung" nach 1908 möglicherwei-
se den Durchbruch zum selbsttragenden Wirtschaftswachstum bedeutete, litt 
die russländische Wirtschaft so stark unter Erstem Weltkrieg, Bürgerkrieg und 
Kriegskommunismus, dass sie erst gegen Ende der NEP wieder das Vorkriegs-
niveau erreichte, bevor dann im Zuge der forcierten Industrialisierung und 
Zwangskollektivierung der Landwirtschaft in den dreissigel' Jahren die letz-
ten kapitalistischen Elemente aus dem Wirtschaftssystem eliminiert wurden. 261 

Die Strukturdefizite der Planwirtschaft haben die Wirtschaftsstruktur Russlands 
nur schon deshalb stärker geprägt als diejenige anderer kommunistisch regier-
ter Länder, weil sie zwei Jahrzehnte länger dauerte. Dazu kommt, dass sich 
die Hauptfortschritte der Industrialisierung in Russland weitgehend unter 
planwirtschaftlichen Bedingungen vollzogen. 262 

Die vorrevolutionäre Zivilgesellschaft wurde im Keime erstickt. Eine Kon-
tinuität ihrer Trägerschichten über den Zweiten Weltkrieg hinaus bestand 
nicht, da deren Angehörige zu einem grossen Teil während des stalinisti-
schen Terrors physisch vernichtet wurden, soweit sie nicht nach der Macht-
übernahme der Bol'seviki emigriert waren. Dies gilt auch für die alten auto-
kratischen Eliten. 263 Schrittweise wurden in der frühen Sowjetzeit die insti-
tutionellen Ausprägungen der Zivilgesellschaft - kritische Presse, Parteien, 
Gewerkschaften, Berufsverbände - in ihrer Betätigung eingeschränkt und 
schliesslich verboten. Die Kommunistische Partei durchdrang die sowjeti-
schen Organisationen, die an die Stelle der vorrevolutionären traten, ebenso 
vollständig wie den öffentlichen Raum. Dazu trug auch bei, dass die forcierte 
Industrialisierung und die Zwangskollektivierung der Landwirtschaft die 
alten sozialen Zusammenhänge radikal zerschlugen. 264 Eine rein quantitative 

261 Übersichten über die Entwicklung ausgewählter volkswirtschaftlicher Indikatoren: HGR, 
Bd. 3, S. 1194-1209, HII.oERMEIEH (1998), S. 242 f., 1173. 

262 R. W. DAVIES u. a. (Hg.): 77Je ecol1omic transjonnation oj tbe Soviel Union, 1913-1945. 
Cambridge 1994, v. a. S. 54-56, 269-272, EHICSON (1998), S. 622. 

263 Sozialgeschichtlich bildete die stalinistische "Revolution von oben" die wichtigere Zäsur als 
die Oktoberrevolution. Vgl. BONWETSCH (1991), S. 5, 219. 

264 HII.DEHMEIEH (1998), S. 367-434. 
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Betrachtung der Urbanisierung und der Anhebung des Bildungsniveaus wäh-
rend der Sowjetzeit265 führt zu Fehlschlüssen, da spätestens seit Ausbruch 
des Zweiten Weltkrieges eine vom Staat unabhängige Gesellschaft praktisch 
nicht mehr existierte. 

Schliesslich bedeutete der Zentralismus der KP-Diktatur auch in der Verfas-
sungswirklichkeit eine klare Zäsur, sofern man das späte Russländische Reich 
als Staat auf dem Weg zur Demokratisierung beurteilt. Wenn in der Forschung 
auf Kontinuitäten im politischen System und in der politischen Mentalität 
hingewiesen wird, welche über die Revolution hinaus zurückreichen, dann 
handelt es sich nicht um demokratische Elemente, sondern um autoritär-
zentralistische. 266 Dasselbe gilt für den Bereich der Wirtschaft und der 
Wirtschaftsmentalität, wo ebenfalls Kontinuitäten erkennbar sind, die aber 
weniger kapitalistische als antikapitalistische und vormoderne Strukturen 
betreffen. 267 Die einseitige Bevorzugung der Schwerindustrie im Rahmen der 
Planwirtschaft, das hohe Gewicht des Militärisch-Industriellen Komplexes 
und seine destruktiven Folgen auf die übrigen Sektoren sowie die sowjeti-
sche Expansionspolitik in Ostmitteleuropa und in der Dritten Welt belegen 
deutlich, dass in der Sowjetzeit weiterhin die innere Entwicklung dem 
Grossmachtanspruch gegen aussen geopfert wurde. 268 

Schlussbilanz 

In der Russländischen Föderation fehlt heute dem Transformationsziel «Demo-
kratie und Marktwirtschaft in einem Staat mit den aktuellen Grenzen" die 
breite Akzeptanz. Der «patriotische Konsens", der sich in der Identitätsdebatte 
im Laufe der 1990er Jahre herausgebildet hat, stellt dieses Ziel offen in Frage, 

265 Der Anteil der Stadtbewohner an der Gesamtbevölkerung betrug 1991 66 %, der Alphabeti-
sierungsgrad bereits 1979 99,8 %. Im Zeitraum von 1914/15 bis 1980/81 stieg die Zahl der 
Hochschulstudenten von 0,13 auf 5,24 Mio, während sich die Bevölkerung nicht einmal 
verdoppelte. Ebenda, S. 1172, 1179, 1180. 

266 GHAEME GILL: 77Je Origins 0/ tbe Stalinist Political System. Cambrigde 1990 (= Soviet and 
East European Studies, 74), S. 325-328. 

267 GOEIIRKE (1995), s. 94-96. Darüber hinaus stellten die Konzentration der Industrie in Gross-
betrieben, das System der Staatsaufträge und die Kriegswirtschaftsorganisation vorrevolu-
tionäre Planungs- und Lenkungsansätze dar, auf denen die Organe der Sowjetmacht teil-
weise aufbauten. Vgl. HEIKO HAUMANN: Nachholende Industrialisienmg und Aufbau des 
Sozialismus. Langwirkende Faktoren der sozialökonomischen Entwicklung in der UdSSR. 
In: Peter Brokmeier, Rainer Rilling (Hg.): Beiträge zur Sozialismusanalyse, 3. Köln 1981, 
S. 7-32, hier S. 22. 

268 HILDERMEIEH (1998), s. 1089. 
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ohne aber gangbare Alternativen zu formulieren und reale Handlungsoptio-
nen zu eröffnen. 

Gemessen am genannten Transformationsziel und im Vergleich mit den 
ostmitteleuropäischen Staaten verlief der Transformationsprozess in der Russ-
ländischen Föderation wenig erfolgreich. Gliedert man ihn nach MerkeIs 
Mehrebenenmodell der demokratischen Konsolidierung in Teilprozesse auf 
vier Ebenen, kommt man zum Resultat, dass der Übergang zur Demokratie 
bis heute nur auf der institutionellen Ebene (zentrale Verfassungsorgane, Wahl-
recht) vollzogen ist. Auf der repräsentativen Ebene besteht noch kein stabi-
les Parteien- und Verbandssystem. Das Verhalten der Eliten ist widersprüch-
lich, mindestens teilweise verfolgen sie aber ihre Interessen ausserhalb der 
demokratischen Institutionen und umgehen die demokratisch legitimierten 
repräsentativen Akteure. Auch in bezug auf die Werte und Einstellungen der 
gesamten Bevölkerung kann trotz einiger positiver Ansätze von einer konsoli-
(lierten Demokratie nicht die Rede sein. Überträgt man das Modell analog 
auf den ökonomischen Bereich, ergibt sich, dass der vollständige Übergang 
zur Marktwirtschaft selbst auf der institutionellen Ebene noch immer aussteht. 
Diese ernüchternde Bilanz - Demokratie und Marktwirtschaft sind auf sieben 
von acht Betrachtungsebenen unkonsolidiert - lässt sich nur teilweise mit 
dem Hinweis darauf relativieren, dass die verschiedenen Teilprozesse unter-
schiedliche Dauer in Anspruch nehmen. Denn keiner von ihnen weist eine 
eindeutige Tendenz hin zu Demokratie und Marktwirtschaft auf. 

Als schwere Last, die einen Erfolg des Transformationsprozesses in Russ-
land unwahrscheinlich macht, erweist sich das historische Erbe. Horizontale 
und vertikale Gewaltenteilung sowie Rechtsstaatlichkeit besitzen nur schwa-
che Tradition. Das Nationalbewusstsein der Russen hatte neben dem Ethnos 
immer auch das russisch dominierte Vielvölkerreich als Bezugspunkt. Die 
innere Modernisierung wurde in der Sowjetzeit wie schon zuvor der imperia-
len Aussenpolitik untergeordnet. Das Resultat waren schwere, entwicklungs-
hemmende Disproportionen in der Wirtschaftsstruktur des Landes. Bürger-
tum und Mittelstand, die dem Staat als unabhängige Gesellschaft hätten ent-
gegentreten können, blieben als Folge der ökonomischen Rückständigkeit 
Russlands gegenüber dem Westen bis zur Machtübernahme der Bol'seviki 
unterentwickelt. Paternalismus und Egalitarismus einer agrarischen Gesell-
schaft prägten politische Kultur und Wirtschaftsmentalität auch nach der 
Oktoberrevolution. In der Endphase des Russländischen Reiches beschleu-
nigte sich zwar der StruktUlwandel in Wirtschaft, Gesellschaft und Politik. Es 
handelte sich aber, selbst wenn man den «optimistischen" Deutungen folgt, 
nur um unkonsolidierte Anfänge von Entwicklungen, die Russland erst nach 
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langer Dauer in einen demokratischen und marktwirtschaftlichen Industrie-
staat hätten transformieren können. In zu grosser zeitlicher Distanz zu heute, 
in einem zu frühen Stadium und zu radikal wurden diese Tendenzen durch 
den Ersten Weltkrieg, durch Revolution und Bürgerkrieg unterbrochen, als 
dass sie den gegenw~irtigen russländischen Transformationsprozess positiv 
beeinflussen könnten. Sollte Russland in seinen heutigen Staatsgrenzen der 
Übergang zu einer stabilen Demokratie und Marktwirtschaft nach westlichem 
Muster in absehbarer Zeit gelingen, dann nicht wegen, sondern trotz seines 
historischen Erbes. 

Mit dem Hinweis auf die Kontinuität historischer Grunclprobleme vermag 
man zwar die gegenwärtigen Transformationsschwierigkeiten Russlands zu 
erklären, nicht aber den demokratischen Auflxuch der späten achtziger und 
frühen neunziger Jahre. Die sowjetische Modernisierung - Industrialisierung, 
Urbanisierung und der Aufbau eines flächendeckenden, leistungsfähigen 
Bildungssystems - beseitigte trotz all ihrer Defizite einen Teil der sozioöko-
nomischen Strukturprobleme und führte unter den Eliten sowie in der brei-
ten Bevölkerung einen Verhaltens- und Wertewandel herbei, der schliesslich 
in einen Antikonsens gegen die zentralistische Diktatur der KPdSU und ihr 
ineffizientes Wirtschaftssystem mündete. Weshalb gelang es nicht, dieses 
Protestpotential konstruktiv umzusetzen? Weshalb bleibt der gegenwärtige 
Entwicklungsstand von Demokratie und Marktwirtschaft in Russland so weit 
hinter den Hoffnungen zu Beginn dieses Jahrzehnts zurück? Weshalb sank 
in den letzten Jahren die Zustimmung zu den Transformationszielen Demo-
kratie und Marktwirtschaft? An dieser Stelle muss eine pfadabhängige Erklä-
rung für das vorläufige Scheitern der russländischen Transformation ein-
setzen, die die Interdependenzen von Wirtschaft und Politik einerseits, die 
Wechselwirkung der verschiedenen Transformationsebenen gemäss dem 
Merkeischen Modell andererseits berücksichtigt. 

Nachdem Produktion und Lebensstandard in der Sowjetunion als Folge 
struktureller Defizite der Planwirtschaft seit den siebziger Jahren stagnierten, 
begann die KPdSU-Führung die Perestrojka als "Reform von oben ... Um Mittel 
für die ökonomische Sanierung freizusetzen, wurde versucht, die aussen-
politische Konfrontation mit dem Westen abzubauen. Demokratisierung war 
kein genuines Reformziel, sondern erfolgte reaktiv als eine konzeptlose 
Abfolge von Zugeständnissen an den Druck von unten. 

In den Termini des Mehrebenenmodells der demokratischen Konsoli-
dierung ausgedrückt, bestand in der zweiten Hälfte der achtziger Jahre eine 
Spannung zwischen der ersten Ebene auf der einen, der dritten und vierten 
Ebene auf der anderen Seite: In der Breznev-Verfassung waren die paterna-
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listische Staatsauffassung in Form der Gewaltenkonzentration beim Obersten 
Sowjet und das imperiale Nationalbewusstsein der Russen in Form der unter-
entwickelten Staatlichkeit Russlands im System des Sowjetföderalismus insti-
tutionell verankert. Da auch die neuen politischen Institutionen, die die 
Gorbacev-Führung schuf, nicht auf echte Partizipation und freie politische 
\'\fillensbildung hin angelegt, sondern so konstruiert waren, dass das Verfah-
ren den Ausgang der Entscheidung vorbestimmte, konnte die allmähliche 
Verlagerung der faktischen Macht von den Partei- auf die Staatsstrukturen das 
Legitimitätsdefizit des politischen Systems nicht beheben. Das weitgehend 
statische Gefüge politischer Institutionen blieb hinter dem Verhaltens- und 
Wertewandel zurück, den der Struktulwandel der Sowjetzeit mit sich gebracht 
hatte. 

Auf der zweiten (repräsentativen) Ebene herrschte Mitte der achtzigerjahre 
als Folge der spezifisch sowjetischen Form der Modernisierung trotz sozio-
ökonomischer Differenzierung und Wertewandel ein Vakuum. Das vorrevo-
lutionäre Parteien- und Verbandssystem bot keinen Anknüpfungspunkt, da 
es nie das Stadium der Konsolidierung erreicht hatte. In der Absicht, die Kon-
trolle über den Reformprozess zu behalten, zögerte die Gorbacev-Führung 
die Bildung von oppositionellen Parteien, staatsunabhängigen Gewerkschaf-
ten und Verbänden aktiv hinaus. Das von wenig demokratischem Verständnis 
zeugende Kalkül, auf diese Weise die Repräsentation abweichender Interes-
sen zu verhindern, schlug jedoch gründlich fehl. 

Denn die organisatorische Lücke auf der repräsentativen Ebene provo-
zierte in Verbindung mit einigen Besonderheiten des institutionellen Arrange-
ments - Souveränität der Unionsrepubliken im System des Sowjetföderalis-
mus, Inkongruenz von legaler und legitimer politischer Macht durch die 
Abfolge halbfreier, aber freierer Wahlen von oben nach unten - eine Doppel-
rolle der Verfassungsorgane der Unionsrepubliken, die neben ihren eigentli-
chen Funktionen auf der institutionellen auch solche auf der repräsentativen 
Ebene wahrnahmen. Indem sie in dieser zweiten Funktion als Oppositions-
"Parteien .. im "Krieg der Gesetze .. ihre legislativen Kompetenzen als politisches 
Kampfmittel gegen den Kurs der Gorbacev-Führung im Unions zentrum ein-
setzten, führten sie eine Situation umfassender Rechtsunsicherheit herbei und 
verhinderten, dass das Gewaltmonopol integral von der KPdSU auf den sowje-
tischen Gesamtstaat überging. Dadurch kam ein Kreislauf in Gang, in dem 
die Unfähigkeit des Gesamtstaates, ökonomische Reformschritte und eine 
verbindliche Rechtsordnung landesweit durchzusetzen, die Wirtschaftskrise 
verschärfte. Die alten Strukturen der Planwirtschaft wurden abgebaut, ohne 
dass neue (marktwirtschaftliche) an ihre Stelle getreten wären. Verhaltens-
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weisen, die angesichts der widersprüchlichen und fehlenden Normen vom 
individuellen Standpunkt aus rational waren, hatten makroökonomisch 
destruktive Auswirkungen. Die Vertiefung der Wirtschaftskrise gab ihrerseits 
den zentrifugalen Tendenzen in den Unionsrepubliken Auftrieb, delegiti-
mierte das Unionszentrum und schränkte dessen Handlungsfähigkeit weiter 
ein. Als Folge dieses Kreislaufs zerfiel der Vielvölkerstaat Sowjetunion auf 
vergleichsweise unblutige Art entlang seiner sowjetföderalistischen Binnen-
grenzen in fünfzehn Staaten. 

Die RSFSR übernahm ab Mitte 1990 eine führende Rolle im .. Krieg der 
Gesetze", der schliesslich in die Desintegration der Sowjetunion mündete. 
Die Selbstbefreiung der Russen von ihrem Imperium entsprach jedoch nicht 
dem Willensakt einer Mehrheit, sondern war ein zufälliges Nebenprodukt 
des institutionellen Arrangements, innerhalb dessen die Auseinandersetzung 
zwischen verschiedenen, etwa gleich starken Interessengruppen der bishe-
rigen Elite ausgetragen wurde. Die unterentwickelte Staatlichkeit der RSFSR 
im System des Sowjetföderalismus begünstigte eine spontane Koalition der 
Radikalreformer mit denjenigen, die nationalistisch oder rein machtpolitisch 
motiviert gegen das Unionszentrum opponierten. Da diese Koalition den 
Untergang der Sowjetunion nicht überlebte, gelang es Russland nach der 
Unabhängigkeit nicht, die Negativspirale der Perestrojka-Zeit zu durchbre-
chen. Weiterhin verstärkten sich Handlungsunfähigkeit des Staates und Wirt-
schaftskrise gegenseitig. Die Anhänger des verlorenen Imperiums und die 
Kritiker der ökonomischen Schocktherapie im halbfrei gewählten Volksdepu-
tiertenkongress, bei dem gemäss Verfassung noch immer alle Staatsgewalt 
konzentriert war, wandten nun die Strategie des .. Krieges der Gesetze" gegen 
den frei gewählten, mit zeitlich befristeter Dekretmacht ausgestatteten Präsi-
denten an. Desselben Mittels bedienten sich die Regionen Russlands respek-
tive die dortigen Eliten, um ihre Partizipationsansprüche geltend zu machen. 
Diese Konstellation verhinderte auch nach 1991, dass formalisierte Entschei-
dungsverfahren durch stetigen Gebrauch an Legitimität hätten gewinnen 
können. Das politische System Russlands blieb durch das Auseinanderklaffen 
von legaler und legitimer Macht blockiert und war nicht in der Lage, einen 
legitimen Entscheid über das ökonomische Transformationsziel zu produ-
zieren. Noch immer vermochte der russländische Staat Kernaufgaben, die 
ihm in einer marktwirtschaftlichen Ordnung zukämen - die Formulierung 
und Durchsetzung einer kohärenten Rechtsordnung sowie die Garantie von 
Eigentumsrechten -, nicht zu erfüllen, was die Chancen der Schocktherapie 
von vornherein minderte. Der ohnehin katastrophale Zustand der Wirtschaft 

Russland 119 

verschlimmerte sich weiter, was dem postsowjetischen Staat nicht nur seine 
Legitimität, sondern auch ganz real Steuereinnahmen entzog. 

Die erste demokratische Verfassung in der Geschichte Russlands behob 
das fundamentale Legitimitätsdefizit des politischen Systems nach 1993 nur 
teilweise. Dazu waren weder die gewaltsame Lösung des Konflikts zwischen 
Präsident und Parlament geeignet noch die Tatsache, dass der Präsident als 
Sieger dieser Auseinandersetzung der Versuchung nicht widerstand, Partikul-
arinteressen zum verfassungsmässigen Zustand zu erheben, statt die Integra-
tion abweichender Interessengruppen durch gleichberechtigte Partizipation 
zu gewährleisten. Insgesamt errichtet das semipräsidentielle Regierungssystem 
zu schwache Schranken gegen Rückfälle in autoritäre sowie extralegale Ver-
haltensmuster und bietet zu wenig institutionelle Anreize für die demokra-
tische Konsolidierung auf der repräsentativen Ebene. Gerade in Russland, wo 
Mentalität und historisches Erbe den Transformationsprozess nicht begünsti-
gen, wo im Chaos der Übergangsperiode Normverletzung und Klientelismus 
individuell rational, wenn nicht überlebensnotwendig waren, wären aber 
starke Impulse von der institutionellen auf die übrigen Ebenen besonders 
wichtig, damit Demokratie und Marktwirtschaft Stabilität erlangen könnten. 

Als gravierendster Mangel des Semipräsidentialismus elweist sich, dass er 
die politische Verantwortung nicht eindeutig bestimmten Akteuren zuweist, 
so dass Misserfolge der Transformationspolitik die Demokratie und, soweit 
es um ökonomische Probleme geht, die Marktwirtschaft insgesamt delegiti-
mieren. Dies gestattete den neu-alten Eliten, den Entscheid über das ökono-
mische Transformationsziel und eine entsprechende Wirtschaftsgesetzgebung 
bis heute zu verschleppen, ohne dafür zur Rechenschaft gezogen zu wer-
den. Indem sie eine breit angelegte Ersatzdebatte initiierten und zu einem 
diffusen .. patriotischen Konsens" über die nicht-westliche Identität Russlands 
fanden, kaschierten die konkurrierenden Elitegruppen, dass sie ein gemein-
sames Interesse am Fehlen durchsetzbarer Normen besitzen, die ihre indivi-
duellen politischen und ökonomischen Handlungsspielräume beschränken 
würden. 

Mit langfristigen Investitionen und einer Erholung der Realwirtschaft ist 
jedoch nicht zu rechnen, solange das politische System angesichts seines 
chronischen Legitimitätsdefizits nicht in der Lage ist, stabile Rahmenbedin-
gungen zu schaffen. Selbst wenn letzteres gelänge, bliebe das ökonomische 
Strukturerbe der Sowjetzeit ein grosses, möglicherweise unlösbares Problem. 
Gerade die abnehmende Leistungsfähigkeit des sowjetischen Wirtschafts-
systems war es ja, die die Perestrojka auslöste und zur Umgestaltung des 
politischen Systems führte. Die Defizite der Planwirtschaft, allen voran die 
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Standortwahl nach politischen Kriterien, haben sich besonders tief in die 
Wirtschaftsstruktur Russlands eingegraben, weil sich die entscheidenden 
Industrialisierungsfortschritte ab den 1930er]ahren unter planwirtschaftlichen 
Bedingungen vollzogen. 

Da die weitere Konsolidierung der russländischen Demokratie von einem 
Wirtschaftsaufschwung profitieren könnte und dieser wiederum in hohem 
Masse von Investitionen abhängt, die dem Mechanismus von selIfuljUlil1g 
p1'Opbecies folgen, seien abschliessend die positiven Punkte hervorgehoben, 
die das oben gezeichnete düstere Bild aufl1ellen und die Unterschiede zwi-
schen heute und der Breznev-Zeit deutlich machen: Russland besitzt seit 1993 
erstmals in seiner Geschichte eine Verfassung, die insgesamt als demokratisch 
zu bezeichnen ist. Diese wurde zwar bisweilen umgangen, in ihren Grund-
zügen aber von keinem wichtigen politischen Akteur offen verletzt, wenn 
man vom Tschetschenien-Krieg absieht. Freie Wahlen haben inzwischen 
mehrmals stattgefunden, ihre Resultate wurden auch von den Verlierern aner-
kannt. Parteien unterschiedlicher ideologischer Ausrichtung können sich 
legal betätigen, die Medienlandschaft ist pluralistisch. Der deutlichste Bruch 
mit einem historischen Grundproblem ist in der Regionalisierung Russlands 
erkennbar. Dieser Prozess weist zwar innere Widersprüche auf, denn die 
Dezentralisierung der Macht fällt nicht unbedingt mit einer Demokratisierung 
in den Regionen selbst zusammen. Die Tatsache aber, dass die Föderation 
und ihre Subjekte die Zentrum-Peripherie-Beziehungen heute bilateral aus-
handeln und in Form von Verträgen verrechtlichen, scheint dazu geeignet, 
langfristig die Partizipation der Peripherie und die Integration divergieren-
der Regionalinteressen sicherzustellen und auf diese Weise das Legitimitäts-
defizit des russländischen politischen Systems zumindest in einem zentralen 
Bereich zu beheben. 




